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Editorial: Postkoloniale Studien als 
kritische Sozialwissenschaft 


Ein Schwerpunktheft zu postkolonialen 
Studien wird vielleicht die Frage provo- 
zieren, ob man sich wirklich mit diesem 
Thema beschäftigen muss. Wird der Ge- 
genstandsbereich der ehemals kolonisier- 
ten Gesellschaften nicht schon von de- 
pendenztheoretischen Ansätzen, der 
Weltsystemtheorie oder anderen Ansät- 
zen der kritischen Sozialwissenschaft hin- 
reichend erfasst? Sind die postkolonialen 
Studien nicht einfach nur ein neuer aka- 
demischer Trend? Die dieser PROKLA- 
Ausgabe zugrunde liegende Arbeitsthese 
lautet, einfach gesagt, dass dem nicht so 
ist. Demnach liegt die kritische Interven- 
tion postkolonialer Studien in einem - in 
der Form etwas angestaubten, inhaltlich 
aber nach wie vor hochaktuellen - Postu- 
lat der Ideologiekritik und Wissenssozio- 
logie begründet: dass der gesellschaftliche 
Ort der Wissensproduktion den Inhalt 
beeinflusst. Ein zentraler Ausgangspunkt 
der postkolonialen Studien liegt mithin 
darin, dass die Sicht des - geografisch 
grob vereinfacht gesprochen - globalen 
Nordens auf den globalen Süden, und 
damit auch die Sicht der sozialwissen- 
schaftlichen Disziplinen in ihren hege- 
monialen, aber auch vielen kritischen 
Prägungen von kolonialen Mustern ge- 
kennzeichnet ist. Es sind Muster, die 
„uns“ als vernünftig, zivilisiert und de- 
mokratisch konstruieren, und „die Ande- 
ren“ als, unzivilisiert(wobei man das heu- 
te nicht mehr so sagt), aber jedenfalls als 
weniger weit fortgeschritten und eben 
einfach als „anders“ erscheinen lässt. 


Diese Muster sind auch lange nach dem 
Ende formaler Kolonialherrschaft wirk- 
sam, und sie sind vielgestaltig: wir begeg- 
nen ihnen im Reisebüro, wo mit exoti- 
schen Schönheiten und wilden Stammes- 
kriegern geworben wird, ebenso wie in 
Talkshow-Debatten um Kopftücher, Mi- 
narette und „den Islam“ und in sozial- 
philosophischen Abhandlungen, die sich 
eine gute Weltgesellschaft nur durch Ver- 
allgemeinerung des westlichen Gesell- 
schaftsmodells vorstellen können, oder in 
politikwissenschaftlichen Analysen, die 
die geregelten und zivilisierten Staaten- 
kriege Europas den durch Plünderung 
und brutale Gewalt an der Zivilbevölke- 
rung geprägten „Neuen Kriegen“ der Pe- 
ripherie gegenüberstellen - und dabei 
stillschweigend nicht nur die Gräuel des 
Zweiten Weltkriegs, sondern auch die 
Massaker des Kolonialismus unter den 
Tisch fallen lassen. Die kritische Sozial- 
wissenschaft ist ebenfalls nicht ganz frei 
von solchen Mustern: Auschwitz als „Zi- 
vilisationsbruch“ zu bezeichnen ist inso- 
fern problematisch, als damit eine be- 
stimmte Zivilisation vorher als intakt 
und eben „zivilisiert“ angesehen wird, 
ungeachtet der im kolonialen Kontext 
begangenen Völkermorde. 

Postkoloniale Studien befassen sich mit 
diesen kolonialen Mustern, mit den 
Nachwirkungen des Kolonialismus in e 
hemals kolonisierten und ehemals kolo- 
nisierenden Gesellschaften oder, abstrak- 
ter formuliert: mit der Analyse und Kritik 
von Herrschaftsverhältnissen im weiteren 
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Zusammenhang mit dem historischen 
Phänomen des Kolonialismus. Dipesh 
Chakrabarty hat einen Kernbestandteil 
des Projekts der postkolonialen Studien 
beschrieben als die „Provinzialisierung 
Europas“: eine Welt zu denken, in der 
Europa (und seine Siedlerkolonien in 
Nordamerika) nicht mehr selbstverständ- 
licher Ausgangspunkt der Geschichts- 
schreibung und Theoriebildung ist - und 
in der eurozentrische Kategorien nicht 
als universeller Maßstab gelten. Dies gilt 
gerade auch für die Sozialwissenschaften, 
in denen allzu oft die Gesellschaften 
Westeuropas und Nordamerikas die 
Norm und so den zentralen Gegens- 
tandsbereich bilden, während periphere 
Gesellschaften institutionell und intellek- 
tuell marginalisierten „Unterabteilungen“ 
wie Entwicklungssoziologie oder Ethno- 
logie zugeschoben werden. 

Über diesen vagen gemeinsamen Nenner 
hinaus sind in den postkolonialen Stu- 
dien durchaus heterogene Ansätze aus 
unterschiedlichen Disziplinen zu ver- 
zeichnen. Selbst wenn die oft als Ikonen 
der postkolonialen Studien genannten 
AutorInnen Edward Said, Gayatri Spivak 
und Homi Bhabha aus den Literaturwis- 
senschaften kommen, hat die postkolo- 
niale Perspektive über die Kultur- und 
Geschichtswissenschaften auch die Sozi- 
alwissenschaften erreicht. Im deutsch- 
sprachigen Raum fristen die postkolonia- 
len Studien gerade in den Sozialwissen- 
schaften jedoch noch ein Schattendasein, 
aus dem sie bestenfalls allmählich aus- 
brechen. 

Dies ist bedauerlich. Denn wenn Said die 
jahrhundertelange Kontinuität der Ste- 
reotypen herausarbeitet, mit denen im 
Westen ein bestimmtes Bild des Orients 
konstruiert wurde, wenn Spivak unter 
Rückgriff auf poststrukturalistische, mar- 
xistiiche und feministische Positionen 
die Fallstricke aufklärerischen Handelns, 
die Notwendigkeit von Ideologiekritik 
und die (Un-) Möglichkeit einer Selbst- 
repräsentation der Subalternen diskutiert, 


oder wenn Bhabha aufzeigt, wie kolonia- 
le Diskurse unerwünschte Ambivalenzen, 
Nebeneffekte und Hybriditäten hervor- 
bringen und so die Herrschaft, die sie 
absichern sollen, gleichzeitig auch un- 
terminieren, dann ließen sich diese The- 
sen durchaus produktiv auf Gegenstands- 
bereiche der Sozialwissenschaften anwen- 
den. Dies gilt für die Analyse der Prozes- 
se indigener Selbstorganisation und sozi- 
aler Bewegungen (siehe die Beiträge von 
Tanya Ernst und Maria Framke/ Jana 
Tschurenev) ebenso wie für den Bereich 
der Migration und Integration (dazu die 
Aufsätze von Petra Neuhold/ Paul Schei- 
belhofer und Stefanie Kron) und für all- 
gemeinere herrschaftssoziologische Be- 
trachtungen der Nord-Süd Beziehungen, 
wie sie in dem Beitrag von Anibal Qui- 
jano unternommen werden. (Entwick- 
lungstheorie und Entwicklungspolitik 
bleiben an dieser Stelle ausgeklammert, 
postkoloniale Debatten zu diesem The- 
menbereich werden in einem Schwer- 
punktheft der Zeitschrift Peripherie be- 
handelt, das Ende 2010 erscheinen wird.) 
Der PROKLA-Heftschwerpunkt mit dem 
programmatischen Titel „Postkoloniale 
Studien als kritische Sozialwissenschaft“ 
soll einen Beitrag dazu leisten, an dem 
kritisierten Zustand etwas zu ändern. In 
diesem Sinne geht es darum, eine breitere 
Auseinandersetzung mit postkolonialen 
Studien zu befördern, und sie als dezi- 
diert kritische Perspektive weiter zu ent- 
wickeln. Nun kann es im Sinne der kriti- 
schen Haltung, die postkoloniale Studien 
gegenüber den hegemonialen Disziplinen 
einnehmen, gerade nicht darum gehen, 
diese in einen wie auch immer gearteten 
sozialwissenschaftlichen Kanon, „kri- 
tisch“ oder nicht, einzuverleiben. Wie 
Maria do Mar Castro Varela und Nikita 
Dhawan unlängst deutlich gemacht ha- 
ben, handelt es sich bei postkolonialen 
Studien vielmehr um eine „anti- 
disziplinäre Intervention“. Als solche 
widmet sie sich unter anderem einer kri- 
tischen Analyse dessen, welche Rolle wis- 
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senschaftliche Disziplinen dabei gespielt 
haben und weiterhin spielen, (post-)ko- 
loniale Herrschaftsstrukturen zu reprodu- 
zieren. 

Daher werden die folgenden Beiträge 
nicht nur empirisch den Blick auf fortbe- 
stehende post- und neokoloniale Struktu- 
ren von Macht und Herrschaft für die 
Analyse der Gegenwart in Zentren und Pe- 
ripherien lenken, und die Relevanz der 
Analyse dieser Strukturen für emanzipative 
politische Prozesse deutlich machen. 
Vielmehr werden sie auch erkenntnistheo- 
retische, methodologische, und normative 
Fundamente kritischer sozialwissenschaft- 
licher Ansätze einer (Selbst-JÜberprüfung 
unterziehen. Letztlich werden sie in viel- 
facher Weise aufzeigen, dass kritische 
Debatten und Forschungsstränge nur auf 
eigene Kosten - sei es in der Qualität der 
Theoriebildung und der empirischen A- 
nalysen, oder in uneingelösten normati- 
ven Ansprüchen - die Interventionen 
postkolonialer Studien ignorieren kön- 
nen. 

Der Artikel von Joshua Kwesi Aikins und 
Hannah Franzki bereitet hierfür die 
Grundlage, indem er einen systemati- 
schen Überblick über die postkolonialen 
Studien gibt. Daneben werden die zahl- 
reichen Anschlüsse diskutiert, die postko- 
loniale Perspektiven zu unterschiedlichs- 
ten Strängen kritischer sozialwissenschaft- 
licher Theoriebildung und Forschungs- 
praxis aufweisen. Dabei qualifizieren die 
AutorInnen die häufig geäußerte Kritik, 
postkoloniale Studien vernachlässigten 
materielle Dimensionen der von ihnen 
analysierten Zustände zugunsten von 
Diskursen, Repräsentationen und Identi- 
tätskonstruktionen, als Kritik an nur ei- 
nem Strang postkolonialer Forschung. 
Als Beleg für die diesbezügliche Vielfalt 
postkolonialer Ansätze kann der Artikel 
von Anibal Quijano gelten. Er baut auf 
eine lateinamerikanische Tradition post- 
kolonialer Theoriebildung auf, die sich in 
kritisch-konstruktiver Auseinanderset- 
zung mit materialistisch geprägten An- 


sätzen, insbesondere der Dependenztheo- 
rie und Wallersteins Weltsystemtheorie 
entwickelt hat. Aus eben dieser Tradition 
schöpft auch Tanja Ernst für ihre Analy- 
se der gegenwärtigen Bestrebungen zu ei- 
ner Dekolonisierung des liberalen bolivi- 
anischen Demokratiemodells. Sie disku- 
tiert nicht nur die Bedeutung indigener 
Autonomie und Demokratiekonzepte in 
einer gegenwärtigen postkolonialen Ge- 
sellschaft, sondern zeigt auch auf, wie 
produktiv der Dialog über Wissensfor- 
mationen hinweg für die Reflexion ihrer 
eigenen Position als Forscherin ist. Maria 
Framke und Jana Tschurenev skizzieren 
eine postkoloniale Perspektive auf den 
Faschismusbegriff, die auf die Dezentrie- 
rung der europäischen Faschismuserfah- 
rung abzielt. Einerseits analysieren sie die 
zeitgenössische Rezeption vor allem des 
italienischen Faschismus in Indien, wobei 
deutlich wird, dass trotz einer bisweilen 
anzutreffenden Gleichsetzung von Impe- 
rialismus und Faschismus antikoloniale 
Bewegungen nicht immer frei waren von 
reaktionären Tendenzen. Andererseits dis- 
kutieren sie die Frage, inwiefern die hin- 
dunationalistische Sangh Parivar Bewe- 
gung als faschistisch zu bezeichnen ist. 
Dabei weisen sie darauf hin, dass im in- 
dischen Kontext postkoloniale Eurozen- 
trismuskritik auch in neokonservative Dis- 
kurse einfließt. Den Blick zurück auf den 
Westen lenken dann Petra Neuhold und 
Paul Scheibelhofer, indem sie die euro- 
zentrischen Implikationen liberaler Multi- 
kulturalismuskonzepte herausarbeiten. In 
den mit diesen verknüpften Einwande- 
rungs- und Integrationspolitiken dient die 
Evaluierung von Menschen aus „fremden 
Kulturen und Völkern“ der Schaffung ei- 
nes differenzierten Systems der Diszipli- 
nierung und abgestuften Entrechtung 
von MigrantInnen. Dem methodologi- 
schen Nationalismus dieser Konzepte ge- 
genüber werfen sie die Frage nach einem 
„Multikulturalismus von unten“ auf. 

Sook-Young Ahn und Ralf Havertz er- 
kunden, inwiefern sich koloniale und eu- 
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rozentrische Muster in einem außereuro- 
päischen Kontext wieder finden lassen: 
im Verhältnis zwischen Südkorea und 
Japan. An historischen und vor allem Iı- 
terarischen Beispielen arbeiten sie die Le- 
gitimationsmechanismen der japanischen 
Überlegenheitsideologie und ihrer korea- 
nischen AnhängerInnen heraus, die u.a. 
einen Rassismus ohne „Rassenunter- 
schiede“ und die Vorstellung eines „ge- 
meinsamen Volkskörpers“ beinhaltet. Ei- 
nen Beitrag zur theoretischen und me- 
thodischen Debatte in den postkolonia- 
len Studien leistet schließlich Stefanie 
Kron, insbesondere im Hinblick auf die 
Konzepte der Intersektionalität und des 
border feminism. Empirisch zeigt sie, 
dass in Bezug auf die Rückkehrmigration 
guatemaltekischer Kriegsflüchtlinge die 
gängigen Interpretationsmuster zu ein- 
dimensional sind und die politischen 
Subjektivitäten durch die Überschreitung 
nicht nur der Staatsgrenzen (borders), 
sondern auch der „symbolischen Gren- 
zen von race, class und gender“ (bounda- 
ries) geprägt wurden. 

Der Schwerpunkt des vorliegenden Hef- 
tes wurde maßgeblich von unseren Gast- 
redakteurInnen Matthias Ebenau, Aram 
Ziai, Hannah Franzki und Joshua Kwesi 
Aikins gestaltet. Wir bedanken uns ganz 
herzlich für ihr umfangreiches Engage- 
ment. 


An dieser Stelle auch noch ein verspäte- 
tes, ganz herzliches Dankeschön an Ste- 
fan Schmalz: Er hatte als Gastredakteur 
mit vielen Ideen und viel persönlichem 
Einsatz unser letztes Heft, PROKLA 157 
Der blutige Ernst: Krise und Politik, be- 
treut. Im Stress der Endredaktion dieses 
Heftes ist dann allerdings die Danksa- 
gung an ihn unter den Tisch gefallen. 


In eigener Sache 


Seit Dezember 2009 gibt es die PRO- 
KLA-Homepage www.prokla.de in neuer 
Gestalt und auch mit einem neuen Servi- 
ce für unsere LeserInnen: Von PROKLA 
Nr. 1 aus dem Jahr 1971 (damals noch 
„Probleme des Klassenkampfs“) bis ein- 
schließlich PROKLA Nr. 149 vom De- 
zember 2007 stehen alle Hefte, sowie die 
Sonderhefte, die in den frühen 1970er 
Jahren erschienen sind, als Volltext kos- 
tenlos zum Download bereit. Dass das 
alles so übersichtlich aussieht und leicht 
zu handhaben ist, war nur möglich 
durch einen erheblichen Arbeitseinsatz. 
Dafür bedanken wir uns ganz herzlich 
bei Markus Euskirchen. 

Eine weniger gute Nachricht für unsere 
LeserInnen ist die Preiserhöhung, die in 
diesem Jahr leider unumgänglich wurde. 
Trotz steigender Druck- und Vertriebs- 
kosten blieb der Verkaufspreis der PRO- 
KLA über Jahre hinweg konstant: Der 
Abopreis wurde zum letzten Mal im Jahr 
1998 erhöht, der Einzelverkaufspreis im 
Jahr 2006. Ab diesem Jahr beträgt der 
Einzelverkaufspreis 14 Euro (statt bisher 
12 Euro) und der Abopreis für ein Jahr 
38 Euro (statt 33 Euro) plus Porto. Ein 
Jahresabo mit vier Heften kostet also 
weniger als drei Hefte im Einzelverkauf - 
vielleicht ist das für einige LeserInnen ein 
zusätzliches Argument die PROKLA zu 
abonnieren. 

Die Existenz der PROKLA wird einer- 
seits durch eine möglichst große Zahl 
von Abonnements gesichert, andererseits 
durch die finanzielle und ideelle Unter- 
stützung der „Vereinigung zur Kritik der 
politischen Ökonomie e.V.“, die die 
PROKLA herausgibt. Die Mitgliederver- 
sammlung der „Vereinigung“ trifft sich 
einmal im Jahr, um den Redaktionsbeirat 
und die Redaktion zu wählen und um 
die Schwerpunktthemen des folgenden 
Jahres zu debattieren. Die Mitgliedsbei- 
träge werden zur Unterstützung der Re- 
daktionsarbeit verwendet. Da die PRO- 
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KLA und die Vereinsarbeit der „Volks- 
bildung“ dienen, wir wollen schließlich 
die Kritik der vielfältigen Herrschafts- 
und Ausbeutungsverhältnisse auf solider 
wissenschaftlicher Grundlage, aber 
zugleich gut verständlich unters Volk 
bringen, ist die „Vereinigung“ schon seit 
vielen Jahren als gemeinnützig anerkannt, 


daher steuerlich abgesetzt werden. Die 
nächste Mitgliederversammlung findet 
am Samstag, den 24. April 2010 in Berlin 
statt. Wer mehr über die „Vereinigung“ 
erfahren möchte oder Interesse an einer 
Mitgliedschaft hat, kann gerne an redak- 
tion@prokla.de schreiben und mehr In- 
formationen dazu erhalten. 


Spenden und Mitgliedsbeiträge können 


PROKLA 159: Marx! (Juni 2010) 


Mit der eskalierenden Finanzkrise hat es auch Marx seit einer Weile wieder in die 
Spalten großer Tageszeitungen und Journale geschafft. Kaum verwunderlich, erklär- 
te der ökonomische Mainstream doch seit Jahren, dass es zu größeren Krisen nicht 
mehr kommen würde. Allenthalben wird jetzt beklagt, dass niemand die Krise vo- 
rausgesehen habe - bis auf Marx und dementsprechend wächst auch das Interesse 
an seinen Theorien. Die mediale Beschäftigung mit Marx läuft allerdings auf seine 
Neutralisierung hinaus: trotz einiger Einsichten würden seine Theorien für die Ge- 
genwart nichts taugen, so die meistens verkündete. Demgegenüber geht es uns ge- 
rade darum, die gegenwärtigen Entwicklungen mit Hilfe der Marxschen Theorie zu 
begreifen - was nicht ausschließt auch die Schwächen, Leerstellen oder Sackgassen 
dieser Theorie und mancher der von ihr angeregten Debatten klar zu benennen, 
aber auch die Mythen über die Marxsche Theorie, die nach wie vor im Umlauf 
sind. 

In dem PROKLA-HEeft soll es aber nicht allein um an Marx orientierte Krisentheo- 
rien gehen, wie sie jetzt wieder verstärkt diskutiert werden. Weit darüber hinausge- 
hend liefert Marx die Grundelemente für eine kritische Theorie von Gesellschaft 
und Geschichte. Werden diese Elemente von ökonomistischen und klassenredukti- 
onistischen Verkürzungen befreit, bieten sie fruchtbare Anschlusspunkte an andere 
kritische Diskurse, wie sie in feministischen oder postkolonialen Ansätzen formu- 
liert werden. Zweck dieser analytischen Anstrengungen ist nicht bloß die Einsicht 
in das Funktionieren der gegenwärtigen Gesellschaft, sondern die gesellschaftliche 
Emanzipation. Doch wie kann heute eine an Marx anschließende Emanzipations- 
perspektive aussehen? Und auf welche Weise kann die angestrebte Emanzipation 
erreicht werden? 


Hannah Franzki, Joshua Kwesi Aikins 


Postkoloniale Studien 
und kritische Sozialwissenschaft' 


1. Einleitung 


Bis zum heutigen Tag sind die Länder des „globalen Südens“ und des „globa- 
len Nordens“ von den Nachwirkungen des Kolonialismus geprägt - in Wissen- 
schaft, Kunst, und Kultur, wie auch in Ökonomie, Politik und Recht. Die 
Konzeptionalisierung dieser Nachwirkungen ist der gemeinsame Bezugspunkt 
postkolonialer Studien, die sich als transdisziplinäres Feld in den letzten drei 
Jahrzehnten etabliert haben. Sie rücken einerseits die (neo)koloniale Gewalt in 
den Fokus, die im Namen von Rationalität, Fortschritt und Entwicklung mili- 
tärisch, ökonomisch und diskursiv ausgeübt wurde und wird. Andererseits zei- 
gen sie auf, wie prekär und umkämpft koloniale und neokoloniale Konstella- 
tionen waren bzw. sind, und heben hervor, dass heutige Vorstellungen von 
Demokratisierung und Emanzipation nicht ohne die antikolonialen Befrei- 
ungskämpfe gedacht werden können. 

Allerdings ist mit dem fast schon reflexhaften Verweis auf die Liaison postko- 
lonialer Ansätze mit poststrukturalistischer Theorie sowie auf ihre institutio- 
nelle Verankerung in den Literatur- und Kulturwissenschaften den postkolonia- 
len Studien in der Vergangenheit die Relevanz für sozialwissenschaftliche For- 
schung weitgehend abgesprochen worden. In der Folge ist, insbesondere im 
deutschsprachigen Raum, eine ernsthafte Auseinandersetzung mit postkolonia- 
ler Kritik bislang größtenteils ausgeblieben. Dies verwundert nun zumindest 
im Fall kritischer Sozialwissenschaft, teilt sie doch mit den postkolonialen 
Studien ein zentrales Anliegen: die Analyse und Kritik von Herrschaftsverhält- 
nissen. Ausgeblendet wird dabei, dass es viele wichtige Beiträge aus historisch- 
materialistischer Perspektive zu postkolonialen Fragestellungen gibt, und dass 
die Diskussionen innerhalb des „battle ground“ (Gandhi 1998: 3) der postko- 
lonialen Studien, sowie deren Rezeption außerhalb der Literatur-, Kultur-, und 
Regionalstudien inzwischen fortgeschritten sind: Veröffentlichungen u.a. in 
den Geschichtswissenschaften (Conrad, Randeria 2002b; Cooper 2005), den 


1 Wir danken Matthias Ebenau und Aram Ziai für hilfreiche Diskussionen und konstruktive Kritik. 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 158, 40. Jg., 2010, Nr. 1, 9-28 
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Rechtswissenschaften (Fitzpatrick 1992; Chimni 2006) und den Internationa- 
len Beziehungen (Chowdhry, Nair 2002; Slater 1998) haben versucht, postko- 
loniale Kritik für die jeweilige Disziplin fruchtbar zu machen und können 
wichtige Aufschlüsse über sozialwissenschaftlich relevante Einsichten aus den 
postkolonialen Studien und deren Grenzen liefern. 

Dieser Artikel ist der Versuch, den aktuellen Diskussionsstand postkolonialer 
Studien hinsichtlich ihres Beitrags zu einer kritischen Sozialwissenschaft kri- 
tisch zu würdigen. Er ist dementsprechend selektiv (für eine Einführung in das 
Feld siehe Castro Varela, Dhawan 2005). Wir verstehen ihn außerdem als Plä- 
doyer für eine überfällige Auseinandersetzung mit postkolonialen Perspektiven 
in sozialwissenschaftlicher Theoriebildung und Forschung. Wir werden mit der 
Darstellung der zentralen Thesen postkolonialer Studien (2) und ihrer Kritik 
(3) beginnen. Unter dem Stichpunkt „Widerstand und Transformation“ (4) 
stellen wir zunächst postkoloniale Zugänge zu diesen für kritische Sozialwis- 
senschaften zentralen Konzepten vor. Zahlreiche neuere Beiträge befassen sich 
mit einer postkolonialen Perspektive auf aktuelle Globalisierungsprozesse. Auf 
ihre Anschlüsse an eine kritische sozialwissenschaftliche Globalisierungsfor- 
schung gehen wir im Anschluss ein (5). Es folgt eine Betrachtung des Verhält- 
nisses von postkolonialen Studien und Feminismus, das von persönlichen und 
programmatischen Überschneidungen und gegenseitiger Beeinflussung, aber 
auch von wechselseitiger Kritik geprägt ist (6). Abschließend sollen Implikati- 
onen postkolonialer Kritik für Epistemologie und Methodologie der Sozial- 
wissenschaften systematisiert werden (7). 


2. Eurozentrismus und Dekolonialisierung der Sozialwissenschaften 


Postkoloniale Studien entwickeln aus der Untersuchung vergangener und ge- 
genwärtiger Auswirkungen des Kolonialismus eine Kritik an westlicher Histo- 
riographie sowie an ungleichen Macht- und Repräsentationsverhältnissen, die 
eine Hierarchie zwischen dem aufgeklärten, entwickelten Westen und seinem 
„Anderen“ etablieren (Hall u.a. 1996). Eine grundlegende postkoloniale Kritik 
an den Sozialwissenschaften zielt dabei auf die Aufrechterhaltung einer kolo- 
nialen wissenschaftlichen Arbeitsteilung ab: Während Soziologie und Politik- 
wissenschaften sich vornehmlich mit den ‚modernen‘ westlichen Gesellschaf- 
ten befassen, ist es Aufgabe der Anthropologie und Regionalstudien, Politik und 
Gesellschaften des „Rests der Welt“ zu analysieren (Conrad, Randeria 2002a: 
22). Diese dichotome Aufteilung wird in zweifacher Hinsicht kritisiert: Sie 
werde erstens der Tatsache nicht gerecht, dass Entwicklungen in kolonisieren- 
den Gesellschaften wesentlich von der kolonialen Begegnung geprägt wurden. 
Und zweitens hielten sozialwissenschaftliche Kategorien, die vor diesem Hin- 
tergrund entwickelt wurden, ein eurozentrisches Weltbild aufrecht und müssten 
notwendigerweise dekolonialisiert werden. Beide Kritiken sollen im folgenden 
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Abschnitt diskutiert werden. Abschließend soll auf die Repräsentationsproblema- 
tik, die sich für die sozialwissenschaftliche Praxis angesichts ihrer privilegierten 
Position gegenüber „beforschten“ Subjekten ergibt, eingegangen werden. 

Die koloniale Gewalt hat nicht nur die kolonialisierten, sondern auch die kolo- 
nisierenden Gesellschaften transformiert. Die wissenschaftliche Legitimation des 
Kolonialismus bot eine neue kollektive Selbstdefinition im Kontrast zu den ko- 
lonialisierten Anderen, die sich in vielfältigen Formen in der Alltagskultur der 
Metropolen manifestierte - auch im deutschsprachigen Raum (Aikins 2008). 
Postkoloniale Studien haben in vielfältiger Weise damit begonnen, ihre grundle- 
gende Kritik an der verborgenen kolonialen Dimension in Politik, Kultur und 
Alltagsrepräsentationen mit Hilfe empirischer Analysen zu untermauern und auf 
die wichtige Rolle der Kolonien als „Labore der Moderne“ (Stoler, Cooper 1997: 
5) aufmerksam zu machen: In so unterschiedlichen Bereichen wie Rassismusfor- 
schung (Kilomba 2008), Erinnerungspolitik (Arndt 2001: 54-60; Aikins, Hoppe, 
1.E.), Analyse und Aufarbeitung der NS-Vergangenheit (Madley 2005), Migrati- 
ons- und Arbeitsmarkpolitik (Ha 2008), sowie Analyse von Filmproduktionen 
und Alltagskultur (Golly, Cohrs, Ha 2008) oder Strafsystemen (Agozino 2003) 
zeigen sich unmittelbare, aber auch auf komplexe Weise vermittelte koloniale 
Kontinuitäten und Verläufe. So lassen sich vorgeblich interne Grundkonflikte 
wie beispielsweise die soziale Frage zu Beginn der Industrialisierung nicht ohne 
Einbeziehung der Migration in die europäischen Siedlungskolonien analysieren, 
wo rassistische Konstruktionen von Bürgerschaft die im Herkunftsland häufig 
weniger privilegierten Siedler_innen an die Spitze der Kolonialhierarchie stellten. 
Sie wurden im Rahmen einer zunehmend internationalen Arbeitsteilung neu po- 
sitioniert - ein Statussprung, dessen symbolisches Kapital auch in die Metropo- 
len zurückwirkte. So wurde der politische Handlungsdruck in Europa nicht zu- 
letzt durch Migration in die Siedlungskolonien abgeschwächt. 

Die Aufteilung der regionalen Zuständigkeit zwischen klassischen Sozialwis- 
senschaften und Anthropologie oder Regionalstudien hat ebenfalls zur Folge, 
dass die Bedeutung der „kolonialen Begegnung“ für sozialwissenschaftliche 
Grundannahmen wie für die Geschichte der Moderne lange verdeckt blieb. 
Postkoloniale Perspektiven wenden sich kritisch gegen dieses Verständnis, das 
nicht nur liberale Historiographie und Webersche historische Soziologie, son- 
dern auch „dominante Traditionen des westlichen Marxismus“ (Hall 2002: 
250) insofern kennzeichnet, als dass sie die globale Dimension der kolonialen 
Aggression zugunsten einer verkürzten Geschichtsschreibung und Konzeptbil- 
dung allein aus „europäischen Parametern“ (ebd.) vernachlässigt. 

Die Kritik am Eurozentrismus der Sozialwissenschaften und deren Dekolonia- 
lisierung ist ein zentrales Projekt postkolonialer Studien und wird in den letz- 
ten Jahren u.a. von einer Gruppe lateinamerikanischer (Sozial-Jwissenschaft- 
ler_innen, der „Grupo Modernidad/Colonialidad“, verfolgt (vgl. Pachön Soto 
2000; siehe auch den Beitrag von Ernst in diesem Heft). Ihre Beiträge dienen 
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hier als Kontext für die Darstellung postkolonialer Eurozentrismuskritik. Ge- 
meinsamer Ausgangspunkt der Untersuchungen der Gruppe ist ein Verständ- 
nis der Moderne als eurozentrischer Mythos, der im 18. Jahrhundert durch die 
genealogische Verbindung von geschichtlichen Ereignissen als ausschließlich 
europäische Erfahrung entstanden sei. Ausgehend vom Mittelalter würden ita- 
lienische Renaissance, protestantische Reformen in England, deutsche Aufklä- 
rung und französischen Revolution als eine genuin europäische Geschichte 
des Fortschritts dargestellt (vgl. Dussel 1994). Durch die teleologische Ge- 
schichtsschreibung unter Ausblendung kolonialer Expansion und Beherr- 
schung habe Europa sich zum Maßstab von Entwicklung und Zivilisation er- 
hoben (Mignolo 2005: 5). Dabei werde ausgeblendet, dass die koloniale Be- 
gegnung Voraussetzung für, und nicht Folge der Moderne gewesen sei, letztere 
also nicht ohne koloniales Denken verstanden werden könne (Dussel 2002: 
221). Anders als von postkolonialen Ansätzen aus dem anglophonen Raum 
wird dieser Zusammenhang ausgehend von einer Kritik und Erweiterung der 
Weltsystem-Theorie Wallersteins hergestellt (Quijano, Wallerstein 1992): Qui- 
jano (2000: 222) hebt hervor, dass nicht allein der Zwang des Kapitals Mehr- 
wert zu produzieren die Etablierung Europas als Zentrum erklären könne. 
Vielmehr müsse beachtet werden, dass gleichzeitig die Idee der Rasse als bio- 
logische Kategorie zur Unterscheidung von Menschen und ihren Kulturen 
eingeführt und damit Hierarchien in der globalen Arbeitsteilung begründet 
wurden. Das Konzept der „Kolonialität der Macht“ bezeichnet die Einschrei- 
bung rassistischer Kategorien in weltweite Machtverhältnisse, insbesondere die 
kapitalistische Produktionsweise und dominante Wissensstrukturen (Quijano 
2000: 216ff, vgl. auch den Beitrag von Quijano in diesem Heft). Für eine E- 
manzipation von diesen Machtverhältnissen reiche es daher nicht aus, öko- 
nomische Abhängigkeitsstrukturen zu bekämpfen. Vielmehr müssten die in 
der Erzählung der Moderne und den Sozialwissenschaften verankerten Wis- 
sensstrukturen dekolonisiert werden (vgl. auch Cooper 2005: 14). 

Eine praktische Vorstellung von diesem Prozess der Dekolonisierung wird von 
Dussel mit dem Konzept der Trans-Moderne eingebracht, welches eine Neu- 
Interpretation der Moderne durch Einbezug von bisher ausgeschlossenen Fr- 
eignissen aus einer nicht-europäischen Perspektive fordert (Dussel 2002: 223f). 
So sei zum Beispiel die industrielle Revolution als eine Reaktion auf Verände- 
rungen in der chinesischen Wirtschaft zu verstehen. Eine Hegemonie Europas 
habe sich tatsächlich erst im 18. Jahrhundert etabliert (Dussel 2002: 227, 331). 
Auch aus anderen Richtungen wurde wiederholt die Forderung erhoben, die 
Idee der Moderne neu und ganzheitlich zu denken. Prominent ist in diesem 
Zusammenhang Dipesh Chakrabartys Forderung, „Europa [zu] provinzia- 
lisieren“, d.h. nicht mehr als theoretisches Subjekt jedweder Geschichte zu be- 
greifen (Chakrabarty 2002: 283). Hingegen müsse untersucht werden, wie die 
Auffassung begründet werden konnte, die Vernunft der Aufklärung habe ihren 
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Geltungsbereich über den Ort hinaus, an dem sie entwickelt wurde. Dabei sei- 
en Zwangs- und Gewaltelemente in die Erzählung der Moderne zu integrieren 
(Chakrabarty 2002: 305). Die Gemeinsamkeit dieser und vergleichbarer Beiträge 
(Conrad, Randeria 2002a: 14; Bhambra 2007: 11) liegt in ihrem Plädoyer, den 
methodologischen Nationalismus der (vergleichenden) Sozialwissenschaften zu 
überwinden. Anders als Autor_innen, die diese Notwendigkeit auf aktuelle Glo- 
balisierungsprozesse zurückführen (so z.B. Beck 2005: 35ff), ergibt sie sich hier 
aus der Analyse des Kolonialismus als Möglichkeitsbedingung der Moderne. 
Postkoloniale Studien verweisen jedoch nicht nur auf die Verwobenheit von 
lokaler und globaler Geschichte, um die Verwendung desselben analytischen 
Rahmens für die Analyse der Metropolen und ihrer ehemaligen Kolonien ein- 
zufordern (Anderson 2002: 643), sondern auch, um binäre Denkmuster, die 
den Kern kolonialer Ideologie und Wissenschaft ausmachen, zu kritisieren. 
Das binäre Denken in antagonistischen Kategorien wie zivilisiert/barbarisch, 
fortschrittlich/primitiv, rational/emotional, kultiviert/wild, entwickelt/unter- 
entwickelt impliziere demnach immer bereits eine Naturalisierung von wahr- 
genommenen Unterschieden zwischen dem Westen und dem „Rest“ sowie ei- 
ne Hierarchisierung, die koloniale Aggression rechtfertigte (JanMohammed 
1985; Loomba 1998). Die realen Herrschaftsverhältnisse von Beginn des Ko- 
lonialismus seien aber stets komplexer gewesen, als die Dualität des Kolonial- 
diskurses es erscheinen ließ: Koloniale Gewaltausübung legitimierte sich aus 
den widersprüchlichen Konzepten der Ungleichheitsbehauptung (Kolonisierte 
sind biologisch/kulturell anders, minderwertig und bedürfen europäischer 
Herrschaft) und der Zivilisierungsmission (Kolonisierte sind primitiv und be- 
dürfen der „Hebung“ durch aufgeklärte europäische Herrschaft). In Verbin- 
dung mit der Teileund-Herrsche Strategie, die Kolonisierte untereinander hie- 
rarchisierte und die Kollaboration lokaler Autoritäten beförderte führten diese 
Strategien zu Hybridisierungseffekten. Unter anderem diese Widersprüchlich- 
keit der Kolonialideologie wurden zum Ausgangspunkt antikolonialen Wider- 
standes (Bhabha 2004, Fanon 2001 [1961]). In der Kritik an Befreiungsnatio- 
nalismen, sie übernähmen das koloniale Institutionengefüge und schrieben 
damit diejenigen Dominanzverhältnisse fort, zu deren Überwindung sie ange- 
treten waren, entwickeln postkoloniale Studien eine Kritik an kollektiven Iden- 
titätszuschreibungen in Politik und Wissenschaft. Individuelle und kollektive 
Identitäten seien Konstruktionen, die häufig von einem kolonialen Entste- 
hungskontext bzw. von kolonialen Machteffekten geprägt sind. 

Darüber hinaus verweisen postkoloniale Theoretiker_innen auf die Nicht- 
Repräsentierbarkeit der Subalternen, d.h. die Unmöglichkeit, in der Analyse 
von Dominanzverhältnissen die Perspektive der ‚Unterdrückten‘ authentisch 
darzustellen (Gandhi 1998). Die Bürde der Repräsentation führt so in eine in 
zweifacher Hinsicht problematische Position, der sich gerade die Sozialwissen- 
schaften nicht entziehen können: Im Rahmen der (neo)kolonialen Arbeitstei- 
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lung zwischen und innerhalb des „Nordens“ bzw. „Westens“ und „Südens“ 
nehmen Sozialwissenschaftler_innen selbst eine privilegierte, durch die Fort- 
wirkung kolonialer Wissensregime aber problembehaftete Position ein, aus der 
heraus sie andere repräsentieren. „Nicht-Repräsentieren“ oder Verschweigen 
vorhandener Hierarchien sind Optionen, die ebenfalls und nur aus diesen pri- 
vilegierten Positionen heraus gewählt werden können. Kritische sozialwissen- 
schaftliche Forschung ist so als inhärent politischer Akt zu verstehen, der eine 
kontinuierliche Reflexion des eigenen Standpunktes erfordert. 

Bevor einzelne Themenfelder postkolonialer Kritik vertieft werden, sollen im 
Folgenden wesentliche Aspekte der Kritik an postkolonialen Studien skizziert 
werden. 


3. Postkoloniale Studien in der Kritik 


Dass literatur- und kulturwissenschaftliche Ansätze scheinbar die Deutungs- 
hoheit im Feld des Postkolonialismus haben, liegt paradoxerweise nicht zu- 
letzt an ihren Kritiker_innen, die sich selten auf die vorhandenen materialisti- 
schen Analysen postkolonialer Zustände beziehen. So wird trotz der Feststel- 
lung, dass es mit Hamza Alavi (1972) ein erklärter Marxist gewesen sei, der 
den Begriff „postkolonial“ in akademische Debatten eingeführt habe, die Be- 
gründung postkolonialer Studien zumeist Saids „Orientalism“ (1995 [1978]) 
zugeschrieben (vgl. z.B. Lazarus 2004: 4), der gemeinsam mit Spivak und 
Bhabha die „heilige Dreifaltigkeit“ des Feldes bildet. Hingegen betrachten wir 
die im Folgenden diskutierte Kritik, im Versuch diese Verzerrung zu vermei- 
den, nicht als Kritik an postkolonialen Ansätzen im Allgemeinen, sondern an 
einer Gruppe von Ansätzen, die postkoloniale Zustände analysieren. Es geht 
nach wie vor um die Frage, welche Machtstrukturen in der Postkolonialität 
wirksam sind und welche Emanzipationsmöglichkeiten sich bieten. Um dieser 
Frage nachzugehen, möchten wir auf drei zentrale Kritiken eingehen, die an 
poststrukturalistisch informierten Arbeiten geäußert wurden: erstens, die analy- 
tische Vernachlässigung ökonomischer und militärischer Strukturen zu Guns- 
ten von wissensbasierten Unterdrückungsverhältnissen; zweitens, die Ausblen- 
dung des komplizinnenhaften Verhältnisses von postkolonialen Studien und 
neoliberaler Globalisierung; und drittens, die Vernachlässigung gegenwärtiger, 
politisch relevanter Themen (vgl. Krishna 2009: 105ff). 

Seit den 1980er Jahren vollzog sich in der akademischen Auseinandersetzung 
mit postkolonialen Gesellschaften eine methodologische Verschiebung, die ei- 
ne Stärkung von diskurs- gegenüber klassenanalytischen Perspektiven mit sich 
brachte. Marxistische Kritiker wie Aijaz Ahmad und Arif Dirlik problemati- 
sierten diese Entwicklung: ein diskurstheoretischer Zugriff lasse Kolonialismus 
als rein diskursives Freignis erscheinen und verunmögliche dessen Abgrenzung 
von materieller Realität (Dirlik 1994). Im Zuge des linguistic turn sei die Er- 
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klärung sozialer Verhältnisse und Berücksichtigung ökonomischer und militä- 
rischer Abhängigkeiten vernachlässigt worden (Parry 2004: 75). Die „Basis für 
eine Verallgemeinerung [solle hingegen] nicht die Geschichte des Kolonialıs- 
mus, sondern des Kapitalismus selbst“ sein (Ahmad 1995: 27, Übersetzung 
d.A.). Andernfalls könne den Unterschieden zwischen ehemals kolonialisierten 
und den Gemeinsamkeiten zwischen kolonialisierten und nicht kolonialisier- 
ten Ländern keine Rechnung getragen werden. 

Der Begriff „postkolonial“ nehme somit die Möglichkeit, die besonderen Be- 
dingungen des postkolonialen Staates, seine Funktionen bei der Organisation 
des Kapitals und das Verhältnis von imperialistischen Kräften und nationalen 
Eliten zu diskutieren. Vielmehr handle es sich bei den postkolonialen Texten 
um Beschreibungen „globalisierter postkolonialer Verhältnisse“, in denen nicht 
jene Machtstrukturen bestimmt würden, gegen die man außerhalb des Diskur- 
siven kämpfen könne (Ahmad 1995: 31). Die De-Thematisierung der Auswir- 
kungen neoliberaler Globalisierung auf Nord-Süd-Abhängigkeitsverhältnisse, 
die mit dieser analytisch-politischen Entschärfung einer gehe, sei umgekehrt 
eine wesentliche Voraussetzung für die Akzeptanz postkolonialer Studien im 
westlichen Wissenschaftsbetrieb gewesen (Dirlik 1994). Indem dieser Zusam- 
menhang nicht reflektiert werde, mache sich die postkoloniale Theorie zur 
Komplizin herrschender Verhältnisse im globalen Kapitalismus. 

Ein dritter wichtiger Strang der Kritik an postkolonialen Ansätze zielt weniger 
auf deren „originäre“ Stoßrichtung ab, als vielmehr darauf, dass sie diese in 
der Folge nicht erweitert und ergänzt haben (vgl. Krishna 2009: 199). Somit 
verfehlten sie die zentralen Fragen einer Auseinandersetzung mit globalen 
Machtverhältnissen. Ursache dieser Schieflage sei, so David Scott (2005), dass 
postkoloniale Studien sich nach und nach von einer politisch engagierten Kri- 
tik zu einer Untersuchungsmethode entwickelt und somit ihr kritisch-politisches 
Anliegen aus den Augen verloren hätten. Durch ihren dezidierten Anti-Essen- 
zialiimus hätten sie zudem an Fähigkeit eingebüßt, soziale und politische 
Kämpfe anzuleiten, die sich auf kollektive Identitäten stützen (Krishna 2009: 
124). Nach wie vor müsse es vorrangig um Analyse und Kritik gegenwärtiger 
Machtverhältnisse gehen, nicht alleine darum, wie sich der Kolonialismus auf 
heutige Situationen ausgewirkt hat (siehe hierzu auch Abschnitt 7). 

Wie bereits erwähnt ist die Gültigkeit, die jeder dieser Punkte (zumindest in 
der Stärke, mit der sie zum Teil in den kritischen Originaltexten vorgetragen 
werden) bezüglich des komplexen Feldes postkolonialer Studien beanspruchen 
kann, fragwürdig. Die Problematisierung der Bedeutung internationaler Ar- 
beitsteilung für den globalen Kapitalismus oder der Stellung postkolonialer 
Akademiker_innen im weltweiten Wissenschaftsbetrieb durch Spivak (1988) 
wird beispielsweise weder von Ahmad (1994) noch von Dirlik (1994) in ihre 
Argumentation einbezogen. Auch wenn die Beobachtung Dirliks (1994: 331), 
dass die postkoloniale Studien mit der neoliberalen Globalisierung im Norden 
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ankommen, wichtige Fragen aufwirft, ist der Vorwurf einer ausbleibenden Reflek- 
tion dieser Umstände unangemessen. Auch ist zweifelhaft, inwiefern Organisatı- 
on und Widerstand einzig entlang essenzialistischer Kategorien möglich ist. 
Dennoch gibt die Kritik am linguistic turn in der Konzeptionalisierung post- 
kolonialer Verhältnisse wichtige Hinweise, was postkolonialen Studien zu leis- 
ten haben, sollen sie für kritische sozialwissenschaftliche Forschung relevant 
bleiben: sie müssen zu einer Analyse aktueller Machtverhältnisse unter Berück- 
sichtigung ihrer kolonialen Ursprünge beitragen, die gleichzeitig Ausgangs- 
punkt für politischen Widerstand sein kann. Tatsächlich wurde und wird im 
Kontext einer Revisions- und Reflexionsphase postkolonialer Studien die Kri- 
tik durch aktuelle Beiträge aufgenommen. Im weiteren Verlauf des Artikels 
wird daher auf aktuelle postkoloniale Perspektiven auf Widerstand und Trans- 
formation und ihre Beiträge zur Globalisierungsdebatte eingegangen. 


4. Postkoloniale Perspektiven auf Widerstand und Transformation 


Der Begriff postkolonial wird wiederholt in einer Weise konzeptualisiert, die 
eine temporäre Deutung des „post“ zugunsten einer epistemologischen Inter- 
pretation zurückweist - postkoloniale Perspektiven haben demnach einen wi- 
derständigen, transformativen Anspruch (Ashcroft 2001; Hall 2003). Im Fol- 
genden sollen postkoloniale Perspektiven auf Widerstand nachgezeichnet wer- 
den, die antikoloniale Theorie und Praxis auf transformative Elemente unter- 
sucht, die über die Dichotomien des Kolonialdiskurses hinausweisen. Eine sol- 
che Lesart von Widerstand bietet nicht zuletzt auch die Möglichkeit, postkolo- 
niale Perspektiven über reinen Dekonstruktivismus hinaus für sozialwissen- 
schaftliche Analysen von Transformationsprozessen sowie für Kontroversen am 
Schnittpunkt von Wissenschaft und Erinnerungspolitik nutzbar zu machen. 
Widerstand ist ein zentrales Konzept der postkolonialen Studien, die häufig 
nach Handlungsmöglichkeiten angesichts umfassender kolonialer Aggression, 
fortbestehender Hierarchien und daraus entstehender struktureller Ungleich- 
heit fragen. Postkoloniale Ansätze, die selbst den Gestus einer koloniales 
Machtwissen transformierenden Perspektive einnehmen, betonen dabei die 
Wichtigkeit der Veränderung kolonialer Strukturen. Widerstand soll jenseits 
eurozentrischer Zuschreibungen, die in ihm nur eine reaktive, auf die Koloni- 
almacht bezogene Aktivität sehen, betrachtet werden (Ashcroft 2001). So wird 
frühen postkolonialen Analysen wie Edward Saids Orientalism eine Überbeto- 
nung der Machteffekte des Kolonialdiskurses vorgeworfen, die Widerstand und 
Handlungsfähigkeit der Kolonisierten unsichtbar mache. Neuere postkoloniale 
Betrachtungen antikolonialen Widerstandes (Ashcroft 2001; Jefferess 2008) 
versuchen, einer solchen Geschichtsinterpretation entgegenzutreten, indem sie 
Theoretiker_innen des antikolonialen Widerstandes aufgreifen. 

Fanon und Cesaire, deren Arbeiten in den 1950er und 1960er Jahren die Un- 
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abhängigkeitskämpfe begleiteten, verwiesen stets auf die Rolle der Kolonisier- 
ten als Widerständige und Kollaborateure und auf die materielle sowie die i- 
deologische Aggression des Kolonialismus, die sich wechselseitig legitimierten 
und stärkten: so beschrieb Frantz Fanon antikolonialen Widerstand als Kampf 
„against hunger, against ignorance, against poverty, and against unawareness“ 
(Fanon 1991 [1961]: 202). Aime C£saire verwies darüber hinaus auf die im Ko- 
lonialismus eingeschriebene kulturelle Aggression, die nicht nur in den Kolo- 
nien fatale Folgen hat, sondern vor allem auch die Kolonisierenden durch 
Überlegenheitsideologien, Rassismus und den dadurch entstehenden morali- 
schen Relativismus „entzivilistert“ (Cesaire, Pinkham, Kelley 2001 [1955]: 36). 
Die Wortwahl verweist dabei auf die Tatsache, dass der umfassende Geltungs- 
anspruch des Kolonialdiskurses ein wichtiger Referenzpunkt blieb. 
Antikolonialer Widerstand stellt immer auch einen Kampf um die Möglichkeit dar, 
den kolonialen Referenzrahmen zu verlassen - weswegen Gyan Prakash eindringlich 
dafür plädiert, Akte des Widerstandes, ob Theoriearbeit, politische Aktion oder All- 
tagspraxis, die vielfach noch immer ihrer Interpretation als „theoretical events“ 
(Prakash 1994: 5) harren, als solche ernst zu nehmen. Eine zu dichotome Sicht auf 
Kolonisierende und Kolonisierte, die letztere per se zu quasi automatischen Ak- 
teur_innen des Widerstandes macht, läuft dabei jedoch Gefahr, komplexere Realitä- 
ten kolonialer Kollaboration - die sowohl Fanon also auch Cesaire klar benen- 
nen - ebenso zu übersehen wie den Facettenreichtum antikolonialen Widerstan- 
des: dieser weist über die Konfrontation hinaus, da er nicht nur gegen die Kolo- 
nialaggressoren, sondern auch für eine selbstbestimmte Lebensführung auf Basis 
eigener Werte geleistet wurde und wird. Es sind diese „sources of knowledge and 
agency simmering beneath the calm surface of colonial history and historiogra- 
phy“ (Prakash 1994: 4), die im Widerstand durchscheinen. 

Thomas Jeferess' Analyse der transformativen Widerstandgeschichte Indiens und 
Südafrikas demonstriert die Möglichkeiten eines postkolonialen Ansatzes, der 
antikolonialen Widerstand auch theoretisch ernst nimmt, indem er die Strategien 
und Theorien, die diese beiden unterschiedlichen, aber historisch verbundenen 
Befreiungsbewegungen begleiteten, konzeptionell auswertet (Jefferess 2008). 
Wichtige Akteure und Symbolfiguren der jeweiligen Bewegungen, unter ande- 
rem Ghandi und Mandela, werden dabei nicht als unhinterfragbare Helden 
und Befreier, sondern als strategische Akteure gesehen, deren politische Praxis 
die theoretische Einsicht manifestiert, dass koloniale Unterdrückung nur 
durch eine Transformation der dichotomen Logik der Konfrontation beendet 
werden kann. Beide Bewegungen operierten jenseits eines nur oppositionellen 
Paradigmas, in dem eine romantische Teleologie von Revolution durch Leiden 
und Entbehrung, Kampf und Überwindung des Gegners zur Befreiung führt. 
Beide griffen auf Konzepte der jeweiligen indigenen politischen Philosophie 
zurück, deren Konzeptionalisierung der Interdependenz von Subjektivität und 
Gemeinschaft (im südafrikanischen ubuntu-Konzept), der kollektiven Wohl- 
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fahrt (in Ghandis sarvadoya) und der Gewaltlosigkeit (Ghandis ahimsa) geeig- 
net waren, Widerstand als befreienden politischen Prozess zu gestalten, in des- 
sen Ausübung eine transformative Praxis bereits über koloniale Dichotomien 
hinausweist. Jefferess' Studie verweist auf die Möglichkeiten, die eine umfas- 
sende Analyse dieser Strategien für eine postkoloniale Theorie birgt, die über 
Dekonstruktion und Kritik hinausweist und angesichts gegenwärtiger Konfigu- 
rationen von Macht und Herrschaft eine „politics of change“ artikuliert , die 
nach den Entstehungsbedingungen nicht lediglich eines „freedom from“, son- 
dern eines „freedom to“ fragt (Jefferess 2008: 181). 

Die in den genannten Zugängen vorgenommene, vielschichtige Konzeption 
von Widerstand und Transformation sowie der Fokus postkolonialer Studien 
auf den komplexen Nachhall von Dominanzstrukturen auch nach deren for- 
meller Beendigung bietet Ansätze, die zunehmend auch auf andere Transfor- 
mationskontexte wie den Balkan und ehemalige Sowjetrepubliken angewendet 
werden (Todorova 2009). 


5. Postkoloniale Studien und Globalisierung 


Die oben skizzierte Kritik, postkoloniale Studien müssten das politische Anlie- 
gen ihrer Forschung neu definieren, um nicht irrelevant für Analyse und Kritik 
des globalen Kapitalismus zu werden, wurde zum Teil direkt mit der Notwen- 
digkeit einer Auseinandersetzung mit dem aktuellen Globalisierungsprozess ver- 
bunden (z.B. Moore-Gilbert 1998: 62; Chowdhury 2006: 127; Krishna 2009: 120). 
Eine solche erfordere nicht nur eine stärkere Beachtung polit-Skonomischer An- 
sätze, sondern müsse ebenfalls Perspektiven für eine Widerstandspraxis bieten 
(vgl. Chowdhury 2006: 151, 156). Anhand von drei Aspekten sollen bereits be- 
stehende und mögliche weitere Anschlüsse postkolonialer Studien an eine kriti- 
sche Globalisierungsforschung kurz vorgestellt werden: die Frage nach der Kon- 
stitution globaler Machtverhältnisse, die Rolle des Nationalstaates bei der Gestal- 
tung der Globalisierung und die Möglichkeiten des Widerstandes. 

In der Globalisierungsdebatte herrscht nach wie vor Uneinigkeit darüber, ob 
der Prozess eine neue Form des Neo-Kolonialismus oder Imperialismus ist, die 
euro-amerikanische Interessen sichert oder ob es sich vielmehr um eine 
Machtverschiebung zugunsten einer globalen Zivilgesellschaft einerseits und 
aufstrebenden Staaten wie China und Indien andererseits handelt. Eng ver- 
bunden hiermit ist die Frage nach „Gewinnern“ und „Verlierern“ der Globali- 
sierung. Einen wichtigen Beitrag zur Konzeptionalisierung von Kontinuität 
und Bruch der aktuellen Welt(un)ordnung mit vergangenen Konstellationen 
bieten Arbeiten postkolonialer Rechtswissenschaftler_innen, die sich u.a. unter 
den „Third World Approaches to International Law“ (TWAIL) zusammen fas- 
sen lassen (vgl. z.B. Chimni 2006). Die zentrale These, die durch eine Verbin- 
dung postkolonialer und materialistischer Ansätze untermauert wird, ist, dass 
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die aktuelle Aufweichung des Prinzips der Souveränität durch den Menschen- 
rechtsdiskurs lediglich die Fortsetzung einer internationalen Rechtsordnung 
ist, die den Kolonialismus durch ein „ziviles“ Europa legitimiert habe (vgl. 
Fitzpatrick 1992). Zwar habe Recht in erster Linie dazu gedient, materiell mo- 
tiviertes Handeln abzusichern. Diese Legitimationsfunktion des Rechts sei a- 
ber nicht ohne den Diskurs der „zivilisierenden Mission“ zu erklären. In ihren 
Arbeiten ziehen die Autor_innen daher Erkenntnisse darüber, wie durch Kon- 
struktion von Binaritäten und der Naturalisierung von Unterschieden Herr- 
schaft begründet werden konnte, aus den postkolonialen Studien heran (vgl. 
Mieville 2006). Grundsätzlich können postkoloniale Ansätze zu einem sub- 
stanzielleren Verständnis dessen beitragen, dass die Macht des Westens in 
Form der Globalisierung sich nicht nur auf politisch-ökonomische Kräfte, 
sondern auch auf kulturelle stützt (Moore-Gilbert 1998: 64). 

Die Rolle des Nationalstaates wird in der Globalisierungsdebatte ähnlich kontro- 
vers diskutiert wie in den postkolonialen Studien, wenn auch aus einer anderen 
Perspektive. Während die Diskussion über ein „Ende des Nationalstaates“ bereits 
ganze Bücher füllt (für einen Überblick vgl. z.B. Scholte 2003), ist im Kontext 
der Diskussion über Beiträge postkolonialer Studien besonders die normative 
Frage danach interessant, ob die Stärkung des Nationalstaates als Raum für Wi- 
derstand wünschenswert sei. Während Marxisten wie During (2000) auf eine 
Wiederbelebung des Nationalstaates drängen, um eine Organisation des Wider- 
standes zu ermöglichen, warnt Bartolovich davor. Es könne nicht darum gehen, 
das habe die postkoloniale Kritik gezeigt, nostalgisch auf koloniale Widerstands- 
kämpfe Bezug zu nehmen (Bartolovich 2002: 3). Die Erkenntnis, dass Eliten 
nicht notwendigerweise die Interessen der Nation vertreten, müsse man bewah- 
ren. Ziel müsse es sein, neokoloniale und postkoloniale Perspektiven zu verbin- 
den. Das bedeutet, sowohl die neue/weitere Ausübung von Dominanz aus den 
Zentren bzw. die Unterdrückung der ehemaligen formellen Kolonien als auch 
die Rolle der Eliten in der dritten Welt zu betrachten (Krishna 2009: 66). 

Sowohl in der kritischen Globalisierungsforschung als auch in den postkolonia- 
len Studien stellt sich die Frage nach der Möglichkeit von Widerstand. Während 
viele im Internationalismus der neuen sozialen Bewegungen die praktische Kritik 
der neoliberalen Globalisierung sehen, kritisieren andere deren Protestformen als 
angepasst und argumentieren, das Lokale als Aktionsraum sei der einzige Ort an 
dem Widerstand gegen die neoliberale Globalisierung möglich sei (so z.B. Esteva, 
Prakash 1998). Postkoloniale Studien können Beiträge zu dieser Diskussion leis- 
ten. So macht zum Beispiel Coombe in ihrem Aufsatz deutlich, dass der Ver- 
such, indigenes kulturelles Gut im lokalen Raum durch strategischen Rückgriff 
auf intellektuelle Eigentumsrechte, insbesondere geographische Indikatoren, vor 
Einflüssen der Globalisierung zu schützen problematisch ist, da die Rechtsform 
an sich an den Markt gebunden sei und bestimmte Kollektivgüter nicht in ihrem 
Wesen schützen könne (Coombe 2005). 
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Diese Ausführungen zeigen, dass Kritik an literatur- und kulturwissenschaftlich 
geprägten postkolonialen Studien zu einer produktiven Auseinandersetzung 
mit aktuellen sozialwissenschaftlichen Fragestellungen geführt hat. Ein ähnlich 
produktives Spannungsverhältnis lässt sich für die Beziehung zwischen femi- 
nistischen und postkolonialen Ansätzen feststellen. 


6. Postkolonialismus und Feminismus 


Das Verhältnis von Postkolonialismus und Feminismus ist von thematischen 
und personellen Überschneidungen, einem geteilten Interesse an kritischer So- 
zialwissenschaft, aber auch von massiver gegenseitiger Kritik geprägt. Feminis- 
tische postkoloniale Kritik hat darüber hinaus sozialwissenschaftliche Theorie 
auch jenseits des akademischen Feminismus durch ihre Hinterfragung und 
kontextspezifische Historisierung der Kategorie Gender nachhaltig beeinflusst 
(für einen Überblick über aktuelle Beiträge feministischer Postkolonialer Theo- 
rie vgl. Castro Varela und Dhawan 2009). 

Es waren in erster Linie Vertreter_innen des Schwarzen? sowie des „Third 
World“-Feminismus (Hill Collins 2000; Mohanty 1988), die die Einheitlich- 
keit der Kategorie „Frau“ kritisierten: Besonders weißen, aber auch im Westen 
positionierten, privilegierten Feminist_innen of color’ wurde vorgeworfen, 
durch die Universalisierung „der Frau“ historische und gegenwärtige Hierar- 
chien zwischen Frauen unsichtbar zu machen und so ihre eigene Kom- 
pliz_innenschaft mit und privilegierte Position in eben diesen Machtstruktu- 
ren zu maskieren (Eggers u.a. 2006). Die vorgebliche Dualität der Ge- 
schlechterbeziehungen wurde gleichzeitig auch durch eine kritische Analyse 
von Maskulinität aufgebrochen (Lewis, Mills 2003: 2), indem die Zentralität 
rassistischer Hierarchien für dominante Männlichkeitskontruktionen herausge- 
arbeitet wurde. Avtar Brah betont „that racism is always a gendered and sexu- 
alised phenomenon. [...] [T]he idea of ‘race’ is essentially an essentialist narra- 
tive of sexualised difference“ (Brah 1996: 154). 


2 Um zu kennzeichnen, dass „Schwarz“ und „weiß“ nicht einfach Antagonismen sind, wurde 
im Rahmen der kritischen Weißseinsforschung eine unterschiedliche Groß/Kleinschreibung 
eingeführt, die deren Unterschiedlichkeit markiert. So soll deutlich gemacht werden, dass 
Weißsein als unkonnotierter, dominanter Marker, als privilegierte, aber unreflektierte Wis- 
sensperspektive fungiert, während Schwarz in diesem Kontext eine bewusste, politische 
Selbstpositionierung bezeichnet (vgl. Eggers u.a. 2006). 

3 Die Selbstbezeichnung „People of Color“ benennt Menschen, die aufgrund ihrer Herkunft 
bzw. ihrer gesellschaftlichen Positioniertheit in Europa sowie in den aus Siedlungskolonien 
hervorgegangenen, weiß-dominierten Gesellschaften der Amerikas sowie des Pazifik Rassis- 
muserfahrungen machen. Der Begriff bezeichnet keine biologisierte, sondern eine politische 
Kategorie, die der Benennung von Hierarchien sowie der politischen Bündnisbildung dient. 
Als solche unterliegt sie Veränderungen und Neuaushandlungen, die vermehrt auch in 
Deutschland zur postkolonialen Theoriebildung beitragen (Ha 2007). 
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Postkoloniale feministische Perspektiven greifen darüber hinaus Intersektiona- 
litätstheorien des Schwarzen Feminismus auf, um die Relevanz der eigenen 
Positionierung für die wissenschaftliche Perspektive aufzuzeigen (Combahee 
River Collective 1992 [1977]). Intersektionalitätstheorien verweisen auf das 
zum Teil widersprüchliche Zusammenwirken unterschiedlicher Identitätszu- 
schreibungen (z.B. weiß oder of Color, mit oder ohne Migrationserfahrung, 
innerhalb oder außerhalb des akademischen Systems) und wenden sie auf das 
Verhältnis von westlichen und „Third World“-Feminismen an. Der Verweis auf 
die Wirkungen von Differenz und das Einfordern einer Beachtung der Bedeu- 
tung unterschiedlicher Positionalitäten' auch in der Wissenschaft machte 
postkoloniale feministische Kritik zu einem konstitutiven Bestandteil der so- 
genannten „Dritten Welle“ des Feminismus, die sich durch eine kritische Ana- 
lyse der Machteffekte von Kolonisierung, Rassifizierung und globalen Hierar- 
chien von älteren feministischen Analysen absetzte. Dabei wurde und wird die 
koloniale Dynamik, die westliche Feminist_innen zu aufgeklärten Freiheits- 
bringer_innen für vorgeblich unterdrückte Frauen des Südens macht, als kont- 
raproduktiv für die Interessen eben derjenigen Frauen kritisiert, für die westli- 
che Feminist_innen zu sprechen meinen (siehe u.a. Mohanty 1988). Postkolo- 
niale feministische Analysen zeigen beispielsweise eine Kontinuität in der 
Thematisierung des islamischen Schleiers als Symbol für die Unterdrückung 
der Frau auf, die sowohl historisch (z.B. Algerien) als auch gegenwärtig (z.B. 
Afghanistan) als Rechtfertigung für imperiale Aggression herangezogen wird. 
Die Rhetorik zur notwendigen „Befreiung“ afghanischer Frauen ist eine der 
Legitimationen für den „war on terror“, der - so die Kritik - faktisch die Un- 
sicherheit eben dieser Frauen verstärkt, indem er Gewaltanwendung legitimiert, 
die westlichen Forderungen nach Gleichberechtigung in einen kolonialen 
Rahmen einbindet und so kompromittiert. Postkolonialer Feminismus de- 
konstruiert die in diesem Widerspruch manifeste epistemische Gewalt und ver- 
schränkt diskursive und materialistische Reflexion, um die geschlechtliche 
Dimension von Unsicherheit in der „post-cold war world“ herauszuarbeiten 
(Ayotte, Husain 2005). 

Dennoch ist das Verhältnis von Feminismus und Postkolonialismus nicht 
konfliktfrei: Feministische Kritik problematisiert die Tatsache, dass mit der 
fortschreitenden Kanonisierung des akademischen Postkolonialismus die poli- 
tischen Debatten, aber auch die Sichtbarkeit feministischer postkolonialer 
Theorie nicht in gleichem Maße zugenommen haben. Mit Ausnahme von 
Gayatri Chakravorti Spivak, ist feministische postkoloniale Theorie im akade- 


4 Der Begriff Positionalität bezeichnet die Art und Weise, wie Selbst- und Fremdpositionie- 
rungen und die sich daraus ergebende gesellschaftliche Situiertheit von Wissensprodu- 
zent_innen deren Wissensproduktion beeinflussen - Positionalität ist demnach eine Eigen- 
schaft von Wissen und verweist auf die unausweichliche Partikularität, die sich aus der stets 
in Machtkonstellationen eingebundenen wissenschaftlichen Tätigkeit ergibt. 
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mischen Kanon unterrepräsentiert, obwohl sie wichtige Impulse für die Refle- 
xion von Positionalität, Weißsein und der Problematisierung der Kategorie 
„Frau“ geleistet hat (Lewis, Mills 2003: 1-13). Dies gilt auch für den deutschen 
Kontext: Schwarze deutsche Feministinnen analysierten bereits in den 1980er 
Jahren Rassismus unter Einbezug deutscher kolonialer Traditionen und eröft 
neten so eine postkoloniale Perspektive (Oguntoye, Opitz, Schultz 1992 [1986]; 
Hügel u.a., 1999). Ihre Kritik an der Blindheit der Frauenbewegung und der 
Mehrheitsgesellschaft gegenüber vergeschlechtlichtem Rassismus gilt heute als 
Pionierarbeit der kritischen Weißseinsforschung. Postkoloniale Feminist_innen 
kritisieren die dennoch verspätete und zögerliche Rezeption dieser Beiträge, die 
häufig erst dann wahrgenommen werden, wenn sie im Rahmen feministischer 
Theorieimporte Akklamation durch weiß positionierte Autor_innen gefunden 
haben (Gutierrez Rodriguez 2000). Der Zugang zu den Grundlagen, die Schwar- 
ze und migrantische feministische Theorie für eine Rezeption und Lokalisierung 
postklonialer Ansätze in Deutschland gelegt haben, wird damit bezeichnender- 
weise durch eben jene Effekte des machtvollen Weghörens und exklusiven 
Machtwissens erschwert, die postkoloniale Theorie selbst kritisiert. 

Statt einer starren Identitätspolitik, die hinter postkoloniale Einsichten in die 
Instabilität von Zuschreibungen zurückfällt, sollte postkoloniale feministische 
Theorie und Praxis den Herausforderungen der Repräsentation, der wissen- 
schaftlichen Kritik und der politischen Intervention begegnen, indem sie das 
„doppelte Risiko“ eingeht, „immer selbst- und machtkritisch in Erscheinung 
zu treten“ (JanMohamed 1985). Die in diesem Rahmen angemahnte „Politik 
der Verortung“, die „Sorge dafür trägt, dass kritische Intervention immer auch 
danach fragt, wer von welcher Position welche Frage stellt“ (Castro Varela, 
Dhawan 2003: 280) ist insbesondere auch für Epistemologie und Methodolo- 
gie der Sozialwissenschaften eine bleibende Herausforderung. 


7. Postkolonialismus und Epistemologie/Methodologie 
der Sozialwissenschaften 


Postkoloniale Perspektiven kritisieren Theorie und Epistemologie der Sozial- 
wissenschaften als eurozentrisch, individualistisch, universalisierend und somit 
als in vielfacher Weise von ihrem kolonialen Entstehungskontext geprägt (Hall 
1996; Smith 1999). Das ‚post‘ der postkolonialen Studien bezeichnet nicht zu- 
letzt den Versuch, diese kolonialen Hypotheken zugunsten einer Epistemolo- 
gie hinter sich zu lassen, die koloniale Denkmuster dekonstruiert und gerade 
daher den Nachwirkungen und Aktualitäten kolonialer Hierarchien in kriti- 
scher Absicht nachspüren kann (Hall 2002). 

Dekonstruktivismus (Spivak 2000) und Diskursanalyse (Hall 1996) sind wich- 
tige methodische Zugänge der postkolonialen Studien, mit denen das Macht- 
wissen der Kolonialdiskurse analysiert und die Muster der vorgefundenen 
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Wahrheitsregime mit gegenwärtigen Diskursen verglichen werden. Aus diesem 
Zugang ergibt sich eine epistemologische Kritik an vorgeblich objektiver Wis- 
sensproduktion, deren methodologische Konsequenz eine Ablehnung des 
„god-tricks“ (Harraway zit. in Blunt 2005: 181) ist. Dieser besteht in der An- 
wendung eines nicht verorteten Blicks, der scheinbar von nirgendwo soziale 
Phänomene überall autoritativ analysiert und bewertet. Durch das Sprechen 
aus einer nicht markierten Position können die Machtverhältnisse, die das un- 
tersuchte soziale Feld strukturieren, ebenso ausgeblendet werden wie die eige- 
ne Machtposition im betrachteten Kontext. Postkoloniale Ansätze stellen die- 
sem Standardmodus der Sozialwissenschaften Fragen der Situiertheit und dar- 
aus resultierend der Positionalität der eigenen Forschung entgegen. Dabei 
kommt der Reflexion der Möglichkeiten und Grenzen von „outsiders within 
academia“ (Hill Collins 2003; Kilomba 2008), minorisierten und marginalisier- 
ten Positionen eine besondere Bedeutung zu - sie gelten zwar nicht automa- 
tisch als authentisch, aber dennoch als unverzichtbare Ergänzung der For- 
schung aus dominanten Positionen. Spivak verweist in diesem Kontext aller- 
dings auf die Gefahr der Einverleibung der marginalisierten Position durch 
quotierte Repräsentanz oder und warnt vor einer „academic institutionali- 
sation of “marginality discourse’“ (Spivak zitiert in Ghandi 1998: 56). 

Kritische und indigene Perspektiven auf Methodologie und Methodik der So- 
zialwissenschaften versuchen, postkoloniale Kritik zu methodolgischen Zugän- 
gen zu verdichten, für die Fragen von Situiertheit, Positionalität und For- 
schung jenseits des methodologischen Individualismus zentral sind (Moosa- 
Mitha 2005). Dem Eurozentrismus der Sozialwissenschaften soll so durch das 
Ermöglichen anderer „ways of knowing“ begegnet werden. 

Diese Ansätze werden in der Methodologie der Sozialwissenschaften zuneh- 
mend rezipiert: So beginnt die dritte überarbeitete Ausgabe des einflussreichen 
„Handbook of Qualitative Research“, herausgegeben von Denzin und Lincoln 
(2005), mit einem Verweis auf Linda Tuhiwahi Smiths programmatischen 
Band „Decolonising Methodologies: Research and Indigenous People“ (1999). 
Einen wichtigen methodischen Zugang zu diesen Wissensformen bieten Den- 
zin, Lincoln und Tuhiwai Smith im 2008 gemeinsam herausgegebenen 
„Handbook of Critical and Indigenous Methodologies“. In ihrer Einleitung 
verweisen sie auf Kolonisierte als Wissenssubjekte, die angesichts historischer 
und fortgesetzter epistemischer Gewalt die Rahmenbedingungen für einen Dia- 
log zur Dekolonisierung der Sozialwissenschaften festlegen sollten. Kolonisier- 
te, indigene und minorisierte Perspektiven reflektieren demnach Wechselwir- 
kungen zwischen unterschiedlichen vorkolonialen Wissenskonzepten sowie der 
kolonialen Erfahrung in einer Weise, die neue methodische Zugänge zur ge- 
teilten Kolonialgeschichte und der daraus erwachsenen Gegenwart sowohl in 
ehemals kolonisierten als auch in ehemals kolonisierenden Kontexten ermögli- 
chen. Westliche Sozialwissenschaftler_innen werden dazu angehalten, im Aus- 
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tausch mit indigenen/minorisierten Wissenschaftler_innen aus den kommuna- 
len Pädagogiken, in denen epistemologische Konzepte indigener und margina- 
lisierter Gemeinschaften tradiert und weiterentwickelt werden, zu lernen. Da 
das Verhältnis westlicher und indigener bzw. minorisierter Gemeinschaften 
von Dominanzverhältnissen, gewaltsamer Aneignung und Vermarktung dekon- 
textualiserten indigenen Wissens geprägt ist, gehört dazu die im Dialog und 
der Selbstreflexion zu schärfende Fähigkeit, jenseits von Objektivierung des 
„anderen“ eben diese als Wissenssubjekte ernst zu nehmen (Tomaselli, Dyll, 
Francis 2008). Angesichts der in postkolonialer Theorie wiederholt aufgezeig- 
ten Probleme der Repräsentation der „Anderen“ bzw. der „Subalternen“ 
scheint es zwar fragwürdig, Ansätze indigener Methodologie einfach additiv 
einem Methodenarsenal hinzuzufügen, aus dessen Kritik sie erwachsen sind. 
Die vorliegenden Ansätze können aber als wertvolle Herausforderungen zur 
Rekonzeptionalisierung gängiger Methodologien der Sozialwissenschaften gele- 
sen werden: Die Herausforderung dieser Ansätze an sozialwissenschaftliche 
Praxis besteht darin, dass sie deutlich über eine einmalige deklamatorische Po- 
sitionierung hinausgehen, indem sie einen iterativen Einbezug der Wechsel- 
wirkung von Positionalitäten in den Prozess der Forschung einfordert. So ver- 
weist Smith (1999) auf die Tatsache, dass sie aufgrund ihrer privilegierten Posi- 
tion als Sozialwissenschaftlerin das Feld keineswegs nur als insiderin betrat. 
Vielmehr produzierte ihre Rolle als Forschende neue Formen der Interaktion 
jenseits einer simplifizierenden insider-outsider Dichotomie. Erfahrungen wie 
diese fließen zunehmend in positionierte Konzepte und Forschungsprogram- 
me ein (Moosa-Mitha 2005; Blunt 2005; Tomaselli, Dyll, Francis 2008). Von 
Smith (1999; Denzin, Lincoln, Smith 2008) weiterentwickelte Konzepte des 
indigenous research addressieren Sozialwissenschaftler_innen je nach Positio- 
niertheit in unterschiedlicher Weise. 

So ergeben sich aus der epistemologischen Kritik und den methodologischen 
Anregungen der postkolonialen Studien Bausteine einer veränderten sozialwis- 
senschaftlichen Praxis, die sich jedoch nicht anhand einer postkolonialen Me- 
thodencheckliste abarbeiten lassen, sondern Wissenschaftler innen immer wie- 
der neu herausfordert, sich mit der eigenen Situiertheit und den daraus erwach- 
senden „politics of research“ (Butz, Besio 2004) auseinanderzusetzen: „Wenn 
die/der postkoloniale Intellektuelle eine Aufgabe hat, so besteht sie (...) im 
Einsatz für die Ermöglichung eines demokratischen Dialoges zwischen der 
westlichen und nicht-westlichen Wissenschaft (academia), um auf diese Weise 
einen Ausweg aus der epistemologischen Gewalt der kolonialen Begegnung 
denken zu können“ (Gandhi 1998: 63). Eine solche Reflexion bietet der sozi- 
alwissenschaftlichen Lehre und Praxis in Deutschland darüber hinaus die Mög- 
lichkeit, die wachsende Zahl der angehenden und praktizierenden Sozialwissen- 
schaftler_ innen mit diasporischen Bezügen, minorisierten Hintergründen und 
Zugehörigkeiten zu ermächtigen, eben diese konzeptionell zu nutzen, ohne da- 
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durch automatisch in eine vorgeblich partikulare Nische abgedrängt zu wer- 
den. Aus postkolonialer Sicht sind gerade diese Perspektiven, im Dialog mit 
denen sich der dominante Blick und die hergebrachte sozialwissenschaftliche 
Praxis anknüpfend an die ethnologische Methode einer dialogischen Autoeth- 
nographie hinterfragen können (Brah 1996; Tomaselli, Dyll, Francis 2008). 


8. Für eine postkolonial informierte kritische Sozialwissenschaft 


Postkoloniale Perspektiven markieren den kolonialen Entstehungskontext so- 
wohl von Gegenständen als auch von Kategorien kritischer Sozialwissenschaft: 
Gesellschaften und Politik der Gegenwart sind von komplexen Nachwirkun- 
gen der kolonialen Expansion Europas gekennzeichnet. Die Relevanz postko- 
lonialer Studien für kritische Sozialwissenschaften besteht daher in der Erar- 
beitung von Forschungsperspektiven, die über Eurozentrismus und methodo- 
logischen Nationalismus hinaus weisen und auf diese Weise bestehende Macht- 
verhältnisse umfassend hinterfragen. So können gegenwärtige globale Vernet- 
zungen in die konstitutive Geschichte des Kolonialismus eingebettet und 
Globalisierung als Ausdruck von ökonomischen und wissensbasierten Macht- 
verhältnissen gefasst werden. Dies ermöglicht einen neuen Blick auf Wider- 
standsforen, der die Geschichte und Erfahrungen antikolonialer Theorien und 
Bewegungen als theoretische Linse für gegenwärtige Widerstandspraxen nutzt. 
Ungeachtet der neuen Einblicke, die eine Anwendung postkolonialer Perspek- 
tiven den Sozialwissenschaften ermöglichen, gilt es, bei der Anwendung post- 
kolonialer Zugänge den deutschen Kontext zu beachten, in dem sich „Geschich- 
ten überblenden, ineinander widerhallen und sich gegenseitig auslöschen“, da 
die spezifisch deutschen „Schichtungen von Geschichte“ auf „jeweils mehr als 
auf sich selbst“ verweisen (Steyerl 2003: 39). Vor diesem Hintergrund wird vor 
einer Relativierung jüngerer deutscher Geschichte gewarnt (Dietrich 2008). 
Demgegenüber sehen wir jedoch die Möglichkeiten, die postkoloniale Per- 
spektiven gerade auch für die Analyse jener Schichtungen und ihrer Auswir- 
kungen auf die jüngere deutsche Gesellschaft und Wissenschaft bieten. 

Die hier vorgeschlagene Genealogie postkolonialer Theorie, die nicht mit lite- 
raturwissenschaftlichen Debatten oder gar der „holy trinity“ der postkolonia- 
len Studien, sondern mit den Theoretiker_ innen des antikolonialen Wider- 
standes beginnt, verweist auf eine wichtige Verknüpfungsleistung, die durch 
eine Anwendung postkolonialer Perspektiven ermöglicht wird: die Verbindung 
einer materialistischen Analyse von Ausbeutungsverhältnissen mit einer Kritik 
der wissensbasierten, diskursiven Normalisierung kolonialer Dominanz. Eine 
der wesentlichen Leistungen postkolonialer Perspektiven besteht darin, deren 
Verschränkungen sichtbar und in kritischer Absicht bearbeitbar zu machen. 
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Anibal Quijano 


Die Paradoxien der eurozentrierten 
kolonialen Moderne 


Zum Gedenken an Andre Gunder Frank 


Lateinamerika war zwischen dem Beginn der sechziger Jahre und der Jahrhun- 
dertwende der zentrale Bezugspunkt der theoretischen und politischen Anlie- 
gen von Andre Gunder Frank. Von hier aus begann er, jene globalhistorische 
Perspektive zu entwickeln, die schließlich zu dem Buch ReORIENT (1998) 
führte. Das bedeutende Werk Franks ist schon ausgiebig diskutiert worden, 
insbesondere seine Arbeiten zu Entwicklung, Unterentwicklung und Abhän- 
gigkeit Lateinamerikas. Dies gilt allerdings nicht für den Ort Lateinamerikas in 
den zeitgenössischen Machtstrukturen und in der Wissensproduktion über je- 
ne Fragen, der erst in letzter Zeit wieder neu erforscht wird. Diese Forschung 
führt heute zur Kritik des Eurozentrismus, der hegemonialen Perspektive, die 
jene Debatten leitete. Das Werk von Frank war ein deutlich vernehmbarer Bei- 
trag zu einer solchen Kritik. Genau deshalb ist es angebracht, auf jenes Latein- 
amerika zurückzukommen, um so den Rang seines Beitrags noch sichtbarer zu 
machen. 

Seit dem Ende des 20. Jahrhunderts stehen in Lateinamerika neue Debatten 
und gesellschaftliche Bewegungen auf der Tagesordnung. In ihrem Ausmaß, 
ihrer Bedeutung und ihrem internationaler Widerhall kommen sie bereits den 
Debatten und Prozessen vor dem Ausbruch der Krise 1973/74 gleich. Diese 
neuen (Denk-)Bewegungen sınd zwar keine lineare Fortsetzung der vorherigen. 
Sie haben aber zweifelsohne tiefe Wurzeln im früheren Verlauf der lateiname- 
rikanischen Debatte, die bereits Ende des 19. Jahrhunderts begann. Diese Dis- 
kussion hat sich über die Jahre in dem Maße ausgeweitet und differenziert, 
wie sich das eurozentrisch-koloniale Herrschaftsmuster verändert und globali- 
siert hat. Ein besonderer Kristallisationspunkt dieser Entwicklung war die Zeit 
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Studien Andre Gunder Franks 
trugen zur bemerkenswerten Lebendigkeit der Debatte in jener Periode bei. 
Um die Bedeutung Lateinamerikas für dieses weltweit etablierte, eurozentrisch- 
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koloniale Herrschaftsmuster herauszuarbeiten, können wir von einer Frage 
ausgehen, die Frank selbst gestellt hat. Erst in seinem Spätwerk arbeitete er 
(2003) heraus, dass in einigen Ländern (Rumänien, Bulgarien, Türkei, Grie- 
chenland, Jugoslawien) nach dem Ersten Weltkrieg ähnliche Debatten geführt 
und Politiken umgesetzt wurden, wie dies nach dem Zweiten Weltkrieg in La- 
teinamerika der Fall war. Während die genannten europäischen Ansätze aber 
noch vor dem Ende der dreißiger Jahre ausgelöscht wurden und daher weitge- 
hend unbekannt blieben, erlangten die Debatten Lateinamerikas weltweit Be- 
kanntheit und Einfluss, zumal mit Blick auf Fragen von Entwicklung und Ab- 
hängigkeit. Frank zufolge verhinderte die Macht der Faschisten am Ende der 
dreißiger Jahre, dass jene Politik in Osteuropa und auf dem Balkan zum 
Durchbruch gelangen konnte. Dieselbe Rolle spielten nach dem Zweiten 
Weltkrieg im Fall Lateinamerikas die Vereinigten Staaten. Frank fragte sich, 
wie man die dennoch erreichte Öffentlichkeitswirksamkeit der lateinamerikani- 
schen Debatten und Ansätze erklären könne - und verwies als Antwort nur 
auf zwei Begriffe: Kuba und Vietnam. 

Bei Lichte betrachtet, wirft seine Antwort allerdings nur neue Fragen auf. Es 
fragt sich nämlich, warum ganz ähnliche politisch-soziale Entwicklungen in so 
verschiedenen historischen und räumlichen Kontexten auftraten. Die Analyse 
des lateinamerikanischen Falls kann zumindest helfen, diese Frage genauer zu 
stellen. 


Die koloniale Moderne und die eurozentrische Kurzsichtigkeit 


Seit dem Wechsel zum 19. Jahrhundert ist die weltweite politische Debatte 
Gefangene zweier großer eurozentrischer Perspektiven gewesen: des Liberalis- 
mus und des Sozialismus (mit ihren jeweiligen Varianten). Und obwohl viele 
Konflikte und Prozesse den Kontext der Debatte tief greifend verändert haben 
und schon seit dem letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts neue Perspektiven 
und Bezugspunkte der Debatte auftauchen, sind jene eurozentrischen Perspek- 
tiven im Grunde genommen bis heute hegemonial geblieben. 

Der Liberalismus setzt auf die individuelle Staatsbürgerschaft als politische 
Grundinstitution der modernen Gesellschaft und auf den modernen National- 
staat als das institutionelle Universum politischer Repräsentation und Verwal- 
tung. Die Staatsbürgerschaft gründet ihrerseits auf der sozialen Gleichheit und 
der Autonomie aller Individuen. Eine liberale Gesellschaft ist dabei wie selbst- 
verständlich rund um den industriellen Kapitalismus konzipiert. Der Sozialis- 
mus hingegen impliziert die politische Hegemonie des Industrieproletariats in 
jener kapitalistischen Gesellschaft, seine Eroberung des Staates als Ausdruck 
dieser Hegemonie sowie die Beseitigung von klassenbasierten Ausbeutungs- 
und Herrschaftsformen. 

Jenseits ihrer Entstehungskontexte, außerhalb der Metropolen eurozentrischer 
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Globalmacht in Westeuropa und den Vereinigten Staaten, gerieten beide Per- 
spektiven bald ins Schlingern - eine Konstellation, die bis heute anhält. 
Einerseits fand der Liberalismus in diesen Ländern eine Situation vor, in der 
die Staatsbürgerschaft für die große Mehrheit der Bevölkerung ein leeres Mo- 
dell, ja eine gespenstische Abstraktion war. In diesen Ländern waren soziale 
Gleichheit und die Autonomie freier Individuen weder vorhanden noch mög- 
lich. Andererseits waren (industrie)kapitalistische Sozialbeziehungen in keiner 
Weise hegemonial, weshalb auch das Proletariat keine gesellschaftlich domi- 
nante Position einnehmen konnte. Auf der einen Seite keine Staatsbürger- 
schaft, kein moderner Nationalstaat, keine liberale Demokratie, auf der ande- 
ren kein industrieller Kapitalismus, kein hegemoniales Industrieproletariat und 
demnach keine Diktatur des Proletariats auf dem Weg zu einer klassenlosen 
Gesellschaft: Unter diesen Bedingungen war alles, was man in Befolgung jener 
eurozentrischen Perspektiven politisch anstellen konnte, nicht mehr als ein 
vergeblicher Nachahmungsversuch - oder aber (und dies nicht selten) der Weg 
in eine Sackgasse der Gewalt. Schlimmstenfalls ergaben sich historische Kons- 
tellationen, die unter den Namen ‚Liberalismus‘ oder ‚Sozialismus‘ ihren wah- 
ren - alles andere als liberalen/sozialistischen - Charakter verbargen. 

Die liberale Demokratie konnte damals schon an einigen Orten der Kontrolle 
moderner, eurozentrierter Kolonialmacht gelebt und beobachtet werden. Au- 
ßerhalb dieser Metropolen wurden ihre institutionellen Formen vergeblich 
nachgeahmt. Und die gescheiterten Versuche liberaldemokratischer Anver- 
wandlung trugen eher noch dazu bei, die Vertiefung und Radikalisierung des 
Liberalismus im eigentlichen ‚Zentrum‘ zu blockieren - man denke etwa an I- 
talien, die iberische Halbinsel oder Osteuropa und den Balkan, bis hin zu 
Deutschland nach Weimar. 

Was den Sozialismus angeht, zeigte sich ein analoger Verlauf historischer Er- 
fahrungen, die dem formalen Diskurs entgegenstanden - bis hin zu einer De- 
legitimierung, ja Denaturalisierung des eigentlichen Versprechens einer der li- 
beralen überlegenen sozialistischen Demokratie, insofern diese ein vollständi- 
gerer, weiterreichender und effektiverer Ausdruck der Gleichheit und Solidari- 
tät, Freiheit und Autonomie der Individuen zu sein behauptete. Was unter 
dem Namen „real existierender Sozialismus“ schließlich, besonders seit Mitte 
der zwanziger Jahre, real aufgezwungen wurde, war der bürokratische Despo- 
tismus, eine Form der Herrschaftsausübung ohne wirkliche Beziehung zu den 
sozialen Kämpfen für eine Welt ohne Herrschaft, Ausbeutung und Gewalt. 

In Wahrheit ging es in all diesen Zusammenhängen vor allen Dingen darum, 
mit dem modernen Nationalstaat die einzige öffentliche Autorität herzustel- 
len, zu stabilisieren und zu kontrollieren, die aus eurozentrischer Perspektive - 
im Liberalismus wie im Sozialismus - als legitim betrachtet wird. Und im 
Grunde genommen hat sich diesbezüglich bis in unsere Tage hinein nichts 
Wesentliches verändert. Denn noch in der Stunde der Krise des modernen Na- 
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tionalstaats, die sich vor allem in jenen Ländern abspielt, wo er weder wirklich 
national, noch demokratisch, noch modern sein konnte - wie in großen Tei- 
len des heutigen Lateinamerika, in Afrika oder in Osteuropa -, ist die euro- 
zentrische Perspektive in der weltweiten Debatte hegemonial. 

Für den hier interessierenden Zusammenhang wirft die weltweite Hegemonie 
des Eurozentrismus zwei grundlegende Fragen auf: 1) Warum sieht man vom 
Eurozentrismus aus die ganze Welt so, als wäre sie Westeuropa, wie lässt er sie 
(genau) so sehen? 2) Warum lässt es der nicht-europäische Rest der Welt zu, 
sich auf diese Weise zu begreifen, ja strengt sich sogar an, sich selbst so zu be- 
greifen und begriffen zu werden? Die Erforschung dieser Fragen führt uns da- 
zu, erneut jenes historische Territorium zu erkunden, das Lateinamerika ge- 
nannt wird. 


Lateinamerika und die Kolonialität der Herrschaft 


Was sich heute Lateinamerika nennt, bildete sich als der Ausgangspunkt eines 
Herrschaftsmusters ohne historische Vorbilder heraus. Die beiden Hauptach- 
sen desselben waren einerseits ein neues gesellschaftliches Herrschaftssystem, 
das auf die Idee der Rasse aufbaute, ein geistiges Konstrukt, das die Beziehun- 
gen der neuen Herrschenden zu den Eroberten und Kolonialisierten naturali- 
sierte, das heißt: sie als ‚natürlich‘ begreifen ließ. Auf der anderen Seite ent- 
stand ein neues System gesellschaftlicher Ausbeutung, das alle existierenden 
Ausbeutungsformen strukturell miteinander verknüpfte, um unter der Hege- 
monie des Kapitals Waren für den Weltmarkt zu produzieren. Beide Achsen 
bedingten sich von Anbeginn an wechselseitig. 

Diese beiden Achsen wurden aber nicht einfach nur unter der kolonialen Ge- 
walt hervorgebracht, sie machen vielmehr die Spezifik dieses Herrschaftsmus- 
ters aus. Und sie haben sich seit über 500 Jahren - trotz aller Umwälzungen 
und durch sie hindurch - als untrennbar konstitutive Elemente erhalten. Des- 
wegen ist es angemessen, die Kolonialität dieses spezifischen Herrschaftsmus- 
ters hervorzuheben (das im Folgenden als „Herrschaftskolonialität“ bezeichnet 
wird), um das herum (und unter dem) sich der globale soziale Komplex von 
Beherrschung, Ausbeutung und Konflikt ordnet.! 


1 Ich verzichte hier darauf, auf diese Fragen weiter einzugehen, da es dazu mittlerweile - be- 
ginnend mit meiner Veröffentlichung zu Kolonialität/Modernität (Quijano 1991/2007) so- 
wie Quijano/Wallersten (1992) - eine umfangreiche Literatur gibt. Genannt seien an dieser 
Stelle nur die Arbeiten von Walter Mignolo, Ramön Grosfoguel, Agustin Lao-Montes, Santi- 
ago Castro-Gömez, Dale Tomich, Neldon Maldonado, Catherine Walsh, Maria Lugones, 
Edgardo Lander und Arturo Escobar. Einige neuere Beiträge finden sich in Castro- 
Gömez/Grosfoguel (2007). 
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Die Eurozentrierung der Herrschaftskolonialität 
und ihre historischen Implikationen 


Es ist für den hier zu klärenden Zusammenhang von zentraler Bedeutung, dass 
während des 16. und sogar noch in Teilen des 17. Jahrhunderts das abhängige 
Amerika und Iberien, das Zentrum der Herrschaft, die beiden (einzigen) iden- 
titätsstiftenden Subjekte des neuen Herrschaftsmusters waren. Die Staaten der 
iberischen Halbinsel, Spanien und Portugal, hätten sich daher als die größten, 
wenn nicht einzigen Nutznießer desselben erweisen müssen. Das Mittelmeer 
wurde als Hauptverkehrsstrecke des Welthandels abgelöst durch das Atlanti- 
sche Becken, über das nun der riesige Reichtum, den Amerika produzierte, 
seinen Weg fand. 

Die Krone von Kastilien und ihre Verbündeten waren indes in doppelter Hin- 
sicht unfähig, die neuen Ressourcen zum Nutzen der Bevölkerung auf der ibe- 
rischen Halbinsel oder wenigstens zum Erhalt ihrer eigenen Hegemonie zu 
nutzen. Einerseits waren sie Träger und gewaltsame Verfechter des Katholizis- 
mus und der Gegenreformation. Diese religiöse Ideologie bildete eine mächti- 
ge Barriere gegen jede Form freischwebender Intelligenz und gegen die Freiheit 
und Autonomie der Individuen - wenngleich sie auf einen Prozess neuartiger 
und rascher sozialer Subjektivierung traf, der sich aus den merkantilen Prakti- 
ken speiste, die keine herrschaftliche Macht aufhalten oder kontrollieren 
konnte. 

Andererseits repräsentierten die iberischen Herrscherhäuser Formen sozialer 
Herrschaft, die gegenüber den historischen Entwicklungsprozessen im Mittel- 
meerraum äußerst rückständig waren - einschließlich des vorangegangenen 
Zeitalters arabisch-islamischer Hegemonie. Sie waren aber rückständig vor al- 
len Dingen im Kontext der neuen Macht des Handelskapitals, das sich nun 
(‚nach Amerika‘) intensiver und schneller entwickelte, und dies mit deutlich 
geringeren Kosten, da es sich auf die unbezahlte (‚rassisch‘ beherrschte) Arbeit 
Unfreier stützte. Ausdruck vor allem des ländlichen, armen und kulturell zu- 
rückgebliebenen Nordens, war die spanisch-portugiesische Herrschaftstradition 
im neuen historischen Kontext eindeutig zu archaisch. 

Dieses Herrschaftsmodell wurde den besiegten iberischen Völkern des Südens 
mit Gewalt aufgezwungen, aber dort niemals hegemonial. Die alte Adelsideo- 
logie musste auf konfliktive, aber auch pragmatische Weise mit jenen Formen 
der Ideologie und der sozialen Praxis koexistieren, die dort vorherrschten und 
sich dank des Handels mit den in Amerika produzierten Reichtümern im ita- 
lienischen und iberischen Mittelmeerraum ausbreiteten. Auf diese Weise lässt 
sich die eigentümliche Verbindung erklären, die sich zwischen der gutsherrli- 
chen Herrschaft und ihrer, seit der Bezwingung und Vertreibung von Mauren 
und Juden, formal dominierenden Adelsideologie auf der einen Seite sowie 
den weit verbreiteten, pragmatischen Handlungsorientierungen und sozialen 
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Praktiken auf der anderen Seite herstellte, die durch den blühenden Handels- 
kapitalismus gefördert wurden. Dies ist die Welt, von der Cervantes im Don 
Quijote so bleibend erzählt hat (Quijano 2007) - und das Spezifische jenes 
Zeitalters, das gewöhnlich als „erste Moderne“ bezeichnet wird. 

Auf der iberischen Halbinsel mussten die archaischen Formen der Beherr- 
schung mit Zwang und Gewalt aufrechterhalten werden, woraus sich ein inter- 
ner Kolonialismus ergab - anstelle einer Homogenisierung und ‚Nationalisie- 
rung‘ der heterogenen Identitäten der iberischen Halbinsel. Und außerhalb 
Spaniens und Portugals verschwendete dieses Herrschaftssystem gigantische 
Ressourcen an Handelskapital, um die Macht und das Prestige von Gutsherr- 
schaft und Gegenreformation auszudehnen. Eben jene Bankiers Mittel- und 
Nordeuropas, die erst geholfen hatten, den Thron von Kastilien und Aragön 
zu kaufen, halfen dann auch - gegen Zins und Zinseszins - dabei, für die Kos- 
ten der dynastischen Kriege außerhalb der iberischen Halbinsel aufzukommen. 
Die ungefährdete iberische Führungsrolle in der ersten Periode der Herr- 
schaftskolonialität war angesichts dieser Umstände in Wirklichkeit ein Mecha- 
nismus des Reichtumstransfers, im Zuge dessen der riesige kommerzielle Pro- 
fit, den der Welthandel mit den Produkten aus Amerika abwarf, auf neue 
Herrschaftsgruppen umgeleitet wurde, die sich an den Ufern der neuen Welt- 
handelsroute im westlichen Atlantik bildeten. Anders gesagt entwickelte sich 
dieses neue und spezifische Herrschaftsmuster, indem es eine neue Konfigura- 
tion des Welthandels schuf, gekennzeichnet durch dessen vollständige Monet- 
arisierung und durch die Integration neuer Produkte, die aus unbezahlter Ar- 
beit in Lateinamerika entstanden und schnell zu Welthandelswaren wurden. 
Im Verlauf einer relativ kurzen Periode erwuchs daraufhin im Westen des At- 
lantischen Beckens eine neue historische Region, die sich als eine neue histori- 
sche Identität mit dem Namen ‚Westeuropa’ und als zentraler Ort der Kon- 
trolle dieses Herrschaftsmodus entwickelte. Auf diese Weise war (Latein-) 
Amerika am Ende der iberischen Hegemonie als ein vom eurozentrierten 
Herrschaftsmuster abhängiger Raum hergestellt und konfiguriert. 

Von der Mitte des siebzehnten Jahrhunderts bis zur „industriellen Revolution“ 
wurden Amerika und das aufstrebende Westeuropa zu den historischen 
Haupt(id)entitäten, aus denen sich dieses Herrschaftsmuster bildete. Aber 
nach jener „Revolution“ dehnte sich die Kolonialherrschaft des neuen Westeu- 
ropa über den Rest des Planeten und dessen Bevölkerung aus. Dies zog auch 
die weltweite Verbreitung des in Amerika geschaffenen Herrschaftsmusters 
nach sich. 

Diese relativ lange historische Periode eröffnete eine Vielzahl von Fragen, die 
auch noch Teil der Debatte um die gegenwärtige Herrschaftskrise sind. Für 
unsere Fragestellung kommt es allerdings zum einen auf den Hinweis an, dass 
die beschriebene Periode jene ist, die seither als ‚Moderne’ bezeichnet worden 
ist. Und zum anderen gilt es die grundlegende und unhintergehbare Ambiva- 
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lenz dieser Moderne zu betonen, deren Herrschaftsmuster ohne jeden Zweifel 
kolonialen Charakter hat. Wir leben in einer kolonialen Moderne, wir sind 
mit einer Kolonialmodernität konfrontiert. Diese konstitutive Zweideutigkeit 
des ‚modernen‘ Herrschaftsmusters erlaubt es, den verzerrten und verzerrenden 
Charakter der eurozentrischen Perspektive auf die historische Erfahrung der 
‚Moderne‘ zu verstehen und sinnfällig werden zu lassen. Und eben darum 
muss es hier gehen. 


Die eurozentrierte koloniale Moderne 


Was meint in diesem Kontext der Begriff ‚Moderne‘? Zunächst ist festzuhal- 
ten, dass der Streit über das europäische Patent auf eine durch die Entwick- 
lung der wissenschaftlich-technologischen Rationalität charakterisierte Moder- 
ne abwegig ist. Alle „alten Kulturen“ (im Sinne Spenglers oder Toynbees) ha- 
ben nachweisbar wissenschaftlich-technologische Kenntnisse auf bemerkens- 
wertem Niveau produziert. Die großen Bauten und Straßen, die komplexe und 
ausgeklügelte Kunst der Hydraulik, die Mathematik, die Astronomie, die er- 
staunlich genauen Kalender, die Schrift, Dichtung, Erzählung, Philosophie, 
Medizin, das Schießpulver, die Druckkunst sowie die Zähmung und Zucht 
von Tausenden von Pflanzen- und Tierarten zu Nahrungs- und Heilzwecken 
gingen der Konstitution des ‚Westens‘ lange voraus. All diese Errungenschaf- 
ten wurden zu großen Teilen zerstört - hauptsächlich durch die iberischen 
Eroberungen, vor allem in Amerika, weniger radikal dann durch die Briten, 
Franzosen und Belgier in Südostasien und in Afrika, wodurch die Entwicklung 
des Wissens und der Lebensqualität des Menschen um Jahrhunderte verzögert 
wurde (Quijano 2000, 2007b). 

Freilich ist die wissenschaftlich-technologische Produktion in der eurozentrier- 
ten Herrschaftskolonialität auf verschiedenen Gebieten weiter vorangeschritten 
als unter anderen Herrschaftsmustern in früheren Zeiten. Die Astrophysik, die 
Erforschung des Weltraums, die Biotechnologie einschließlich ihrer Technolo- 
gie zum schnelleren und kostengünstigeren Töten einer größeren Zahl an 
Menschen und zur Gefährdung der globalen Lebensbedingungen sind zweifel- 
los elaborierter als jemals zuvor. Aber sie künden eben auch vom eigentlichen 
Charakter und den inhärenten Tendenzen des Herrschaftsmusters, unter dem 
wir noch leben. 

Was sich allerdings tatsächlich in spezifischer und einzigartiger Weise in der 
Phase der eurozentrierten kolonialen Moderne herausgebildet hat, ist ein kon- 
tinuierlicher Prozess der Herstellung - der Produktion, des Konflikts, des 
Wandels und der Reproduktion - eines neuen historischen Horizonts von 
Sinn, Erklärung und Verständnis des Beobachteten, Erfahrenen und Frlebten 
in der Welt der eurozentrierten Herrschaftskolonialität. Der zentrale Kern die- 
ser Welt ist die eigentümliche Verbindung zweier Entwicklungen: Auf der ei- 
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nen Seite die Erfahrung eines epochalen historischen Wandels, der die wech- 
selseitige Konstitution Amerikas und Westeuropas einschließt. Und auf der 
anderen Seite die Herstellung der kognitiven, sozialen und materialen Exis- 
tenzbedingungen des eurozentrierten industriellen Kapitals. 

Wegen ihrer Beziehung zu diesem spezifischen Herrschaftsmuster und wegen 
der historisch-strukturellen Heterogenität, Diskontinuität und Komplexität je- 
ner Welt(en), die sich diese Herrschaft einverleibte, ist die eurozentrierte kolo- 
niale Moderne eine durch und durch diverse, in sich widersprüchliche und 
konfliktive Konfiguration. Sie beruht einerseits auf den Ideen der sozialen 
Gleichheit, der Solidarität, der Freiheit und Autonomie aller Menschen, ande- 
rerseits auf einer gesellschaftlichen Reklassifizierung der Bevölkerung der ge- 
samten eurozentrierten Herrschaftskolonialität nach Maßstäben ihrer ‚rassi- 
schen Zugehörigkeit’. Die gleichwohl gegebene Konsistenz und fortgesetzte 
Reproduktion dieses Herrschaftsmusters verweist jedoch auch auf die andau- 
ernde globale Hegemonie seines spezifischen historischen Sinnhorizonts. 


Die Paradoxien der eurozentrierten kolonialen Moderne 


Die Herren der iberischen Halbinsel, die ersten, die über die Herrschaftskolo- 
nialität verfügte, führten die „erste Moderne“, die sie vorgefunden hatten, in 
eine lange Phase des Rückschritts und des Verfalls. Die koloniale Moderne war 
letztlich nicht ihr Produkt, sondern das Werk derer, die sie ihrer Hegemonie 
beraubten und sich in Westeuropa behaupteten. 

Der Eurozentrismus der Herrschaftskolonialität wurde von der doppelten 
Achse dieses Herrschaftsmusters produziert. Das heißt: von der „Rassialisie- 
rung“ der gesellschaftlichen Klassifikation der Weltbevölkerung mit allen ihren 
gesellschaftlichen Konsequenzen. Und zur gleichen Zeit und in der gleichen 
Bewegung von den Bedürfnissen der Warenproduktion für den Weltmarkt, un- 
ter der Hegemonie eines Kapitals, das sich anfänglich, im aufstrebenden West- 
europa auf der Grundlage der Sklavenarbeit in Amerika, vor allem in „Latein“- 
Amerika, ausdehnte (vgl. zur Sklaverei als Grundlage des Kapitals in Westeu- 
ropa Tomich 2004). 

Obwohl die Hegemonie nur knapp über ein Jahrhundert lang von der iberi- 
schen Halbinsel ausging, beeinflusste die Erfahrung Amerikas von Anfang an 
auch die Subjektivität all jener Gesellschaften, die sich in Westeuropa heraus- 
bildeten. Es handelte sich um die Erfahrung des Eintritts in eine neue histori- 
sche Periode, eines tiefgreifenden sozialen Wandels. In der eurozentrierenden 
historisch-sozialen Bilderwelt ergab sich bald eine gründliche Verschiebung des 
Sinnhorizonts: Das goldene Zeitalter wurde nicht mehr in einem verlorenen, 
mythisch-mystischen Eden verortet, sondern in der Zukunft als einem einzi- 
gen, authentischen Kontinent des Wandels. Diese Verschiebung der Zeit im 
historischen Sinnhorizont bildete später, im Verlauf der kolonialen Expansion 
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Europas, Teil einer wissenschaftlich-intellektuellen Neuzuweisung des Ortes 
der Westeuropäer und der ‚Nicht-Europäer‘ in der historischen Zeit. Im Zuge 
dieser Verschiebung trafen die Europäer aber auch auf Formen sozialer Exis- 
tenz, in deren Zentrum Reziprozität, Solidarität und Gemeinschaft standen, 
insbesondere in den heute als ‚andin‘ bzw. ‚amazonisch‘ genannten Regionen 
(Quijano 1993). Die europäischen Utopien seit dem 16. Jahrhundert können 
nicht ohne Rückgriff auf diese Erfahrungen verstanden werden. Sie zeigen an, 
dass der historische Sinnhorizont, den wir Eurozentrismus nennen, sich zuerst 
als ein neuer Horizont historischen Sinns herauszubilden begann (Quijano 
1990). 

Die Welt, die sich im Folgenden als ‚Westeuropa‘ konstituierte, und die sozia- 
le Ausbeutungsbeziehung, die sich auf diese Weise als europäischer Kapitalis- 
mus historisch besonderte, entwickelten auch eine spezifische Intersubjektivi- 
tät. Deren Hauptachsen bestehen zum einen in einem Horizont historischen 
Sinns, der die reiche und tiefe Erfahrung eines historischen Wandels - Ameri- 
ka, die Herrschaftskolonialität, Westeuropa - ausdrückt, und zum anderen in 
den kognitiven Grundlagen der raschen Ausbreitung des europäischen Kapita- 
lismus: die systematische Beobachtung, die Messung, die Quantifizierung, das 
Experimentieren, die Verifikation der Information - der Zweifel. Beide Aspekte 
der neuen Intersubjektivität waren nicht von vornherein miteinander ver- 
knüpft, verschränkten sich aber mit der Zeit. Es bildete sich eine neue Ratio- 
nalität heraus, für die intellektuelle Freiheit, und damit individuelle Autono- 
mie, unverzichtbar war. Aus dieser Perspektive ist die gesellschaftliche Gleich- 
heit der Individuen, in den Grenzen des Marktes, eine Grundbedingung der 
modernen Rationalität. Alles was ihr entgegenstand - religiöse, politische und 
soziale Mächte und Machthaber - musste umgewälzt oder zerstört werden. 
Diese spezifische Rationalität war, worauf schon Max Weber aufmerksam ge- 
macht hat, jenen eigen, die sich der Kontrolle der Subjektivität durch die Kir- 
che und/oder die Monarchie und der sozialen Beziehungen durch die Feudal- 
herren und die Herrscher der ‚alten Ordnung‘ widersetzten. Das war konkret 
die reformierte christliche Bourgeoisie der aufstrebenden Länder des mittleren 
und nördlichen Westeuropas. Weber allerdings erschloss sich nicht, dass diese 
Rationalität im Kontext der Herrschaftskolonialität hervorgebracht und ausge- 
übt wurde. Als guter Westeuropäer zweifelte er nicht daran, dass es sich um 
eine historische Welt handelte, die sich selbst entworfen und hervorgebracht 
hatte und in der das Kapital als ein spezifisch westlich-europäisches Produkt 
erschien, das von allen anderen Formen gesellschaftlicher Ausbeutung unab- 
hängig, ja gegen diese gerichtet war. Noch viel weniger konnte er - wie auch 
Marx nicht - begreifen, dass die führende Rolle des Kapitals auf der ‚Rassiali- 
sierung’ der Arbeitsteilung und der darauf aufbauenden Ausbeutung von un- 
bezahlter Arbeit beruhte, zunächst in Amerika, sodann im Rest der Welt. 

Die Ideen von sozialer Gleichheit, von Freiheit und Autonomie aller Indivi- 


38 Anibal Quijano 


duen, von der Staatsbürgerschaft als grundlegender Institution der politischen 
Ordnung und von ihrem Ausdruck im modernen Nationalstaat als einzig legi- 
timer politischer Autorität, wurden allesamt von dieser spezifischen Rationali- 
tät hervorgebracht. Sie sind somit Ergebnis der Rationalität, die man als mo- 
dern bezeichnet. Tatsächlich waren die Grundideen - soziale Gleichheit, Frei- 
heit und Autonomie der Individuen - nicht gerade neu. Aber sie waren immer 
minoritär gewesen - angefeindet, verfolgt und bestraft. Nur in Westeuropa, als 
der neuen Metropole der Herrschaftskolonialität, erhielten sie jene Anerken- 
nung und Legitimität, durch die sie zum hegemonialen Allgemeingut wurden. 
Die Staatsbürgerschaft als politische Institution, deren Legitimität von nun an 
jede mögliche politische Autorität begründet, gehörte zu derselben sozialen 
Vorstellungswelt. Und diese Institution ist etwas beispiellos Neues in der Ge- 
schichte. Die Staatsbürgerschaft der Athener, an die in diesem Zusammenhang 
gerne erinnert wird, beruhte gerade auf der Negation der sozialen Gleichheit 
aller Individuen. 

Es handelt sich also zweifellos um ein spezifisch westeuropäisches Produkt. 
Da es aber im Kontext der Herrschaftskolonialität produziert worden war, 
konnte die neue Modernität nichts anderes sein als eine Kolonialmoderne. 
Folglich ist sie ein historisches Phänomen von innerer Zweideutigkeit. Sie ent- 
steht aus der paradoxen Verbindung neuer Formen von Herrschaft und Aus- 
beutung, nämlich Rassismus und Weltkapitalismus; aber ebenso aus beispiel- 
losen sozialen Konflikten mit neuen gesellschaftlichen Subjekten und bis dato 
unbekannten ‚Utopien‘, die eine ‚Moderne‘ propagieren, die von jeder Form 
von Kolonialität und Herrschaft befreit ist. Die innere Zweideutigkeit jener 
Kolonialmoderne enthüllte sich unmittelbar, noch während sie hervorgebracht 
wurde. 

Schließlich hatten die Westeuropäer mit der „industriellen Revolution“ end- 
lich dem Weltmarkt etwas anzubieten, was auf ihrem eigenen Territorium her- 
vorgebracht worden war. Denn bis dahin waren sie lediglich Krämer und Kon- 
trolleure der in Amerika produzierten Waren. Und ihre neue Macht trieb sie 
bald zur Eroberung und Kolonialisierung des Rests der Welt, auch jenseits von 
Amerika. Indem sie dies taten, verrieten sie notgedrungen die zentralen Ideen 
ihres Rationalitätshorizonts. Sie schufen soziale Ungleichheit bei den erober- 
ten Bevölkerungen, und sie ‚rassialisierten‘ sie. Sie nahmen ihnen Nation und 
Identität, definierten ihre Nationalitäten und Identitäten um. Und sie zerstör- 
ten die zivilisationseigene Produktion der Eroberten und Kolonialisierten. Auf 
diese Weise wurden Geschichte und Identität der Beherrschten historisch un- 
sichtbar gemacht. Bestenfalls gestand man einigen wenigen von ihnen einen 
gewissen Platz zu, der zwar sichtbar, aber nicht nur räumlich, sondern vor al- 
lem in der historischen Zeit randständig und entfernt war. Auf diese Weise 
wurde ein historischer Sinnhorizont geschaffen, in dem das Nicht- 
Europäische, wo nicht völlig unsichtbar, zumindest längst vergangen war. Der 
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‚Orient‘ war eine der Bezeichnungen für dieses ‚Nicht(s)‘. Es entstand eine 
spezifische Art der Produktion und Kontrolle von Subjektivität und Intersub- 
jektivität, die im gesamten Universum der eurozentrierten Herrschafts- 
kolonialität als hegemonial durchgesetzt wurde. 

Dieser subjektiv-intellektuelle Prozess zeugt davon, dass sich diese grundlegen- 
de Form von sozialer Beziehung tief und dauerhaft als zentrales, konstitutives 
Element des Sinnhorizonts der Westeuropäer etabliert hat. Diese Perspektive 
war zugleich modern und rassistisch, sprich: kolonial. Die Kategorie der kolo- 
nialen Moderne impliziert, dass es kaum möglich gewesen wäre, die zahlrei- 
chen heterogenen Identitäten, die sich der europäische Kolonialismus während 
seiner Ausbreitung einverleibte, unsichtbar zu machen. 

Eine solche Sicht auf die koloniale Moderne erlaubt es, die beiden oben auf- 
geworfenen Fragen zu beantworten. Wenn aus einer eurozentrierten Perspekti- 
ve die Identitäten, kulturhistorischen Produkte und Projekte der Mehrheit der 
Völker, die der Kolonialität der eurozentrierten Herrschaft einverleibt wurden, 
unsichtbar gemacht worden sind, so sieht man im Ergebnis nichts als das Eu- 
ropäische. Man sieht alles - oder will alles sehen -, als ob es nichts anderes als 
Europa wäre. Alles Übrige existiert nicht oder nur als Teil einer entfernten 
Vergangenheit. Auf der anderen Seite ist es aber die Hegemonie dieser Per- 
spektive unter den Opfern der Herrschaftskolonialität, die diese dazu bringt, 
sich so zu sehen, als wären sie Europa, ja sogar anzustreben, genau so gesehen 
zu werden. Oder - wie in der Debatte über die ‚Modernisierung‘ und die 
‚Entwicklung‘ geschehen - als würden sie in der Zukunft (wie) Europa sein. 
Analog bedeutet die Tatsache, sich als ‚Weißer‘ zu sehen oder sogar gesehen 
werden zu wollen, die Selbstverachtung der rassialisierten Identitäten und Op- 
fer der Kolonialität der eurozentrierten Herrschaft. Dies ist zweifellos die per- 
verseste Wirkung der Perspektive der eurozentrierten kolonialen Moderne. Die 
Opfer wurden dazu gebracht, sich mit den Augen des Herrschers zu betrach- 
ten. Auswege wurden nicht in der Rebellion, der Flucht, dem Umsturz oder 
der Legitimierung des Andersseins beziehungsweise in Alternativen gesucht, 
sondern in der Nachahmung, ja der Mimesis einer doppelten Unterwerfung 
unter die koloniale Moderne. Und schlimmer noch: es handelte sich um einer 
verführerische Art und Weise, an der Herrschaft teilzuhaben. 

Aus dieser Perspektive ist die zentrale Paradoxie der eurozentrierten Kolonial- 
moderne eine Tragödie der Irrungen. Westeuropa schuf und verbreitete 
schließlich als Kontrollzentrum der Herrschaftskolonialität weltweit einen neuen, 
universell hegemonialen ‚Gemeinsinn‘: soziale Gleichheit, Freiheit und Auto- 
nomie aller Individuen, Staatsbürgerschaft und moderner Nationalstaat - wäh- 
rend die Opfer dieses Herrschaftsmusters, zur gleichen Zeit und in derselben 
historischen Bewegung, an der konkreten Ausübung dieser sozialen Beziehun- 
gen und einer entsprechenden gesellschaftlichen Existenz gehindert wurden. 
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Die Umwälzung des Eurozentrismus in Lateinamerika 


Bekanntermaßen waren, nach der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten vom 
britischen Kolonialismus, die heute „lateinamerikanischen“ Länder die nächs- 
ten, die sich vom - ın ihrem Fall iberischen - Kolonialismus befreiten. Nach 
der Niederlage des ersten, 1780 von Tupac Amaru geführten national- 
antikolonialen Projekts im Vizekönigreich Peru begann mit der Revolution in 
Haiti (1804) der historische Kampf um die Entkolonialisierung der Herrschaft 
von Neuem.? Gleichzeitig ergab sich die kurze Erfahrung der ersten liberalen 
Revolution und der ersten Republik in Spanien. Und auf paradoxe Weise - 
wie fast alles innerhalb der eurozentrierten Kolonialmoderne geschieht - 
brachten die Ereignisse im Zentrum des Spanischen Kolonialreichs die Herr- 
scher in den hispanoamerikanischen Kolonien dazu, ihre Unabhängigkeit vom 
Spanischen Imperium zu suchen. Die Niederlage der Revolution in Spanien 
konnte schon nicht mehr verhindern, dass sich dieser Prozess der „Emanzipa- 
tion“ bis zur Schlacht von Ayacucho 1824 steigerte. 

Die Ergebnisse dieses Prozesses waren im zukünftigen Lateinamerika jedoch 
ganz anderer Art als in den Vereinigten Staaten (Quijano 2000). In den USA 
vertrat der neue Staat die Mehrheit der Bevölkerung. Es etablierte sich eine 
wirkliche Staatsbürgerschaft, und sie fand ihren Ausdruck in einem modernen 
Nationalstaat, dem ersten der kolonial-modernen Geschichte, wenn auch auf 
den Schultern der „schwarzen“ Sklaven. Nicht so in Hispano-Amerika. Dieje- 
nigen, die in den neuen unabhängigen Ländern die Herrschaftskontrolle erb- 
ten, waren nicht nur dieselben Personen, die sie schon seit der Kolonialzeit 
innehatten oder daran teilnahmen. Sie waren darüber hinaus eine verschwin- 
dende Minderheit, die ihre Herrschaft der überwältigenden Mehrheit der Be- 
völkerung aufzwang. Die „indianischen“ Leibeigenen, die „schwarzen“ Sklaven 
und die entsprechenden „Mischlinge“ waren allesamt durch soziale Hürden 
und gesetzliche Verbote von der Teilhabe an den neuen Staatsbildungsprozes- 
sen ausgeschlossen. Auf diese Weise kam es zu einer bemerkenswerten histori- 
schen Paradoxie: In jedem einzelnen der neuen lateinamerikanischen Länder 
wurde ein unabhängiger Staat der kolonialen Gesellschaft übergestülpt. Diese 
eigenartige modern-koloniale Verbindung von politischer Unabhängigkeit und 
verhinderter Dekolonialisierung der Macht wurde später in der gesamten Welt 
reproduziert. 

Dass Lateinamerika die erste Bühne dieser paradoxen Aufführung der Koloni- 


2 Die haitianische Revolution war die erste radikal und global entkolonialisierende Revoluti- 
on. Bei dieser historischen Bewegung handelte es sich um den Sieg 1) der Sklaven über ihre 
Herren, 2) der Kolonialisierten über ihre Kolonisateure, 3) der nationalen haitianischen I- 
dentität über die koloniale französische und 4) der „Schwarzen“ über die „Weißen“. Un- 
glücklicherweise waren und sind immer noch die Kontrolleure der Herrschaftskolonialität 
stärker. Das Französische Kolonialreich und die zahlreichen militärischen Interventionen der 
Vereinigten Staaten machten diesen Sieg zunichte. 
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almoderne war, trug jedoch auch dazu bei, dass es zum ersten Widerstands- 
raum gegen den Eurozentrismus wurde, insbesondere seit dem Ende des 19. 
Jahrhunderts. Der Widerstand gegen die aufgezwungene Herrschaftskolonia- 
lität unter den „Indios“ hatte während der Periode direkter iberischer Beherr- 
schung nicht nachgelassen. Und die frühe Debatte im Vizekönigreich Peru ge- 
gen die aufkommende eurozentrierte Kolonialmoderne hat viele Namen her- 
vorgebracht, deren Anerkennung heute wächst, wie etwa Huaman Poma de 
Ayala oder Santa Cruz Pachacuti Salkamaywa. Aber nach der Niederlage von 
Tupac Amaru und der de facto gescheiterten Revolution in Haiti wurde dieser 
Widerstand unsichtbar gemacht. Nach der Unabhängigkeit waren die intellek- 
tuellen Mitglieder der ‚weißen‘ oder ‚europäischen‘ Minderheit die einzigen 
Protagonisten der Debatte - einer Debatte, die sich in der eurozentrierten Ko- 
lonialmoderne reproduzierte und unvermeidlich den Linien der eurozentri- 
schen Diskussion zwischen Liberalen und Konservativen folgte. Hinter den 
Kämpfern in den Schützengräben politischen Denkens standen dabei ganz 
handfeste materielle Interessen. Die Bürgerkriege und Staatsstreiche, die fast 
durchgängige politische Instabilität in fast allen neuen Ländern - mit Aus- 
nahme Chiles, Uruguays, Brasiliens und Mexikos - trugen zur Verschärfung 
der Debatte bei. Und in all diesen neuen Staaten wurde der Comtesche Posi- 
tivismus als eine Perspektive aufgenommen, die Stabilität, Moderne, letztlich 
eben Fortschritt versprach. In Brasilien wurde sogar das Motto des neuen 
Staates - „Ordnung und Fortschritt“ - aus dem Werk von Comte übernom- 
men. 

Zur Mitte des 19. Jahrhunderts breitet sich jedoch eine Unruhe in der Debatte 
des iberischen Amerika aus, die sich um die Frage der Identität dreht und seit 
dem Ende des Jahrhunderts dominant wird (Gracia/Jaksic 1984, Quijano 
1990). Diese Debatte wurde vor allem unter den Liberalen heftig geführt, spä- 
ter auch von den Radikalen. Sie begann um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
mit den ersten Vorschlägen, sich als ‚Lateinamerika‘ und nicht mehr als 
‚Hispanoamerika‘ zu identifizieren. Diese Vorschläge waren mit den kaiserli- 
chen Abenteuern von Napoleon III. und Maximilian in Mexiko verbunden 
und wurden mit diesen besiegt, ohne bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
wieder aufgenommen zu werden (Ardao 1993). Mitten im Kampf um die Be- 
endigung des spanischen Kolonialismus in der Karibik schlägt Jose Marti 1893 
vor, den eigenen Raum „Nuestra America“ (Unser Amerika) zu nennen - eine 
Idee, die ebenfalls jäh endet, als 1898 die spanischen Kolonien Kuba, Puerto 
Rico, die Philippinen und Guam von den Vereinigten Staaten erobert werden. 
Dieser Krieg wurde offensichtlich mit dem Ziel geführt, die Unabhängigkeit 
neuer Länder in der Karibik zu verhindern, die damals schon fast das Mare 
Nostrum der neuen amerikanischen Imperialmacht darstellte. Das Identitäts- 
streben erwacht dann an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert neu mit 
dem „Artelismus“, benannt nach dem 1900 erschienenen Buch „Ariel“ des 
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Uruguayers Jose Enrique Rodö - ein Ansatz, der aber mit der mexikanischen 
Revolution ebenfalls wieder verschwindet. 

Wodurch wurde dieses Verlangen, das bis heute niemals befriedigt wurde, er- 
zeugt? Die Frage stellte sich tatsächlich schon während der Kolonialzeit, zuerst 
mit der Diskriminierung der in den Kolonien geborenen Spanier („Criollos“) 
durch die „(echten) Spanier“. Dann wurde sie, vor allem seit dem 18. Jahr- 
hundert, noch dringlicher mit der Vermehrung der „Mestizen“. Denn diese 
bildeten zu jener Zeit eine große und heterogene Population, deren gesell- 
schaftliche Klassifizierung nach ‚Farben‘ die Identitätsproblematik neu konfi- 
gurierte. Vor allen Dingen aber war es die Politik der Vereinigten Staaten seit 
dem Beginn des 19. Jahrhunderts, die eine neue Debatte entfachte. Erstens 
wollten die neuen iberoamerikanischen Staaten die exklusive Aneignung des 
Namens ‚Amerika‘ durch die Vereinigten Staaten nicht hinnehmen. Zweitens 
begann das Bündnis zwischen den Vereinigten Staaten und ihrer alten briti- 
schen Kolonialmetropole spürbar zu werden, die nun gemeinsam als eine neue 
Imperialmacht in der Karibik operierten. Deren Einfluss wuchs mit der Erobe- 
rung der Territorien der nordamerikanischen Indigenen, dann mit der Erobe- 
rung der nördlichen Hälfte Mexikos und am Ende jenes Jahrhunderts mit der 
Eroberung spanischer Kolonien in der Karibik und auf den Philippinen. Diese 
Expansionspolitik traf im ‚anderen‘ Amerika auf uneinige, politisch instabile, 
in Bürgerkriegen und Grenzstreitigkeiten befangene Staaten, die fürchteten, 
zum nächsten Opfer der neuen Imperialmacht zu werden. Unter diesen Um- 
ständen neigten die Kontrolleure der Macht in jenen Ländern, vor allem die 
Intellektuellen und Politiker der unzufriedenen schmalen Mittelschichten, 
durchweg dazu, als Verteidigungslinie gegen die amerikanisch-britische Expan- 
sionspolitik ihre Identitätsunterschiede zu den „Angelsachsen“ hervorzuheben. 


Indoamerika: die vereitelte Entkolonialisierung 


Die historische Paradoxie einer Unabhängigkeit unter der Kontrolle derselben 
Gruppen, die auch in der Kolonialzeit die Herrschaft innegehabt hatten, kam 
einem echten historischen Knotenpunkt gleich: Moderne, Demokratie, Natio- 
nalstaat, Identität, Einheit stellten sich nicht als voneinander getrennte, son- 
dern miteinander verwobene Probleme dar, jedes einzelne von ihnen in jedes 
andere verflochten und verwickelt, weshalb sie nur gemeinsam gelöst werden 
konnten. Die eurozentrierte koloniale Moderne drückte sich in dieser histori- 
schen - amerikanischen - Verknotung aus, und in gewisser Weise tut sie das 
noch immer. 

Dieses Herrschaftsmuster hatte seinen Ursprung aber nicht zufällig in Ameri- 
ka. Nach den antikolonialen Kämpfen war eine Identität, die einfach nur als 
eine Verlängerung der kolonialen (Hispanoamerika, Lusoamerika, Iberoameri- 
ka) wirkte, nicht akzeptabel und wurde auch nicht akzeptiert, und die Bezug- 
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nahme auf eine europäische, lateinische - der angelsächsischen entgegengesetz- 
te - Familie hatte nicht gefruchtet. Fine andere Identität schlummerte in einer 
geheimen Vorstellungswelt, und sie kam mit der Mexikanischen Revolution, 
der ersten großen Revolution des zwanzigsten Jahrhunderts (1910-1920), ans 
Licht. Obwohl die radikaleren Kräfte unterlagen und die Hauptführer (Zapata, 
Villa) ermordet wurden, war das zentrale Element dieser Revolution, das dem 
neuen Staat seinen national-demokratischen Charakter und der neuen Gesell- 
schaft ihre eigene Vorstellungswelt einbrachte, die massive Teilnahme der „in- 
digen“ genannten Bevölkerung. Sie eröffnete den Weg zu einem sozialen Leit- 
bild, das sich rasch in eine wirklich gemeinsame Ideenwelt all derer verwandel- 
te, die in den anderen Ländern der Region den historischen Knoten zu zer- 
schlagen suchte, der durch die ungelösten Probleme von Moderne, Identität 
und Demokratie gebildet wurde. 

Trotz der „unterbrochenen Revolution“ (Gilly 2005) in Mexiko ist die Wir- 
kung derselben auf die Vorstellungswelt der indigenen Bevölkerungen, der 
lohnabhängigen Berg- und Landarbeiter und vor allem auch der Mittelschich- 
ten und der aufstrebenden Intelligenz aller anderen Länder unverkennbar. Sie 
ist ein klares Zeichen dafür, dass die Möglichkeit des großen Wandels der in- 
neren Herrschaft und der Unabhängigkeit gegenüber der neuen (angelsächsi- 
schen) Imperialmacht in Beziehung stand mit der unsichtbar gemachten und 
kolonialisierten Masse der Bevölkerung, den „Indios“ oder „Indigenen“. Der 
kurz nach dem Triumph der mexikanischen Revolution gemachte (und Vas- 
concelos zugeschriebene) Vorschlag, ‚Indoamerika‘ als neue Identität anzu- 
nehmen, fand dann deshalb auch die Zustimmung einer ganzen Generation 
von Intellektuellen und Politikern und wurde zum Fanal der großen Welle re- 
volutionärer Prozesse, die zwischen 1925 und 1935 ohne jede Ausnahme alle 
übrigen Länder dieses Amerikas erschütterte. Diese Welle wurde niedergeschla- 
gen, und blutige, in ihrer Mehrheit faschismusfreundliche Militärdiktaturen 
übernahmen bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges - mit der Ausnahme von 
Chile und Uruguay - die Kontrolle der instabilen Staaten. Mit dieser Nieder- 
lage war dann auch die Idee einer indoamerikanischen Identität formal been- 
det. Latent ist sie aber seither kontinuierlich lebendig geblieben, und in der 
gegenwärtigen Debatte wird sie, vor allem mit der neuen Bewegung der so ge- 
nannten „indigenen“ Bevölkerungen, reaktiviert. 

Die neue Mentalität, die mit der mexikanischen Revolution zum Vorschein 
gekommen war, brachte eine Sprache für den Widerstand gegen den Eurozent- 
rismus hervor. Es wurde eine neue Kategorie geschaffen, um zu bezeichnen, 
wogegen sich die kollektive Ablehnung richtete: ‚mentaler Kolonialismus’. In 
der Sprache der „Indoamerikaner“ handelt es sich dabei um eine Form von 
Konformismus, Hörigkeit und Unterwerfung sowohl in der politisch-sozialen 
Aktion wie in den historisch-sozialen Wissenschaften gegenüber der eurozent- 
rischen Vision der Geschichte, der Probleme und der zukünftigen Möglichkei- 
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ten dieses Amerika. Jene Forschungen, die sich seit Guha (1998) „Subalter- 
nitätsstudien“ nennen, können heute als Sprachrohr dieser „indoameri- 
kanischen“ Debatte gelten. Auch sie haben zu keiner wirklichen wissenspoliti- 
schen Subversion des kolonial-modernen Eurozentrismus geführt. Aber sie 
enthielten - namentlich mit dem Werk von Jose Carlos Mariätegui - ein erstes 
Moment der Unterwanderung der eurozentrischen Perspektive auf die Ge- 
schichte und Revolution Amerikas. Die epistemischen Brüche mit der euro- 
zentrierten Kolonialmoderne in der aktuellen lateinamerikanischen Debatte 
haben in gewisser Weise hier ihren Ausgangspunkt. 


Die Rückkehr „Lateinamerikas” und des Eurozentrismus 
nach dem Zweiten Weltkrieg 


Am Ende des Zweiten Weltkriegs entwickelte sich die Region zu einem toben- 
den Szenario tiefgreifender Prozesse historisch-sozialen Wandels. Vor allem ist 
dabei auf die massive und völlig abrupte Abwanderung der ländlichen Bevöl- 
kerung in die urbanen Zentren zu verweisen. Die Ausbreitung der Industrie, 
nicht nur als Form wirtschaftlicher Produktion, sondern mehr noch als (inter- 
nationalisierte) Konsum- und Lebensweise, fachte hauptsächlich in Brasilien 
und in den Ländern der andinen Region die Bauernrebellionen an. Die neuen 
Mittelschichten breiteten sich schnell aus, ebenso die Gruppe der Lohnarbei- 
ter in städtisch-industriellen Tätigkeiten und die (allerdings zahlenmäßig klei- 
ne) städtisch-industriellen Bourgeoisie. Diese neuen sozialen Milieus wurden 
zu Akteuren des Wandels und begannen, sich zu organisieren und für eine Lö- 
sung der alten, unerledigten Fragen von Moderne, Identität und Demokratie 
zu mobilisieren. 

Dies war der Kontext, der es zuerst einigen wenigen Intellektuellen, vor allem 
Wirtschaftshistorikern erlaubte, in der Kritik des Eurozentrismus voranzu- 
schreiten. Sergio Baglı (1949), Marcello Segal (1953) und Caio Prado Jr. 
(1959) waren nach Mariätegui die ersten, die die Realität des ‚Feudalismus‘ in 
der lateinamerikanischen Wirtschaft auch für die Kolonialzeit hinterfragten. 
Parallel begann man in der philosophischen Debatte darauf zu insistieren, sich 
vom „internen Kolonialismus“ zu befreien und eine Philosophie des Denkens 
und der Geschichte Lateinamerikas auszuarbeiten. Dieses Verlangen, das noch 
aus der Zwischenkriegszeit stammte, kehrte jetzt wieder, aber nicht nur unter 
politischen Intellektuellen und Politikern, Schriftstellern und Literatur- und 
Kunstkritikern, sondern tatsächlich in der akademischen Philosophie aller 
Länder der Region.’ 

Diese neue Wende zur geistigen, philosophischen, theoretischen und politi- 


3 Zu nennen sind in diesem Zusammenhang Leopoldo Zea in Mexiko, Francisco Romero und 
Risieri Frondizi in Argentinien sowie Augusto Salazar Bondy in Peru. 
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schen Unabhängigkeit war schon nicht mehr Sache einer kleinen intellektuel- 
len Minderheit, wie noch in den Zeiten vor der Niederlage der revolutionären 
Welle zwischen 1925 und 1935, sondern eine soziale Bewegung, die den An- 
sichten und Forderungen breiter und heterogener sozialer Schichten Ausdruck 
gab. Die neue Wirklichkeit lief auf eine neue Identität hinaus - doch war dies 
zu jenem Zeitpunkt nicht die zentrale Frage der regionalen Debatte. Die ent- 
scheidende Frage war die nach einer gründlichen und systematischen Trans- 
formation der gesellschaftlichen Existenzbedingungen, und letztlich schien die 
neue Identität damit einherzugehen. Auf eine eher spontane Weise, ohne for- 
male intellektuelle oder politische Bemühungen, begann man damit, den Beg- 
riff ‚Lateinamerika‘ kollektiv als legitime, identitätsstiftende Bezeichnung für 
alle Länder südlich des Rio Bravo zu benutzen. 

Parallel wurde diese terminologische Option mit der Gründung der Vereinten 
Nationen international gestützt und formalisiert. Zunächst mit der Gründung 
der Wirtschaftskommission für Lateinamerika (Comisiön Econömica para 
America Latina, CEPAL), sodann mit der Schaffung zahlreicher Institutionen, 
die explizit als ‚lateinamerikanisch‘ benannt wurden und dazu bestimmt wa- 
ren, die berufliche Bildung der schnell wachsenden Mittelschichten voranzu- 
treiben. Wegen seiner anerkannten politischen Stabilität wurde Chile zum Sitz 
praktisch aller Institutionen dieses Charakters‘. Mit der CEPAL fand eine neue 
Thematik Eingang in die - jetzt lateinamerikanische - Debatte, die bald zur 
zentralen politischen Frage werden sollte, nämlich die nach Entwicklung und 
Unterentwicklung. 

In einer gesellschaftlichen Konstellation, in der die historische Paradoxie der 
Verbindung von unabhängigem Staat und kolonialer Gesellschaft noch leben- 
dig war, verlangten die neuen Mehrheitsströmungen nun sowohl in der intel- 
lektuellen Debatte als auch im politischen Handeln nach der Demokratisie- 
rung der Gesellschaft und einem modernen Nationalstaat. Diese Forderungen 
implizierten drastische Veränderungen in den Herrschaftsbeziehungen. Erneut 
etablierten sich aber Liberalismus und Sozialismus als Hauptströmungen der 
Debatte, und erneut konnten sie weder auf eine funktionierende Staatsbürger- 
schaft noch auf eine industrialisierte Ökonomie oder ein organisiertes Indust- 
rieproletariat setzen, das die Fähigkeit zur Hegemonie hätte entwickeln kön- 
nen, um die Kontrolle des Staates zu übernehmen. Zum wiederholten Male 


4 Die einflussreichsten sind die Lateinamerikanische Schule für Ökonomie (Escuela Latinoa- 
mericana de Economia, ESCOLATINA), das Lateinamerikanische Zentrum für Spezialisten 
der Erziehung (Centro Latinoamericano de Especialistas en Educaciön, CLAFE), das Latein- 
amerikanische Zentrum für Demographie (Centro Latinoamericano der Demografia, CELADE) 
und das Lateinamerikanische Institut für Wirtschafts- und Sozialplanung (Instituto Latino- 
americano de Planificacıön Econömica y Social, ILPES), das mit der CEPAL verbunden ist. 
Eine ganze Generation der Mittelschichten aus allen Ländern der Region wurde in diesen 
Institutionen trainiert. Sie gehörten zu den wichtigsten Protagonisten der neuen Debatte. 
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brachte die eurozentrische Sichtweise die Mehrheit der Protagonisten der in- 
tellektuellen Debatte wie der politischen Kämpfe dazu, Lateinamerika erneut 
so zu verstehen, als wäre es Europa. Aber auch jetzt konnte in diesem Ameri- 
ka keine Revolution vonstatten gehen, indem sie den Blaupausen des Libera- 
lismus oder des historischen Materialismus folgte. Die realen historischen Ge- 
gebenheiten waren ein zu störrisches Pferd, um mit diesen Zügeln kontrolliert 
zu werden. Viele haben es versucht, stets mit tragischem Ausgang.’ 
Die wirksamsten und konkretesten politisch-sozialen Praktiken folgten deshalb 
keinem dieser Wege. Sie waren vielmehr auf unterschiedlichste Weise Kombi- 
nationen konfliktiver Strömungen: Peronismus, „Populismus“, Castrismus, Ve- 
lasquismus, Allendismus. Und mit der Ausnahme Kubas, wo die Kontrolle des 
Zentralstaats erhalten blieb, haben die historischen Labyrinthe keine anderen 
Auswege gelassen als die Gewalt derer, die die eurozentrierte Kolonialmoderne 
kontrollierten und bis heute kontrollieren. 
Die „Dependencia“-Debatte nahm genau diesen labyrinthischen Verlauf. Ihre 
Varianten und ihre jüngeren Ergebnisse in Brasilien, Argentinien und Chile 
sind deshalb nicht so überraschend. Von heute aus gesehen ist es keineswegs 
übertrieben zu meinen, dass in der lateinamerikanischen Debatte jener Zeit die 
meisten Strömungen, die der Idee einer sozialistischen Revolution anhingen, 
einen Diskurs und eine Praxis aufwiesen, in denen eine linke Ideologie mit ei- 
ner rechten Epistemologie verbunden war. Eine Minderheit in dieser Debatte 
verfolgte dennoch den kritischen Kurs, der schon kurz nach dem Zweiten 
Weltkrieg eröffnet worden war. Ins Zentrum dieser Konfrontation zielte das 
Werk von Andre Gunder Frank - und es war zweifellos der Kontext, der die- 
sem seine besondere, weltweite Resonanz verschaffte. 
Nach der Weltkrise der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts ist der Eintritt der 
eurozentrierten Kolonialmoderne in eine neue historische Periode notwendig 
geworden. Und notwendig war auch die Erosion der Fundamente dieses Herr- 
schaftsmusters am Ort seiner Entstehung, vorangetrieben durch das Aufkom- 
men der ‚indigen‘ genannten Bewegungen. Heute ist es soweit, dass die Kritik 
des Eurozentrismus die Augen für alternative Optionen, Sinnhorizonte und 
Erkenntnisperspektiven geöffnet hat. Wir befinden uns nicht nur im Moment 
der tiefsten und radikalsten Krise der eurozentrierten Herrschaftskolonialität. 
Wir stehen auch vor einem neuen Horizont historischen Sinns, der den Weg 
zu einer Entkolonialisierung der Herrschaft weisen kann. 

Aus dem Spanischen von Urs Müller-Plantenberg, 

Stefan Schmalz und Stephan Lessenich 


5 Häufig geschah dies in der Form, dass der Erfolg der Castro-Guerrilla zu imitieren versucht 
wurde. Die „bürgerlich-demokratische Revolution“, die auf diesem Wege herbeigeführt wer- 
den sollte und für die man die Unterstützung der Bourgeoisie erwartete, fand aber nicht statt 
- sondern wurde durch eben diese niedergeschlagen (vgl. Quijano 2000). 
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Tanja Ernst 


Postkoloniale Theorie und politische Praxis: 
Die Dekolonisierung Boliviens 


Im Gegensatz zu Asien, Afrika und der englischsprachigen Karibik spielt La- 
teinamerika - im internationalen Feld der postkolonialen Ansätze als Untersu- 
chungsgegenstand erstaunlicherweise kaum eine Rolle. Auch erfahren die zahl- 
reichen postkolonialen Beiträge lateinamerikanischer Autor_innen über den 
Subkontinent hinaus wenig Rezeption (vgl. Coronil 2008: 401ff.; Lander 
2000). Dies ist insofern verwunderlich, als die Länder Mittel- und Südamerikas 
über eine lange Tradition antikolonialen und antiimperialen Widerstandes ver- 
fügen und ihre formale Unabhängigkeit bereits im ersten Viertel des 19. Jahr- 
hunderts erkämpften. Wissenschaftliche sowie gesellschaftspolitische Debatten 
über die sozioökonomischen und soziokulturellen Implikationen des Kolonia- 
lismus werden hier seit langem geführt. Internationale Ausstrahlungskraft ent- 
falteten die in den 1960er Jahren originär in Lateinamerika entwickelten polit- 
ökonomischen Ansätze der Dependenztheorien, die eine kritische Antwort auf 
die Dominanz „westlicher“ Modernisierungstheorien darstellten. 

Der Ausgangspunkt der in den 1980er Jahren aufkommenden - postmodern 
und poststrukturalistisch inspirierten - Theorieströmung des Postkolonialis- 
mus hingegen lag im anglophonen Kontext kritischer Kultur- und Literatur- 
wissenschaften und entstand nicht zuletzt in Auseinandersetzung, Abgrenzung 
und der kritischen Erweiterung klassisch materialistischer Analysen (vgl. hierzu 
den Beitrag von Franzki/Aikins in diesem Heft). 

Eine postkoloniale Perspektive geht davon aus, dass jeder Gegenstand, jede 
Position und Perspektive in eine spezifische „Macht-Wissens-Struktur“ einge- 
bettet sei und durch diese geformt werde. Donna Haraway (1988) hat hierfür 
den Begriff „situiertes Wissen“ geprägt, welcher die partielle, räumliche, zeitli- 
che und kulturelle Kontextualisierung und damit Begrenzung jedweden Wis- 
sens hervorhebt und sowohl den positivistischen Selbstbetrug der Objektivität, 
als auch die Vorstellung einer vollständigen, universalistischen Wahrheitsper- 
spektive negiert. 

Diese postkoloniale Position räumt „dem Ort des Sprechens“ einen hohen 
Stellenwert ein. Im Folgenden werden deshalb erstens die ideen- und zeitge- 
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schichtlichen Hintergründe zentraler Aussagen und wichtiger Einsichten la- 
teinamerikanischer postkolonialer Ansätze skizziert. Ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit und ohne an dieser Stelle eine kritische Bewertung sowie Darstel- 
lung der Verästelungen und internen Differenzen der vorgestellten Debatten 
leisten zu können, richtet sich der Fokus dabei auf diejenigen lateinamerikani- 
schen Autor_innen, die poststrukturalistische und postmoderne Perspektiven 
mit materialistischen antikapitalistischen Perspektiven verschränken. In dieser 
Verknüpfung liegt meines Erachtens der Vorzug der postkolonialen Debatten 
für die Analyse aktueller gesellschaftspolitischer Transformationsprozesse. 
Darüber hinaus geht es um die Einlösung des postkolonialen Anspruches, Po- 
sitionen aus dem „Süden“ gezielt Raum und Gehör zu verschaffen sowie dar- 
um, auf der Basıs der hier vorgestellten Empirie der spezifischen „Macht- 
Wissens-Struktur“ stärker Rechnung zu tragen. 

Dazu werden zweitens ausgewählte Aspekte des derzeitigen bolivianischen Re- 
formprojektes vorgestellt. Der Fokus richtet sich auf die langjährigen indige- 
nen Forderungen und den realpolitischen Versuch der Regierung Morales, das 
existierende liberal-repräsentative Demokratiemodell zu dekolonisieren. In die- 
sem Kontext wird drittens die Reichweite und Erklärungskraft postkolonialer 
Kategorien für das Verständnis der gesellschaftlichen Transformationsprozesse 
in Bolivien sowie das nicht immer einfache Verhältnis zwischen postkolonialer 
Theorie und politischer Praxis kritisch in den Blick genommen. Abschließend 
wird zudem auf forschungsrelevante, methodologische Implikationen, die eine 
postkoloniale Perspektive impliziert, hingewiesen. 


1. Die lateinamerikanischen postcolonial studies 


Expliziten Anschluss an die internationale postkoloniale Debatte suchte die 
1992 von den Literatur- und Sprachwissenschaftler_innen John Beverly und I- 
leana Rodriguez in den USA gegründete Latin American Subaltern Studies 
Group (im Folgenden LASSG). Sie versuchte das Subalternitätskonzept der in 
den 1970er Jahren gegründeten South Asian Subaltern Studies Group auf la- 
teinamerikanische Realitäten anzuwenden und kritisch zu erweitern. Der Aus- 
gangspunkt der Gruppe war die Zurückweisung der vielfach beschworenen Be- 
sonderheit des lateinamerikanischen Seins. Sie betrachtete den Lateinamerika- 
nismus - ähnlich dem Orientalismus von Said - als ein Spiegelbild erkenntnis- 
theoretischer imperialer Gewalt (Ueckmann 2009: 527). Doch die Kritik in 
und an der Gruppe war massiv. So wurde der LASSG vorgeworfen, Theorie- 
handel vom Süden in den Norden sowie die erneute Beherrschung Lateiname- 
rıkas von US-amerikanischen Universitäten aus zu betreiben (Morana 1998: 
243; Castro Varela/Dhawan 2004: 26). Im Jahr 2000 löste sich die LASSG auf. 
Aus Sicht von Ramön Grosfoguel, Puertoricaner und in Berkeley lehrender 
Soziologe, erfolgte die Selbstauflösung im Wesentlichen aus zwei Gründen: 
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Zum einen habe sich die LASSG tatsächlich überwiegend aus in den USA leh- 
renden Lateinamerikanist_innen zusammengesetzt, die trotz ihres Anspruches, 
radikales und alternatives Wissen produzieren zu wollen, letztlich dem er- 
kenntnistheoretischen Schema der US-amerikanischen area studies gefolgt sei- 
en. Bis auf wenige Ausnahmen hätten auch Mitglieder der LASSG Studien ü- 
ber die Subalternen erstellt, statt dem eigenen Anspruch Forschungsprojekte 
mit den Subalternen sowie aus subalterner Sicht zu realisieren, nachzukom- 
men. Damit sei die Gruppe letztlich der klassischen akademischen Arbeitstei- 
lung treu geblieben: Während der Untersuchungsgegenstand sich im Süden 
befand, erfolgte die Theoriebildung im Norden. Zum anderen hätten die grup- 
peninternen Spannungen zwischen denen, die Subalternität als postmoderne 
Kritik begriffen und somit den Eurozentrismus theoretisch-konzeptionell aus 
einer okzidentalen Perspektive kritisierten und denjenigen, die Subalternität als 
dekoloniale Kritik verstanden und den Eurozentrismus aus einer subalternen 
bzw. zum Schweigen gebrachten Wissensperspektive demaskieren wollten, 
maßgeblich zum Bruch beigetragen (vgl. Grosfoguel 2007; Mignolo 2000: 
183ff.). 

Teile der Gruppe engagieren sich seither in dem lateinamerikanisch-US- 
amerikanischen Netzwerk Modernität/Kolonialität, welches sich Mitte der 
1990er Jahre zu formieren begann und nicht nur akademisch, sondern auch 
politisch aktiv ist. Die theoretisch-konzeptionellen Auseinandersetzungen in- 
nerhalb des Grupo Modernidad/Colonialidad wurden stark durch das „Kolo- 
nialität der Macht-Konzept“ des peruanischen Soziologen Anibal Quijano und 
einen kritischen Dialog mit Immanuel Wallersteins Weltsystemtheorie geprägt. 
Quijano zufolge lässt sich die koloniale Machtausübung nicht auf Zwangsakte 
und die ökonomische, politische sowie militärische Unterwerfung der ehema- 
ligen Kolonien beschränken, sondern erfolgte auch auf kognitiver, erkenntnis- 
theoretischer und ideologischer Ebene. Quijanos Hauptthese lautet, dass die 
Idee der „Rasse“ zentral war, um den gewaltsamen Akt der Kolonisierung und 
die Festschreibung der internen Machtstrukturen sowie die asymmetrischen 
Beziehungen zwischen den Kolonialmächten und ihren Kolonien zu legitimie- 
ren. Damit aber sei der Kolonialismus nicht Begleiterscheinung der Moderne, 
sondern ıhr konstitutives Element (Quijano 1993; 2000; vgl. auch die Beiträge 
von Quijano und Franzki/Aikins in diesem Heft). Quijano rückt damit mul- 
tiple Interdependenzen kultureller, politischer und ökonomischer Prozesse in 
ihrem historisch-spezifischen Zusammenhang in den Blick. 

In etwa zeitgleich übte Enrique Dussel, argentinischer Philosoph und Vertreter 
der Befreiungstheologie, zunehmend Kritik am universalistischen Anspruch der 
europäischen Philosophie der Vernunft und dem herrschenden Eurozentrismus. 
Exteriorität und Transmodernität stellen seine zentralen Begrifflichkeiten dar (vgl. 
Dussel 1993a; 1993b; 1999). Mit Exteriorität bezeichnet er die Position derjeni- 
gen, die 'außen stehen‘, d.h. die in der Metaerzählung der europäischen Moderne 


52 Tanja Ernst 


keinen Platz finden, unterdrückt und zum Schweigen gebracht wurden. Dussel 
fordert dazu auf, diese Stimmen zu hören und die Gesamtheit gesellschaftlicher 
Realitäten aus diesen ausgeschlossenen Perspektiven neu zu denken. Exteriorität 
bezeichnet somit das konstitutive Außen, welches im hegemonialen Diskurs und 
der europäischen Konstruktion des Wir und des Innen überhaupt erst erschaffen 
und zugleich marginalisiert wurde. Mit dem Konzept der Transmodernität be- 
streitet Dussel darüber hinaus das kulturelle und erkenntnistheoretische Mono- 
pol der einen dominanten Moderne. Er begreift die Entstehung der Moderne 
vielmehr als weltumspannenden Prozess, zu dem die „ausgeschlossenen Barba- 
ren“ beigetragen hätten, auch wenn ihr Beitrag als solcher nicht erkannt bzw. an- 
erkannt werde (ebd. 1999). Die Denkfigur der Transmodernität wird in der in- 
ternationalen Debatte unter dem Begriff der „entangled modernities“ (Randeria 
2002; Therborn 2003) diskutiert. Zentral ist dabei die global anzutreffende Ver- 
wobenheit lokaler Verhältnisse mit dem europäischen Epos der Moderne. Der 
von Europa ausgehende Siegeszug der kapitalistischen Ökonomie und die 
Grenzziehungen zwischen moderner und kolonialer Welt löschten die Vielfalt 
lokal und regional existenter anderer Realitäten nicht einfach aus, doch die loka- 
len und regionalen gesellschaftlichen Entwicklungen wurden ab einem gewissen 
Punkt mit der Geschichte „des Westens“ verschränkt sowie der dominanten eu- 
ropäischen Geschichtsschreibung semantisch einverleibt und somit weitgehend 
unsichtbar gemacht (vgl. Mignolo 2009). Walter Mignolo, argentinischer Sprach- 
und Literaturwissenschaftler bezeichnet das als „Geopolitik des Wissens“. Migno- 
lo, selbst einflussreiches Mitglied des Grupo Modernidad/ Colonialidad, vereint 
die Überlegungen Quijanos und Dussels mit den kritischen Interventionen von 
Gloria Anzaldua. Letztere bewegte sich als Chicana! und Lesbe zwangsläufig jen- 
seits der vorherrschenden binären Logik kultureller und geschlechtsspezifischer 
Zuschreibungen. Die Literaturwissenschaftlerin setzte sich kritisch mit feministi- 
schen Theorien auseinander und publizierte wichtige Beiträge im Feld der chica- 
na-, cultural und queer theory. Mignolos zentrale Forderung zielt darauf, die a- 
bendländischen Denktraditionen über Grenzdenken bzw. erkenntnistheoretische 
Grenzgänge zu demaskieren und neu zu gewichten. Das beinhaltet bspw. Wis- 
sensformen, die als unwissenschaftlich oder vormodern belächelt oder aus sons- 
tigen Gründen abgewertet oder ignoriert werden, gezielt wieder zu beleben und 
zu berücksichtigen. 

In diesem Kontext hat der Grupo Modernidad/Colonialidad zudem einen 
Wandel von der postkolonialen Kritik zur dekolonialen Option vollzogen. So 
hätte die erste Phase der Dekolonisierung den Staaten der Peripherie lediglich 
juristisch-politische Unabhängigkeit gebracht. Die zweite - noch ausstehende 
Dekolonisierung - die von der Gruppe mit dem Begriff der Dekolonialität o- 
der dekolonialer Option (Mignolo 2009) gefasst wird, müsse sich der Heterar- 


1  Chicana bedeutet, dass sie als Tochter mexikanischer Eltern in den USA geboren wurde. 
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chie? der multiplen und weiterhin intakten, kolonial überformten Machtrelati- 
onen zuwenden, um die formale Dekolonisierung zu vervollständigen (Castro 
Gömez/Grosfoguel 2007: 17). Für Castro Gömez und Grosfoguel ist dies - 
akademisch betrachtet - ein langfristiger Prozess der Umdeutungen und Neu- 
besetzung von etablierten Konzepten und Begriffen sowie der Bruch mit be- 
stehenden Paradigmen und Disziplinengrenzen und umfasst die Suche nach 
einer Sprache, die der Komplexität multipler lokaler Hierarchien in ökono- 
misch, politisch und kulturell global verschränkten Prozessen gerecht wird 
(vgl. ebd.). Castro Gömez und Mendieta unterscheiden zudem zwischen dem 
antikolonialen Diskurs lateinamerikanischer Denker_innen, welcher überwie- 
gend in traditionellen Räumen politischen Handels entstanden sei und dem 
postkolonialen Diskurs von Said, Spivak und Bhabha. Kennzeichen des Letz- 
teren sei die Entstehung in posttraditionellen Handlungskontexten, an Orten, 
in denen sich die Identität sozialer Subjekte in Interaktion mit den Prozessen 
globaler Rationalität im Weberschen und Habermaschen Sinne entwickelt ha- 
be und traditionelle kulturelle Grenzen zunehmend porös geworden seien. 
Diese Differenzierung hat für Castro Gömez und Mendieta politische Impli- 
kationen: Wichtig für eine radikale Politik sei nicht die antikoloniale Traditi- 
on, die Kämpfe über bestehende Kategorien erkläre und damit etablierte Ord- 
nungen stütze, sondern die intellektuelle Dekonstruktion dieser Kategorien, da 
sie eine Erweiterung politischer Dekolonisierungsstrategien erlaube (1998: 
16ff.). 

Meines Erachtens besteht die Stärke der lateinamerikanischen postkolonialen 
Debatte gerade in ihrem antikolonialen, materialistischen Ursprung und der 
Bezugnahme auf politische Praxen. So bilden dependenztheoretische Ansätze 
die Grundlage für Quijanos koloniale Kritik. Seine Arbeiten stehen in der 
marxistischen Denktradition des peruanischen Intellektuellen Jose Carlos Ma- 
riätegui (1894-1930), welcher die Marxschen Analysekategorien erstmalig auf 
die gesellschaftliche Realität Perus anwendete und dabei über die Bedeutung, 
die er der indianischen Frage beimaß, frühzeitig die ethnisch-kulturelle Frage 
integrierte. Dussel argumentiert zeitgleich gegen die Totalität europäischer 
Denktraditionen und den Siegeszug der vernunftbegabten und kontextentho- 
benen Subjektposition, die er als akademischen Ausdruck der Rationalisierung 
und Universalisierung des europäischen Macht- und Herrschaftsstrebens ent- 
larvt. Anzaldüas und Mignolos Beitrag besteht m. E. vor allem in der Sensibi- 


2  Heterarchie beschreibt parallel zueinander bestehende, netzwerkartige Organisationseinheiten 
und Entscheidungsstrukturen, die in keinem klaren Über- und Unterordnungsverhältnis ste- 
hen und kein (Macht)Zentrum besitzen. Deleuze und Guattari haben dafür den Begriff des 
Rhizoms geprägt. Das Rhizom bricht bewusst mit dem dominanten Denkmodell einer logi- 
schen, hierarchisch klassifizierbaren Ableitung jeglicher Wissensproduktion, der Baummeta- 
pher, welche die universell gültige Rationalität beanspruchende abendländische Denktraditi- 
on kennzeichnet (Deleuze/Guattari 1977). 
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lisierung für neue politische Subjekte und deren Praktiken innerhalb von Wi- 
derstands- und Anerkennungskämpfen. Frauen, indigene Gruppen und sexuelle 
Minderheiten wurden in der traditionellen Linken (nicht nur in Lateinameri- 
ka) nur allzu oft dem Kampf gegen den Hauptwiderspruch untergeordnet. Aus 
meiner Perspektive leistet die lateinamerikanische Debatte zu Postkolonialismus 
einen wichtigen Beitrag, um im konkreten historischen Kontext politökono- 
mische Kritik mit wichtigen antiessentialistischen, dekonstruktiven Zugängen 
zu vereinen. Letztere zeigen die Komplexität real existierender Macht- und Herr- 
schaftsverhältnisse auf und helfen eurozentristische, ethnozentristische sowie 
ökonomisch-reduktionistische Verkürzungen zu vermeiden. 

Gleichzeitig finden sich alle Dilemmata bzw. berechtigten Kritiken an postko- 
lonialen Ansätzen auch im lateinamerikanischen Kontext wieder. Die Mitglie- 
der der LASSG und des Grupo Modernidad/Colonialidad zählen in der Regel 
zu den sozioökonomisch besser gestellten Lateinamerikaner_innen, die Zu- 
gang zu formaler Bildung haben. Egal ob sie in Lateinamerika, den USA oder 
Europa studiert haben und/oder lehren, sie alle wurden in der Tradition a- 
bendländischen Denkens ausgebildet. Zudem unterliegen sie bis zu einem ge- 
wissen Grad immer auch den markt-, wettbewerbs- und verwertungsorientier- 
ten Kriterien und Spielregeln des internationalen Wissenschaftsbetriebes. Wer 
gehört werden will, muss sich selbst und anderen zunächst einmal akademi- 
sche Kompetenzen und Kenntnisse beweisen, um sich dann von den 
mainstream-Debatten kritisch abgrenzen zu können - ohne Garantie auch wei- 
ter gehört und wahrgenommen zu werden. 

Der Grad der theoretisch-konzeptionellen und sprachlichen Abstraktion aka- 
demischer Debatten im Allgemeinen und dekonstruktivistischer Zugänge im 
Besonderen erschwert oftmals den Dialog zwischen Theorie und Praxis. Und 
auch das an sich wichtige Plädoyer für erkenntnistheoretische Grenzgänge und 
Raum für bisher ausgeschlossene Perspektiven beinhaltet ambivalente Implika- 
tionen. Denn das Ziel sollte nicht darin bestehen, neue Hierarchisierungen 
von Wissen vorzunehmen, sondern den Prozess einer wechselseitigen Kennt- 
nisnahme und einen produktiven Austausch voran zu treiben. Das bedeutet 
benachteiligte und ausgeschlossene Perspektiven und Wissensformen gezielt zu 
fördern und dominantes Wissen beständig zu hinterfragen, ohne damit not- 
wendigerweise alle Erkenntnisse seit der Aufklärung als eurozentristisch verwer- 
fen zu müssen. Denn ohne die Bedeutung des Ortes des Sprechens grundsätz- 
lich zu verneinen, so muss diese doch relativiert werden, wıll man der Interde- 
pendenz lokaler und regionaler „Geschichten“ (Mignolo 2000) Rechnung tra- 
gen. So gelten Mariätegui und der bolivianische Intellektuelle Fausto Reinaga 
als Vordenker des Indianismus, einer antikolonialen und antiwestlichen Ideo- 
logie, die zugleich stark marzistisch beeinflusst war. Reinaga gilt über Bolivien 
hinaus zudem als Wegbereiter einer kritischen Antwort auf den bis dahin vor- 
herrschenden „integrationistischen Indigenismus“ (Ströbele-Gregor 2005: 4). 
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Der Indigenismus lässt sich bis zu Bartolome& de Las Casas zurückverfolgen. 
Doch erst im Nachklang der mexikanischen Revolution von 1910 beginnt er 
sich als Theorie und Praxis durchzusetzen. Auf dem gesamten Subkontinent 
bildeten die durchaus unterschiedlichen indigenistischen Strömungen bis in 
die 1970er Jahre den ideologischen Kern der modernisierungstheoretischen 
Anstrengungen mestizischer Nationalstaatsprojekte. Charakteristisch war und 
ist der Hang zur Fremdbestimmung der indianischen Bevölkerung. Reinaga 
bezeichnete die Stellvertreterpolitik mestizischer und kreolischer Den- 
ker_innen und Politiker innen deshalb zutreffend als weißen Paternalismus 
(vgl. Lucero 2008: 13). Der Indianismus hingegen wurde und wird von india- 
nischen Aktivist_innen und Intellektuellen selbst vertreten und thematisiert 
die gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse gezielt aus der eige- 
nen Perspektive.’ 

In den 1970er Jahren begann die bolivianische Soziologin Silvia Rivera im Di- 
alog mit kritischen indigenen Intellektuellen, eine soziale Historiographie der 
antikolonialen Kämpfe und indigener Widerstandspraktiken im Andenraum zu 
erarbeiten. In diesem Vorhaben griff sie auf die Gedanken Reinagas sowie auf 
das Konzept des internen Kolonialismus von Casanova und Stavenhagen 
(1965) zurück. 1997 gab Rivera zusammen mit der bolivianischen Historikerin 
Rossana Barragän einen auf Spanisch übersetzten Sammelband mit den zentra- 
len Beiträgen der Mitglieder der indischen Subalternitätsstudien heraus. In ih- 
rer Einleitung heben die Herausgeberinnen die Innovation poststrukturalisti- 
scher Perspektiven für den lateinamerikanischen Kontext hervor und konsta- 
tieren ein hohes Maß an gemeinsamen Forschungsinteressen sowie theore- 
tisch-konzeptionellen Zugängen und Fragestellungen. Darüber hinaus heben 
Rivera und Barragan die vielfältigen Aktivitäten des Taller de Historia Oral 
Andina (THOA), einem Forscher_innenzusammenschluss von Aymaras, Que- 
chuas, Urus u.a. hervor. Dieser Arbeitskreis für andine Oralgeschichte unter- 
sucht die Geschichte, die Geschlechterbeziehungen, die Rechte und Kultur der 
indigenen Bevölkerung der bolivianischen Anden sowie ihre Wechselbezie- 
hungen mit den mestizischen Teilen der Bevölkerung. THOA ist zugleich ein 
akademisches und politisches Projekt.’ Der Arbeitskreis arbeitet eng mit indi- 


3 „Sie vermitteln darüber hinaus einen Eindruck des politischen Denkens und der politischen 
Redeweisen, die sich als indigen verstehen. Dass derartige indigene politische Diskurse nicht 
‚das ganz andere‘ Denken und Sprechen sind, sondern sich sowohl in einer dialektischen 
Form auf die hegemonialen Ideologien beziehen, wie auch mit westlichen Begriffen und 
Konzepten arbeiten, ist nicht zuletzt Produkt des Bildungsweges dieser Intellektuellen inner- 
halb christlich-abendländischer Normen. Hinzu kommt die externe Einflussnahme (Anthro- 
pologen, Solidaritätsbewegung, politikerfahrene nordamerikanische indianische Organisatio- 
nen etc.).“ (Ströbele-Gregor 2005: 5). 

4 So hat die Arbeit von THOA zur Entstehung von indigenen Interessenorganisationen sowie 
der Gründung von CONAMAQ, dem nationalen Dachverband der bolivianischen Hoch- 
landethnien aktiv beigetragen (vgl. Chävez/Costas 2008: 324). 
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genen Akteur_innen zusammen und versucht, indigene Kulturen und ihre 
Rechte zu stärken. Die Gruppe veröffentlicht Forschungsergebnisse indigener 
Autor_innen und produziert interkulturelles sowie zweisprachiges Bildungsma- 
terial. Rivera und Barragan (1999) sprechen von einer eigenen marxistischen 
Tradition in Lateinamerika und plädieren für einen verstärkten Süd-Süd-Dialog 
zwischen den postkolonialen Studien und der lateinamerikanischen Historio- 
graphie, ohne Erkenntnisse der Theorieproduktion im Norden grundsätzlich 
abzulehnen (vgl. auch Coronil 2004: 234). Diese Herangehensweise steht nicht 
nur für einen produktiven Süd-Süd-Dialog, sondern erlaubt auch einen Süd- 
Nord-Dialog auf Augenhöhe. Die Potentiale, aber auch Schwierigkeiten und 
Gratwanderungen, die bei der empirischen Anwendung der vorgestellten Kon- 
zepte zum Tragen kommen, werden im Folgenden am Beispiel des boliviani- 
schen Transformationsprojektes illustriert. 


2. Theorie trifft politische Praxis: Schwierigkeiten eines Dialoges 


Mit dem Amtsantritt der Regierung Morales im Januar 2006 rückten in Boli- 
vien antikoloniale, antiimperialistische, neo- und postkoloniale Kritiken auf 
die realpolitische Agenda. Das Land ist ein schillerndes Beispiel dafür, dass die 
„Kolonialität der Macht“ eine äußerst heterogene, zum Teil stark fragmentier- 
te, aber räumlich und zeitlich immer auch miteinander verflochtene soziale 
Geschichte und plurale Gegenwart erzeugt hat. Diese Pluralität, die „vielen 
Gesichter Boliviens“ (Svampa 2007) sind strukturell durch enorme Macht- 
und Besitzasymmetrien sowie ethnisch-kulturelle, geographisch-klimatische 
Gegensätze und die Gleichzeitigkeit, Vermischung, aber auch Konkurrenz 'in- 
digener' und 'modern-westlicher' Organisationsformen und Weltanschauungen 
gekennzeichnet. 

Am konkreten Beispiel Boliviens plädiere ich im Folgenden dafür, sich immer 
auch die materiellen Bedingungen sozialer Verhältnisse zu vergegenwärtigen. 
Das erlaubt die Differenzen zwischen abstrakt theoretisch-konzeptionell ge- 
führten Kontroversen und konkreten Akteur_innen und ihren politischen 
Handlungsstrategien nicht als sich ausschließende Gegensätze zu konzeptuali- 
sieren, sondern sie vielmehr in ihrer dialektischen Produktivität zu begreifen. 
So erzeugt die soziale Heterogenität eine Bandbreite konkurrierender politi- 
scher Visionen. Ein einheitliches und damit kohärentes Projekt existiert selbst 
innerhalb der Regierung nicht. Die Regierung Morales versucht den monokul- 
turellen Staat und seine Institutionen im Sinne einer Dekolonisierung zu re- 
formieren, während der Nationalstaat Bolivien - als koloniales Produkt - aus 
radikal-indianistischer Perspektive grundlegend zur Disposition steht. Während 
postkoloniale Wissenschaftler innen die Macht und Bedeutung von Sprache 
und Diskurs hervorheben und deshalb bewusst und mit guten Argumenten 
von Dekolonialität (decolonidad) sprechen, lautet der politische Kampfbegriff 
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in Bolivien gleichermaßen auf der Straße und in der Regierung Dekolonisie- 
rung (descolonizaciön). Und während das akademische Feld versucht, gängige 
Dichotomien und Essentialismen zu überwinden, war und ist die Ethnisierung 
des Politischen in Bolivien ein bedeutender Faktor der Mobilisierung. 

Fakt ist, dass Kolonialismus und die „Macht der Kolonialität“ bis heute den 
Alltag der Bolivianer_innen prägen: Das äußert sich in der extrem ungleichen 
Land- und Besitzverteilung, der ökonomischen, politischen und kulturellen 
Dominanz einer zahlenmäßig kleinen, europäischstämmigen Oberschicht und 
den ökologischen Folgekosten des Bergbaus bzw. dem Erbe einer rohstoffex- 
portierenden Ökonomie, deren Gewinne immer nur einigen wenigen zugute 
kamen. Die Kolonialiät umfasst die Benachteiligung Indigener beim Lohn und 
dem Zugang zum formalen Arbeitsmarkt. Sie findet ihren Ausdruck in der 
Dominanz der spanischen Sprache und setzt sich in der Geschichtsschreibung 
und dem anhaltenden Einfluss der katholischen Kirche fort. Sie hat wesentlich 
dazu beigetragen indigene Kulturen mit Armut und Rückständigkeit zu identi- 
fizieren und/oder sie auf folkloristische Elemente zu reduzieren. Und schließ- 
lich prägt die Kolonialität die Lebensrealität der indigenen Mehrheit bis heute 
durch offenen und latenten Rassismus, alltägliche Diskriminierung und struk- 
turelle Benachteiligung sowie eine vielfach empfundene Machtlosigkeit und 
tief verinnerlichte Minderwertigkeitsgefühle. 

Der für indigene Gemeinschaften - insbesondere im Hochland - bis heute zent- 
rale Referenzpunkt der antikolonialen Aufstände und Widerstandskämpfe und 
der teilweise auch essentialistische und dualistische Züge tragende Prozess der 
Emanzipation und Selbstethnisierung seit den 1970er Jahren entspricht sicher 
nicht dem postkolonialen Anspruch einer selbstreflexiven antiessentialistischen 
Identitätsperspektive im Sinne von Castro Gömez und Mendieta. So ist die Kri- 
tik von Maria Galindo, Mitglied der radikal-feministischen Gruppe „Mujeres 
Creando“ aus La Paz am Ethnonationalismus vieler indigener Organisationen 
theoretisch-konzeptionell berechtigt. Bewusst konfrontativ weist Galindo immer 
wieder darauf hin, dass es in Bolivien „außer der Kartoffel“ niemand gäbe, 
der/die beanspruchen könnte, autochthon zu sein. Zugleich entlarvt sie den 
herrschenden Opfer-Täter-Dualismus zwischen Kolonisierten und Kolonialher- 
ren, welcher indigene Mittäterschaften ausblendet, als falsch.° Andererseits ver- 
kennt diese Kritik die symbolische und handlungspolitische Bedeutung eines po- 
sitiv besetzten Zusammengehörigkeitsgefühls nach so vielen Jahrhunderten der 


5  _Quijano unterscheidet begrifflich zwischen der Kolonisierung, die den Tatbestand der Er- 
oberung und Existenz einer Kolonialverwaltung umfasst und der Kolonialität, welche die 
Fortdauer kolonialer Macht- und Herrschaftsverhältnisse in formal unabhängigen Staaten 
bezeichnet. 

6 Vgl. hierzu www.mujerescreando.org/ sowie ihre Wortbeiträge als eine der Vortragenden des 
Runden Tisches “Nach 200 Jahren Unabhängigkeitskampf: Sind wir frei?” auf der 23. Jahres- 
versammlung der Ethnologie am 18.08.2009 in La Paz. 
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Unterdrückung. Und trotz aller Angriffe und Kämpfe, die Galindo, als Frau, als 
Indigene und bekennende Lesbe in der machistisch wie katholisch geprägten bo- 
livianischen Mehrheitsgesellschaft zweifelsfrei erleben muss, ist es Kritik aus einer 
privilegierten Position. Die Kritik einer rhetorisch starken, kämpferisch erprobten 
Intellektuellen, die in einem urbanen Kontext in einem von ihr frei gewählten 
Kollektiv lebt, welches den Bruch mit den herrschenden Macht- und Herr- 
schaftsstrukturen bereits vollzogen hat. Wer die indigene Landbevölkerung und 
stärker noch die am Existenzminimum, im Schutz sowie der Enge des sozialen 
Kollektivs lebenden indigenen Frauen ohne Erbrecht und Bildungszugang für die 
Betonung identitätspolitischer Forderungen derart massiv attackiert wie Galindo, 
verkennt die strukturelle Macht sozialer Verhältnisse, vergibt die Chance auf 
Bündnisse und öffnet ungewollt die Flanke für Kritik anderen Ursprungs. So ist 
diese Position anschlussfähig für die weitaus schlichter gedachten Ängste der pri- 
vilegierten gesellschaftlichen Gruppen bis hin zu den weit verbreiteten Schre- 
ckensszenarien rechter Oppositionspropaganda, die sich - fernab aller Realitäten 
- bereits als Opfer eines umgekehrten Rassismus wähnen. 

Fakt ist, dass die starke Betonung und Idealisierung eigener ethnisch- 
kultureller Traditionen von Teilen der indigenen Aktivist_innen durchaus die 
Gefahr reaktionärer Tendenzen bergen. Meines Erachtens sollte diese Selbst- 
ethnisierung aber im konkreten historischen Zusammenhang und damit zual- 
lererst als Widerstandspraxis verstanden werden. Vor dem Hintergrund der an- 
dauernden Erfahrung rassistischer Diskriminierung, Unterdrückung und oft- 
mals selbst verinnerlichter Minderwertigkeitsgefühle wird die Rückbesinnung 
auf eigene Werte und Normen zur notwendigen Voraussetzung der Emanzipa- 
tion bzw. zum ersten Schritt, der politische Mobilisierung und die Hand- 
lungsmacht indigener Selbstorganisation erst ermöglicht. Tatsächlich ist es 
vielleicht weniger strategischer Essentialismus im Sinne von Gayatri Spivak’, 
als vielmehr die bewusste Selbstethnisierung infolge des uneingelösten Inklusi- 
onsversprechens der Revolution von 1952 und der anhaltenden Erfahrung der 
Diskriminierung, Deprivation und Exklusion, welche den Aufschwung indige- 
ner Bewegungen und die zunehmende Ethnisierung politischer Forderungen 
ab den 1970er Jahren in Bolivien zu erklären vermag. 

Zudem muss zwischen Rhetorik und Symbolik einerseits und dem konkreten 
politischen Handeln andererseits unterschieden werden. Die starke Rhetorik 


7  _Spivak meint mit „strategischem Essentialismus“ eine politisch motivierte und insofern re- 
flektierte Selbstzuschreibung kultureller und/oder geschlechtsspezifischer Merkmale und 
Wesenszüge. Sie geht davon aus, dass sich die Gruppe des Konstruktionscharakters der eige- 
nen geschlechtlichen und/oder kulturellen Identität bewusst sei und diese lediglich instru- 
mentell einsetze, um sich als Gruppe formieren zu können und überhaupt „gehört zu wer- 
den“ (vgl. Spivak 1990: 7). Ich gebe zu bedenken, dass strategischer Essentialismus im Sinne 
Spivaks voraussetzungsvoll ist. Im Falle Boliviens habe ich eher die Erfahrung gemacht, dass 
sich einzelne des Konstruktionscharakters bewusst sind, aber nicht das Kollektiv an sich. 
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vieler indigener Interessenorganisationen in Bolivien zielt im Kern darauf, dass 
die koloniale Schuld gesamtgesellschaftlich und öffentlich anerkannt wird. Auf 
der Ebene realpolitischer Entscheidungsprozesse herrscht meist ein sehr viel 
pragmatischerer Ton. Ferner bleibt festzuhalten, dass das Einklagen ethnisch- 
kultureller Rechte nach wie vor eng mit konkreten sozioökonomischen Forde- 
rungen verkoppelt ist, sich also nicht auf Identitätspolitiken begrenzen lässt. 
Und schließlich sind die zahlreichen indigenen Gruppen für sich genommen 
sehr unterschiedlich und bilden - auch intern - keineswegs homogene Kollek- 
tive. Daraus folgt, dass mit ethnischen Selbstzuschreibungen sehr unterschied- 
lich umgegangen wird, radikal-indianistische Positionen sind dabei nur eine 
von vielen möglichen Positionierungen. 


3. Dekolonisierung als Praxis 


Die aktuelle Regierung Boliviens proklamiert die schrittweise Dekolonisierung 
des Landes. Sie will die pluriethnische und multikulturelle Vielfalt im Land 
nicht nur formal anerkennen, sondern auch institutionell umsetzen. Den ers- 
ten Schritt auf diesem Weg stellte die im Februar 2009 verabschiedete neue 
Verfassung dar, die erstmals die bisher ausgeschlossenen Bevölkerungsteile ak- 
tiv einbinden und das Land neu gründen soll. 

Neben ökonomischer Entwicklung und sozialer Umverteilung bedeutet Deko- 
lonisierung die Dekolonisierung der Köpfe, d.h. den strukturellen Rassismus 
und die Diskriminierung gezielt zu thematisieren. Das soll u.a. durch die Ein- 
richtung eines Vizeministeriums für Dekolonisierung, die Durchsetzung des in 
der neuen Verfassung verankerten Verbots von Diskriminierung und Rassis- 
mus, die Integration und Förderung indigener Kulturen, Sprachen und Tradi- 
tionen im nationalen Kontext, den Aufbau plurikultureller staatlicher Institu- 
tionen sowie die Revision der kolonialen und republikanischen Geschichts- 
schreibung erreicht werden. 

Mit Blick auf die internationale Ebene stehen die Stärkung der staatlichen 
Souveränität sowie der Abbau der finanziellen Außenabhängigkeit auf der po- 
litischen Agenda. Dies beinhaltet die Suche nach neuen Bündnispartnern. Die 
Regierung Morales setzt dabei auf regionale Kooperationen und Süd-Süd- 
Allianzen. Das bis dato finanziell stark außenabhängige Land versucht die in- 
ter- und multinationalen Unternehmen, NGOs und Institutionen der Entwick- 
lungszusammenarbeit stärker zu kontrollieren und verbietet sich die traditio- 
nellen Einmischungen der USA. Darüber hinaus tritt Morales - zumindest 
rhetorisch - zum Schutz der „Mutter Erde“ für ein weltweit verändertes öko- 
logisches Bewusstsein ein. So forderte er wiederholt, zuletzt während der Kli- 
makonferenz in Kopenhagen im Dezember 2009, das Ende der zerstörerischen 
kapitalistischen Produktionslogik des Westens. Auf nationaler Ebene werden 
zahlreiche Gesetze zur Umsetzung der neuen Verfassung erarbeitet. Das bishe- 
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rige Entwicklungsverständnis und das neoliberale Wirtschaftsmodell werden 
infrage gestellt und es wird über die Realisierung möglicher ökonomischer Al- 
ternativen nachgedacht. Auf lokaler Ebene stellt das Recht auf indigene 
Selbstbestimmung und Selbstregierung potentiell den Grundpfeiler einer De- 
kolonisierung von unten dar. 


4. Dekolonisierte Demokratie? 


Demokratie ist ein Begriff der „westlichen“ Ideengeschichte. Die Entwicklung 
des liberal-repräsentativen Demokratiemodells, welches weltweit als Maßstab 
für die Bewertung real existierender Demokratien durchgesetzt wurde, ist das - 
gesellschaftlich immer auch hart umkämpfte - ‚Produkt‘ der europäischen 
Moderne. Die Tatsache, dass andere Kulturen und indigene Gruppen heute 
weltweit Demokratie einfordern bzw. ihre eigenen sozialen und politischen 
Organisations- und Entscheidungsstrukturen vielfach als demokratische Alter- 
native zum liberal-repräsentativen Modell westlicher Provenienz präsentieren, 
zeigt einmal mehr die Macht und Deutungshoheit eurozentristischer Diskurse. 
Im Gegensatz dazu sind kommunitäre Produktionsformen und Verteilungsme- 
chanismen sowie andere Formen und Logiken der politischen Entscheidungs- 
findung und soziopolitischen Organisation in Bolivien bis heute vor allem 
territorial verankert, d.h. durch den historisch-spezifischen sowie durch den 
geographisch-klimatischen Kontext der traditionellen Territorien indigener 
Gemeinschaften geprägt. Bolivien hat 10,4 Mio. Einwohner_innen auf einer 
Fläche, die dreimal so groß ist wie die Deutschlands. Große Teile des Landes 
sind schwer zugänglich und bis heute infrastrukturell nicht oder nur rudimen- 
tär erschlossen. So blieben lokal und regional viele indigene Sitten und Ge- 
bräuche auch deshalb erhalten, weil der bolivianische Staat erst spät oder bis 
heute kaum präsent war. Und allen (post)kolonialen Überformungen zum 
Trotz unterscheiden sich die Vielzahl indigener Traditionen deutlich von 
„modernen“ Funktions- und Entscheidungsfindungslogiken, etwa mit gewerk- 
schaftlichen Organisationsformen, mit denen sie konkurrieren, koexistieren 
oder sich überlagert haben. 

Territorialer Bezugspunkt indigener Entscheidungs- und Organisationspraxen 
ist in der Regel die lokale Ebene. In Teilen des bolivianischen Hochlandes e- 


8 Die Umsetzung der genannten Ziele spiegelt sich in einer Vielzahl einzelner Regierungsiniti- 
atıven wider. Aufgrund der heterogenen Interessenlage, die in der Regierung, der Regie- 
rungspartei des MAS sowie innerhalb regierungsnaher sozialer Organisationen zusammen- 
kommen, ist der Prozess jedoch durch vielfältige Widersprüche und die Gleichzeitigkeit ge- 
gensätzlicher Strategien gekennzeichnet. So stehen die starke Umweltrhetorik und innovative 
Projekte, wie die partizipative Erarbeitung einer territorial angepassten, integralen nationalen 
Umwelt- und Entwicklungsplanung in einem deutlichen Gegensatz zur Dominanz klassi- 
scher Wachstums- und Industrialisierungsversprechen im Kontext der Wahlkampfkampagne 
im Herbst 2009. 
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xistieren darüber hinaus auch supralokale Planungs- und Koordinationsstruk- 
turen indigener Gemeinschaften. Bei aller kulturellen Vielfalt im Hoch- und 
Tiefland lässt sich das demokratische Selbstverständnis der Mehrheit der indi- 
genen Gemeinschaften tendenziell als eingeschränkt direktdemokratisch cha- 
rakterisieren. Direktdemokratisch, da in der Regel die Vollversammlung alle re- 
levanten, die Gemeinschaft betreffenden Entscheidungen fällt und auch die 
Autoritäten wählt bzw. abberuft. Begrenzt, da in der Regel das Geschlecht, das 
Alter und der Familienstand, aber z.T. auch der Besitz den Zugang zu Ämtern 
und Entscheidungspositionen mitbestimmen. Entscheidungen werden im Dia- 
log getroffen und bedürfen des Konsenses. Eine offen ausgetragene Streitkultur 
sowie Kampfabstimmungen und Mehrheitsentscheidungen sind im Rahmen 
traditioneller Entscheidungsfindung nicht vorgesehen. 

Die poststrukturalistische Kritik an deliberativen sowie rationalistischen De- 
mokratienentwürfen bzw. die Erkenntnis, dass in allen gesellschaftlichen Dis- 
kursen, Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen direkt oder indirekt Inte- 
ressen, Affekte und Machtasymmetrien wirken (vgl. Mouffe 2008), gilt selbst- 
verständlich auch für indigene Kontexte. Insofern sollten indigene Entschei- 
dungs- und Organisationsprinzipien weder von innen, noch von außen per se 
als basisdemokratisch und machtfrei idealisiert werden. 

Weitere Unterschiede zu einem „westlich“ geprägten Demokratieverständnis 
bestehen darin, dass die Übernahme von Ämtern und Funktionen als Pflicht 
bzw. Dienst an der Gemeinschaft verstanden wird und in der Regel nicht an 
bestimmte Fähigkeiten oder Sachkenntnisse gebunden ist. Es gilt das Rotati- 
onsprinzip. Die Übernahme von Funktionen gleicht einer hierarchischen Stu- 
fenleiter und bedeutet - neben der Verpflichtung - vor allem soziales Prestige. 
Indigene Führungspersonen, die ihre Gemeinschaften nach außen vertreten 
bzw. politische Funktionen wie parlamentarische Ämter übernehmen oder als 
Sprachrohr in indigenen Organisationen auf regionaler, nationaler und inter- 
nationaler Ebene fungieren, werden zwangsläufig mit modernen Verbands- und 
Kommunikationsstrukturen konfrontiert. Das erzeugt oft Konflikte und Wi- 
dersprüche. Individuelle Bereicherungsmöglichkeiten, die institutionalisierte 
Formen der Interessenvertretung eröffnen, sorgen häufig für Misstrauen. So 
lässt sich weder das hohe Maß an sozialer Kontrolle, noch die erwartete Loya- 
lität außerhalb der direkten Kontrolle des Kollektivs ohne weiteres aufrechter- 
halten. Darüber hinaus muss eine Person, die außerhalb der Gemeinschaft er- 
folgreich sein will, Spanisch sprechen, meist auch über technisch- 
administrative Fachkenntnisse und damit über einen formalen Bildungsab- 
schluss verfügen sowie mit den Spielregeln der dominanten Kultur vertraut 
sein bzw. diese selbst beherrschen. 

Die Tatsache, dass indigene Formen der Organisation und Entscheidungsfin- 
dung eine andere Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte aufweisen, bedeu- 
tet nicht, dass sie aus liberaler Perspektive als undemokratisch gebrandmarkt 
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werden können. Sie enthalten klar demokratische Elemente. Aber sie enthalten 
gleichzeitig auch Elemente, die hiesigen demokratischen Vorstellungen zuwi- 
der laufen. Dazu zählt der oft bestehende Zwang zur Teilnahme (an Gemein- 
schaftsarbeiten, an Protesten und deren Finanzierung), der soziale Druck öf- 
fentliche Ämter zu übernehmen, das Fehlen von Rechtsgarantien für Minder- 
heiten, oder auch der 'Zwang!' zur heterosexuellen Eheschließung, will man als 
vollwertiges Mitglied der Gemeinschaft anerkannt werden. Zentraler ist aller- 
dings die Bedeutung der mystisch-religiös-rituellen Komponente, die im west- 
lichen Demokratieverständnis gänzlich fehlt. Wer sich diese Unterschiede be- 
wusst macht, wird nicht nur bestehenden kulturellen Differenzen gerecht, 
sondern vermeidet auch eine allzu romantisch-verklärende Inszenierung indi- 
gener Gemeinschaften als quası natürlichem Gegenprojekt zur kapitalistischen 
Moderne und Postmoderne. 


5. Indigene Autonomie 


Eine Möglichkeit, den bolivianischen Staat von unten zu demokratisieren, ist 
zweifelsfrei die Einlösung der langjährigen Forderungen indigener Gruppen auf 
Selbstbestimmung und Selbstregierung. Dieses Recht ist konstitutionell festge- 
schrieben worden. Politisch umkämpft und bislang unerprobt bleiben sowohl 
Fragen der konkreten Umsetzung der Autonomien, als auch die Vermittlung 
und Interaktion zwischen indigenen Autonomien und dem liberal-repräsentati- 
ven Kommunalsystem sowie den zukünftigen Autonomien auf regionaler und 
departamentaler Ebene. 

Indigene Autonomie bedeutet - territorial begrenzt - die gleichberechtigte 
Anerkennung indigener Organisations- und Entscheidungsstrukturen, pluraler 
Rechtsvorstellungen und das Recht auf Selbstbestimmung und Selbstregierung. 
Dabei wird das bestehende liberal-demokratische Herrschaftssystem nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt, sondern um Formen partizipativer und direkt- 
demokratischer Entscheidungsfindung sowie um auf Konsens und kollektiver 
Kontrolle basierenden Organisations- und Entscheidungsstrukturen indigener 
Gemeinschaften ergänzt. 

Neben der Anerkennung von eigenen Werten und Normen sowie der Bewah- 
rung und Förderung kultureller Traditionen geht es bei den Diskussionen um 
indigene Autonomie immer auch um konkrete sozioökonomische Verbesse- 
rungen. Die internen Diskussionen im Vorfeld der Referenden über die Ein- 
führung indigener Autonomien’? zeigen, dass produktive Projekte und eine 
transparente Verwendung knapper Ressourcen - sowohl von indigenen Füh- 
rungspersonen als auch der Basıs - als zentral erachtet werden, um die herr- 


9 Parallel zu den landesweiten Neuwahlen am 6.12.2009 wurde in 12 Stadt- und Landkreisen 
auch über die Einführung von indigenen Autonomien abgestimmt. In 11 Stadt- und Land- 
kreisen wurde dafür gestimmt. 
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schende Armut zu überwinden und neue lokale Entwicklungsperspektiven zu 
eröffnen. Nicht zuletzt um die permanente sowie temporäre Arbeitsmigration 
in Städte und Nachbarländer zu verringern. Intensiv diskutiert wird dabei, ob 
und wie die indigenen Autoritäten neben ihren rituellen Aufgaben eine effi- 
ziente und transparente öffentliche Planung und Verwaltungsarbeit gewährleis- 
ten oder die Arbeit von bezahltem Fachpersonal effektiv kontrollieren können. 
Im produktiven Sektor ist vor allem die Förderung gemeinschaftlich verwalte- 
ter Unternehmen (empresas comunitarias) vorgesehen, aber auch zinsgünstige 
oder zinslose Kleinkredite an Kollektive und Einzelpersonen zur Förderung 
von produktiven Initiativen. Das macht deutlich, dass indigene Autonomie 
keineswegs als Abspaltung und Rückkehr zu einem vormodernen Urzustand 
gedacht wird, sondern eine Selbstregierung angestrebt wird, die auf eigenen 
kulturellen Werten fußt und die materiellen Benachteiligungen, die als koloni- 
ales Erbe betrachtet werden, merklich verbessern will. 


6. Schlussbetrachtungen und Selbstreflexion: Die Dekolonisierung 
Boliviens und der Mehrwert postkolonialer Ansätze 


Postkoloniale Perspektiven haben mir erkenntnistheoretisches Grenzdenken und 
die kritische Reflexion meiner eigenen Forscherinnen- und Sprecherinnenpositi- 
on erleichtert. Gleichermaßen zentral waren dabei der Dialog mit indigenen Ak- 
teur_innen sowie die Teilnahme im Kontext ihrer politischen Praxis. Die Ausei- 
nandersetzung mit alternativen Wissensformen und der andinen Kosmovision 
hat mir sowohl bewusste, als auch unbewusste Aspekte meiner Sozialisation und 
meines akademisch-methodologischen Selbstverständnisses verdeutlicht. Sowohl 
die lebensweltliche als auch die akademische Kommunikation folgt in indigenen 
Kontexten anderen sprachlichen und inhaltlichen Logiken. Es geht um komple- 
mentäre Betrachtungsweisen, deren Ziel es ist, einen Ausgleich zu schaffen bzw. 
Harmonie zwischen unterschiedlichen Interessen und sich nur scheinbar gege- 
nüberstehender, da letztlich dialektisch verbundener, Positionen herzustellen. 
Meine Gesprächspartner_innen ließen ihre Gedanken zirkulieren. Das heißt ein 
oder zwei zentrale Argumente werden über unterschiedlichste Beispiele aus ver- 
schiedenen Raum- und Zeitfenstern immer wieder neu illustriert. Die Erzähl- 
struktur ist narrativ und wird nicht durch den/die Fragende, sondern von dem/ 
der Erzählenden bestimmt. Wer keine ausreichende Zeit mitbringt oder versucht 
das Gespräch zu stark zu lenken, erfährt nichts. 

Doch dieser perspektivischen Erweiterung zum Trotz habe ich in diesem Artıi- 
kel keineswegs mit hiesigen Lesegewohnheiten und akademischen Erwartungen 
gebrochen. Das heißt ich versuche - wie gewohnt - Redundanzen zu vermei- 
den und meine Argumente kausal herzuleiten und logisch aufeinander aufzu- 
bauen. Das erscheint mir insofern legitim, da es (mir) nicht darum geht, ande- 
re Wissensformen und Weltanschauungen zu internalisieren, sondern eine kul- 


64 Tanja Ernst 


turelle Übersetzungsleistung „situierten Wissens“ zu versuchen. Um so schein- 
bare Selbstverständlichkeiten und unbewusste Annahmen oder implizite 
Gleichsetzungen fraglich erscheinen zu lassen oder zumindest dazu anzuregen, 
diese kritisch zu prüfen. Grenzgänge und Perspektivenwechsel erzeugen eine 
neue Offenheit. Insofern betrachte ich eine ernsthafte Auseinandersetzung mit 
anderen Denkfiguren für alle Beteiligten als produktiv und horizonterweiternd. 
Ein kritischer Umgang mit der Sprecher_innenperspektive muss zudem be- 
rücksichtigen, dass Erkenntnisse nicht nur wissenschaftlich, sondern auch all- 
täglich generiert und dabei immer kontextgebunden sind. Dieser Hinweis gilt 
für Forscher_innen in den Zentren, aber auch in der Peripherie. 

Die Unsichtbarkeit der lateinamerikanischen Beiträge in der internationalen 
Postkolonialismusdebatte ist nur eines von vielen Beispielen für die Macht der 
„Geopolitik des Wissens“ selbst innerhalb kritischer wissenschaftlicher Strö- 
mungen. Der kurze Überblick über die Entstehung und Entwicklungen der la- 
teinamerikanischen Debatte sowie das Beispiel Bolivien zeigen darüber hinaus, 
dass lokale und regionale Perspektiven nicht jenseits eurozentristischer Denk- 
figuren existieren, sondern in kritischer Auseinandersetzung mit ihnen formu- 
liert wurden und werden. Dabei erleichtert die marxistische Tradition Latein- 
amerikas m. E. ein Zusammendenken postkolonialer Ansätze und materialisti- 
scher Analysen. In der Verknüpfung historiographischer Analysen, politöko- 
nomischer Kritik und einer kulturell sensiblen - postkolonialen - Perspektive 
kann die hybride Komplexität gesellschaftlicher Realitäten erfasst werden. Und 
hier liegt der erkenntnistheoretische Mehrwert beider Kritiken. Gleichzeitig 
schützt die doppelte Perspektive beide Zugänge vor inhärenten Fallstricken: 
So bewahrt eine kapitalismuskritische, Ungleichheit berücksichtigende Analyse 
davor die materiellen Bedingungen und sozialen Verhältnisse, unter denen 
Widerstand entsteht und stattfindet, aus dem Blick zu verlieren. Sie schützt so 
vor den (ungewollten) Konsequenzen radikal gedachter Dekonstruktion, wel- 
cher die Tendenz innewohnt, bestehende Differenzen und Hierarchien über 
die Verflüssigung und Entlarvung von Identitätskonstruktionen zu relativieren 
und Subjekt und politische Handlungsmacht diskursiv aufzulösen. Andersher- 
um verhindern postkoloniale Ansätze eindimensionale, strukturalistische bzw. 
ökonomistische Perspektiven und ermöglichen die Faktoren Raum und Zeit 
zu integrieren, um so die Dynamik kultureller Differenzen und die strukturelle 
Heterogenität historisch-spezifischer Kapitalismen analytisch zu fassen. 
Darüber hinaus zeigt das Beispiel Bolivien, dass eine postkoloniale Perspektive 
es erlaubt, die historisch-spezifische Einbettung der heutigen Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse und ihre Implikationen aufzuzeigen, ohne die struktu- 
rell bestehenden Ungleichheiten auf Automatismen, einseitige Schuldzuwei- 
sungen und dichotome Zuschreibungen zu reduzieren. Postkoloniale Kritik im 
Sinne Quijanos, Dussels, Mignolos und vieler anderer erlaubt, den Anspruch 
der universellen Gültigkeit von Leitbildern der europäischen Moderne grund- 
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legend in Frage zu stellen. Sie ermöglicht es, die Komplexität und die Ambiva- 
lenzen, die sich aus der kulturellen Diversität Boliviens, der Gleichzeitigkeit 
und wechselseitigen Durchdringung prä- und postkolonialer Einflüsse ergeben, 
darzustellen und begreifbar zu machen. So war und ist die Entwicklung origi- 
när indianistischer Positionen durch Exteritorität und Transmodernität ge- 
kennzeichnet. 

Demokratie und Autonomie sind keine Begrifflichkeiten der indigenen Ideen- 
geschichte, sondern reflektieren die Verwobenheit, Aneignung und widerstän- 
dige Reinterpretation dominanter Diskurse durch konkret handelnde politi- 
sche Subjekte. Aufgrund der Geopolitik des Wissens ist das Aufgreifen be- 
stimmter Begriffe und Kategorien notwendig, um überhaupt gehört zu werden 
und Forderungen auf nationaler und internationaler Ebene formulieren zu 
können. 

Die größere Beteiligung und ein vergleichbar höheres Maß an Solidarität, so- 
zialer Gleichheit und ein ökologisch sensiblerer Umgang mit Natur und Um- 
welt wird indigenen Gemeinschaften nicht qua Geburt in die Wiege gelegt, 
sondern ist bis heute Ausdruck einer anderen Zivilisationsgeschichte, deren 
Verlauf eng mit dem Territorium, d.h. auch mit der Anpassung an besondere, 
oft eher lebensfeindliche klimatisch-geographische Besonderheiten zusammen- 
hängt. 
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Maria Framke, Jana Tschurenev 


Umstrittene Geschichte 
(Anti-)Faschismus und (Anti-)Kolonialismus in Indien 


1. Einleitung 


Mit der zunehmenden Infragestellung der Nationalgeschichtsschreibung und 
der Popularisierung der postcolonial studies (einführend: Conrad und Ran- 
deria 2002; Castro Varela und Dhawan 2005) geht eine neue Aufmerksam- 
keit für Kolonialismus und seine strukturellen und intellektuellen Nachwir- 
kungen, für komplexe globale Verflechtungen und Probleme der Kompara- 
tistik einher. In den letzten Jahren wurden dabei auch transnationale Per- 
spektiven auf den Nationalsozialismus (NS) (Patel 2004) entwickelt und bri- 
sante Fragen des Zusammenhangs von deutscher Kolonialgeschichte, NS 
und Holocaust aufgeworfen (Grosse 2005; Geck und Rühling 2008). Ausge- 
hend von Hannah Arendts Experimentierfeldthese wurde kontrovers disku- 
tiert, inwieweit die Shoa in Kontinuität zu den Kolonialverbrechen in Nami- 
bia stand (Zimmerer 2008; kritisch dazu Kundrus 2004) bzw. wie verschiedene 
Diskurse und Techniken der „Entmenschlichung“ ineinander umschlagen 
konnten (Losurdo 2007). Im Sinne indirekter Wirkungen interpretiert Marcia 
Klotz (2005) den NS auch als Reaktion auf den Verlust der deutschen Kolo- 
nien im Jahr 1919 und stellt ihn damit ın den Zusammenhang der „postkolo- 
nialen“ Situation der Weimarer Republik. 

Der Blick über Europa hinaus, so sehr er gerade aus einer postkolonialen, anti- 
eurozentrischen Perspektive zu begrüßen ist, bringt jedoch auch (geschichts-) 
politische Komplikationen mit sich, wie z.B. die öffentlichen Auseinanderset- 
zungen um das Ausstellungsprojekt „Die Dritte Welt im Zweiten Weltkrieg“ 
(vgl. Rheinisches JournalistInnenbüro 2005) gezeigt haben. Einerseits wurde 
hier eine dringend notwendige Anerkennung der vergessenen nicht- 
europäischen Opfer gefordert; andererseits wurden auch die positiven Reso- 
nanzen angesprochen, die Faschismus und NS im Kontext antikolonialer Be- 
wegungen gefunden haben. Während die Ausstellung wegen ihres Verweises 
auf „Nazi-Kollaborateure“ in der „dritten Welt“ des Rassismus beschuldigt 
wurde (vgl. Arndt und Danielzik 2009), warf der Kurator der Ausstellung - 
und Mitglied des Rheinischen JournalistInnenbüros - Karl Rössel seinerseits 
den HistorikerInnen des Berliner Zentrum Moderner Orient (ZMO) ge- 
schichtsrevisionistische Absichten vor. Als ein Bezugspunkt der letztgenannten 
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Auseinandersetzung (vgl. Rössel 2009a,b; Wildangel 2009) fungierte der sog. 
„Mufti von Jerusalem“ Amin al-Husseini, dessen (erwiesene) Kollaboration mit 
den Nationalsozialisten zum Nachweis eines allgemeinen arabischen Judenhas- 
ses bzw. der Dominanz der Sympathien mit dem „dritten Reich“ in der arabi- 
schen Welt herangezogen wurde (Küntzel 2003; Mallmann und Cüppers 
2007). Ein am ZMO herausgegebener Band hob hingegen die arabischen Op- 
fer der Deutschen und die antifaschistischen Gegenstimmen hervor, um sich 
gegen arabische „Kollektivschuld“-Konstruktionen zu wenden (Höpp u.a. 
2004). An diesen Debatten war deutlich zu sehen, wie sich die Neubewertung 
der NS-Geschichte im Lichte globaler Verflechtungen mit aktuellen politischen 
Auseinandersetzungen und Machtkonstellationen durchkreuzt: Führen globale 
Kontextualisierung und Vergleich zu einer Relativierung des Holocaust oder 
gar Entschuldung des NS? Oder leistet vielmehr die Rede von „arabischen Na- 
zikollaborateuren“ antimuslimischen Diskriminierungen Vorschub, indem sie 
einen „Kampf der Kulturen“-Diskurs & la Huntington bedient? Wer betreibt 
„Geschichtsrevisionismus“? Während Rössel die Verteidigung der AraberInnen 
gegen Kollektivschuldzuweisungen als Rückzug aus dem Kampf gegen Anti- 
semitismus und damit als eine Abkehr von einer historischen Verantwortung 
der Deutschen versteht, lesen Hegasy und Wildangel (2004) vom ZMO die 
Rede vom Islam(o)-Faschismus als Rückkehr zum Deutungsmuster des Fa- 
schismus als „asiatischer Tat“, die ihn - als Reaktion auf den „asiatischen“ 
Bolschewismus - orientalisiert und letztlich der deutschen und europäischen 
Verantwortung entzieht (vgl. Nolte 1986). 

Ziel dieses Beitrages ist es, der Komplexität antikolonialer und postkolonialer 
Reaktionen auf Faschismus und NS auf eine Weise nachzugehen, die die 
Handlungen und Motivationen nicht-westlicher Akteure weder idealisiert noch 
dämonisiert, sondern vielmehr in ihrer Eigenlogik zu erfassen sucht.' Wir be- 
ziehen uns dabei auf Debatten um Faschismus in Indien. Zwar findet sich 
auch dort eine Verschränkung verschiedener asymmetrischer Machtverhältnis- 
se und Konfliktlogiken, in denen Auseinandersetzungen um (Anti-)Kolo- 
nialismus und (Anti-)Faschismus stattfinden sowie widersprüchliche politische 
Identitäten und Feindbilder konstruiert werden. Die Beschäftigung mit Fa- 
schismusrezeptionen in Indien ist jedoch nicht auf die gleiche Art überlagert 
und aufgeladen wie die Debatten um arabische „Nazikollaborateure* durch 
den heutigen Nahostkonflikt oder die Konfrontation von „Westen“ und „Is- 
lam“. Denn auch wenn die Hindutva-Bewegung? (sowohl historisch als auch 


1 Nach Guha (1983) und - in Anlehnung daran - Chakrabarty (2000) gehört es zur Prosa ko- 
lonialer Diskurse, die spezifischen Handlungsrationalitäten der Subalternen nicht aus ihrem 
spezifischen Kontext zu interpretieren sondern „wegzurationalisieren.“ 

2  Hindutva: Kultur-nationalistische Bewegung, im Gegensatz zu einem territorial-säkularen Na- 
tionskonzept, das lange der Kongress-Partei zugeordnet werden konnte; getragen von der 
sog. „Sangh Parivar“, „the family (incidentally, the term has a delightful Sicilian resonance) 


Umstrittene Geschichte 69 


aktuell) immer wieder in gefährliche Nähe zum Faschismus rückt, verbieten 
sich vereindeutigende Kollektivzuschreibungen in einem Land, in dem offensiv 
antifaschistische Positionen mindestens ebenso sichtbar waren und sind. Eine 
Linie zieht sich von Jawaharlal Nehru bis zu dem bekannten marzistischen 
Historiker Sumit Sarkar, der seine historisch-politische Skizze „The Fascism of 
the Sangh Parivar“ - geschrieben in Reaktion auf die als Teil einer massiven 
Kampagne der Hindunationalisten erfolgte Zerstörung der Babri Masjid in 
Ayodhya 1993 - „in den Worten der Verteidiger der spanischen Republik“ be- 
schliesst: „fascism shall not pass“ (Sarkar 1993). 

Im Gegensatz zu einigen neueren Debatten, „ob es Faschismus außerhalb Eu- 
ropas gab“ (Larsen 2001b), soll hier nicht ein allgemeiner Faschismusbegriff 
vorausgesetzt werden, anhand dessen zu prüfen wäre, inwieweit sich entspre- 
chende Phänomene in Indien finden liessen und lassen. Abschnitt (2.) dieses 
Textes zeigt vielmehr den Eurozentrismus einiger dieser Ansätze auf. Diesem 
suchen wir durch einen Perspektivenwechsel entgegenzuwirken, der nicht die 
europäische Erfahrung als „idealtypisch“ setzt, sondern sie - wie es im postko- 
lonialen Sprachgebrauch gelegentlich heißt - „dezentriert“. Dafür wollen wir 
sowohl die postkolonialen historiographischen Kämpfe nachvollziehen, in de- 
nen der Faschismus-Begriff zum Einsatz kommt, als auch die historische Re- 
zeption von Faschismus und NS in der antikolonialen Bewegung untersuchen. 
Was und wer werden als „faschistisch“ bezeichnet? Wie wurde und wird „Fa- 
schismus“ wahrgenommen? Zunächst (3.) soll die politisch-strategische Di- 
mension der aktuellen Debatten um Hindutva als Faschismus skizziert wer- 
den, die interessante Schnittstellen zu historiographischen Auseinandersetzun- 
gen um die neueren subaltern studies und postcolonial studies in Indien auf 
weist: so sieht Sumit Sarkar (1993; 2002) in deren kulturalistischen und nati- 
vistischen Tendenzen eine Gefahr für die antifaschistische „Einheitsfront“ ge- 
gen völkischen Nationalismus und Traditionalismus. Nach einer Kontrastie- 
rung bzw. Ergänzung der Position der marxistischen und nehruvianischen 
Gegnerschaft der Sangh Parivar mit anderen historischen Ansätzen, soll dann 
(4.) ein Blick zurück in die 1930er Jahre erfolgen, um zu sehen, wie öffentlich 
über Italien, Deutschland und europäischen Faschismus diskutiert wurde.’ 
Auch wenn es sich hier um „work in progress“ und vorläufige Thesen handelt, 
so hoffen wir doch, auf diese Weise einen neuen, postkolonial inspirierten 


of organizations built around the RSS, ostensibly a cultural organization meant to propagate 
and nurture Hindu values.“ [Raychaudhuri 2000: 259]) Der Rashtriya Swayamsevak Sangh 
(„Nationale Freiwilligenorganisation“) wurde 1925 von Keshava Baliram Hedgewar als para- 
militärische, [O]Jantiliberale Kaderorganisation gegründet. 

3 Dieser Teil basiert einerseits auf Maria Framkes Magisterarbeit (Framke 2007) als auch auf Zwi- 
schenergebnissen ihrer aktuellen Forschung zur Faschismusrezeption, u. a. in der indischen eng- 
lisch-sprachigen Presse (1922-39), im Rahmen ihrer Dissertation zu „Wahrnehmung und Wir- 
kung des italienischen Faschismus und deutschen Nationalsozialismus in Indien (1922-1939) *. 
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Blickwinkel in die Diskussionen um Faschismus als globales Phänomen bei- 
tragen zu können. 


2. „Europäischer Faschismus ausserhalb Europas?“ 


Während sich viele Faschismus-Theoretiker und Historiker, von Ernst Nolte 
(1963) bis zu Stanley Payne (2001) und Arnd Bauerkämper (2006) ausschließ- 
lich auf europäische Faschismen konzentrieren - andere, wie Renzo de Felice 
(1977), erkennen nur Italien als wirklich faschistisches Regime an - etabliert 
sich im Moment eine neue Forschungsrichtung, die für eine offenere Definiti- 
on von Faschismus, welche Bewegungen und Regimes außerhalb Europas mit- 
einschließt, plädiert (Eaton 2001; Larsen 2001a; Wippermann 2009). In seinem 
Artikel „Was there Fascism outside Europe? Diffusion from Europe and do- 
mestic impulses“ argumentiert Stein Larsen zwar im Sinne europäischer Ur- 
sprünge, dass „Faschismus aus Europa kam, da eine Vielzahl der Ansichten 
und der organisatorischen und politischen Formen von europäischen Model- 
len herrührte.“ (Larsen 2001b: 717). Dies impliziert jedoch keine einfache 
„Kopie” europäischer Modelle; vielmehr wurden diese von lokalen Bewe- 
gungen adaptiert, mit vorhandenen Identitäten kombiniert und bildeten so 
neue Varianten aus (ebd.) Als prominente Beispiele faschistischer Bewegungen 
außerhalb Europas gelten v.a. Japan (Reynolds 2004) oder auch die sog. Blue 
Skirts in China (Mühlemann 2006: 238-275). 

Es bleibt ein grundlegendes Problem der global vergleichenden Faschismusfor- 
schung, dass ein allgemeiner Faschismusbegriff jedoch immer noch zumeist 
auf „empirischen Studien klassischer Zwischenkriegsbewegungen in Europa“ 
(Payne 1995: 4) basiert. Payne kommt daher auch zu dem Zirkelschluss, „dass 
europäischer Faschismus mit all seinen Charakteristika in signifikantem Um- 
fang außerhalb Europas nicht reproduziert werden konnte“ (Payne 1995: 353). 
Kersten kommentiert in seinem Aufsatz zu Japan, dass Untersuchungen zu 
„Faschismus ausserhalb Europas“ oft von vornherein als Suche nach „Abwe- 
senheiten“ und „Unvollständigkeiten“ angelegt sind, bzw. „kulturelle“ Diffe- 
renzen in den Vordergrund rücken (Kersten 2009: 526). Eine solche eurozent- 
rische Art der Geschichtsschreibung (Kersten spricht von „intellektuellem Ko- 
lonialismus“), in der Europa nicht Vergleichseinheit, sondern Vergleichsmaß- 
stab bzw. normatives wie heuristisches Modell in einem ist, war einer der zent- 
ralen Kritikpunkte in Chakrabartys zum Klassiker avancierten Provincialising 
Europe (2000). 

Um Faschismus als globales Phänomen bewerten zu können, ist es daher 
nicht nur wichtig, sich Formen von Aneignung durch soziale und politische 
Bewegungen bzw. Regime anzusehen, oder nach Kollaborationen und Allian- 
zen zu fragen, sondern auch zu untersuchen, wie spezifische intellektuelle und 
politische Milieus Faschismus definiert, wahrgenommen und debattiert haben, 
welche Elemente positiv bewertet, welche abgelehnt wurden und zu welchem 
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Zeitpunkt dies geschah. Wir lehnen einen allgemeinen Faschismusbegriff kei- 
neswegs ab. Vielmehr geht es uns darum, das Konzept selber auf seinen strate- 
gischen und politischen Gebrauch hin zu befragen, um so zu sehen, ob sich 
aus der Einbeziehung außereuropäischer Perzeptionen möglicherweise Ver- 
schiebungen und Ergänzungen selbst in der Definition dessen ergeben, was 
üblicherweise als Faschismus gilt. 


3. Postkoloniale Diskurskonstellationen: The Fascism of the Sangh Parivar 


Gerade nach den gewalttätigen „kommunalistischen“ Ausschreitungen, die An- 
fang 1993 auf die Zerstörung der Babri Masjid in Ayodhya folgten (vgl. Schied 
2008), wurde ein Diskurs neu aufgenommen, der spätestens mit der Ermor- 
dung Mahatma Gandhis durch einen Vertreter des militanten Hindunationa- 
lismus (1948) seinen Ausgang genommen hatte (vgl. Casolari 2000: 218). Lin- 
ke bzw. marxistisch orientierte HistorikerInnen wie Sumit und Tanika Sarkar, 
Raychaudhuri (2000) oder nehruvianische Intellektuelle wie Amartya Sen setz- 
ten den Faschismus-Begriff ein, um die Gefahren herauszustellen, die vom or- 
ganisierten militanten Hinduismus für ein „plurales, tolerantes und säkulares“ 
Indien (Sen 1993: 6) ausgehen. 

Auch wenn Sumit Sarkar betont, dass „keine exakten Parallelen“ zwischen 
dem Indien der 1990er und dem Deutschland der 1930er Jahre bestehen, be- 
fürchtet er doch, dass „der Drang [des Sangh Parivar] nach einer Herrschaft 
der Hindus [Hindu Rashtra] die gesamte säkulare und demokratische Basis 
unserer Republik gefährden würde“ (Sarkar 1993). Sen hebt hervor, dass „Fa- 
schismus“ zwar oft als Kampfbegriff gegen Hindutva eingesetzt wird, dass je- 
doch „spezifische politische Charakteristika, die im Allgemeinen mit faschisti- 
schen Bewegungen assoziiert werden“ tatsächlich den aktuellen „Hindu- 
Extremismus“ prägten: „der Gebrauch von Gewalt und die Drohung sektiere- 
rische Zielsetzungen durchzusetzen, die Schikane von Mitgliedern einer be- 
stimmten Gemeinschaft, Massenmobilisierung basierend auf fieberhaften und 
zutiefst entzweienden Appellen, der Einsatz von nicht-konstitutionellen Schlä- 
ger-Methoden gegenüber bestimmten Gruppen.“ (Sen 1993: 11) Casolari fasst 
zusammen, dass es die undemokratischem, autoritären, paramilitärischen und 
gewalttätigen Tendenzen sind, die den Rashtriya Swayamsewak Sangh (RSS) in 
den Augen seiner Gegnerschaft zu einer den historischen faschistischen Grup- 
pierungen zumindest ähnlichen Organisation machen (vgl. Casolari 2000, 
ebd.).‘ Die linken AutorInnen heben darüber hinaus den völkischen Nationa- 
lismus hervor, der Hindutva kennzeichnet. 


4 Christophe Jaffrelot (1996), der den RSS der 1920er und 30er Jahre als „Indian version of 
fascism“ bezeichnet (starke Parallelen und „Einflüsse“ konnten auch Casoları 2000: 218-228 
und J Lal 1989 nachweisen), betont gleichzeitig, dass es sich keineswegs um eine simple Re- 
produktion des europäischen Faschismus handelte; denn seine institutionelle Form hatte der 
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Der Verweis auf die Geschichte der Bewegung in den 20er und 30er Jahren, 
auf ihre Vordenker Savarkar, von dem das Hindutva-Konzept stammt (vgl. 
1989) sowie Gowalkar (beide aus der „Kernregion“ der frühen hindunationalis- 
tischen Bewegung, Maharashtra) spielt eine zentrale Rolle für die Parallelisie- 
rung von Hindunationalismus und Faschismus. Vor allem ein Zitat von Go- 
walkar findet sich in nahezu jedem Beitrag zur Debatte um Hindutva als Fa- 
schismus. Dieser hatte in We and Our Nationhood Defined [1947] die begin- 
nenden antijüdischen Pogrome in Deutschland zum Ausdruck höchsten Nati- 
onalstolzes erklärt und gemeint: „Deutschland hat gezeigt, wie geradezu un- 
möglich es ist für verschiedene Rassen und Kulturen, deren Differenzen fun- 
damentaler Natur sind, in ein vereintes Ganzes assimiliert zu werden. Das ist 
eine gute Lektion, von der wir Indien lernen und profitieren können.“ Diese 
„Lektion“ würde es beinhalten, dass Minderheiten im Land der Hindus blei- 
ben dürften, jedoch „vollständig untergeordnet“ (zit. in Basu et al 1993: 26; 
Raychaudhuri 2000: 263; vgl. für den Originaltext Delfs 2008: 173-226). Chris- 
tophe Jaffrelot (1996) hat jedoch herausgestellt, dass keiner der frühen „Füh- 
rer“ des RSS eine dem NS entsprechende Rassetheorie entwickelte. Denn auch 
wenn Golwalkars Konzept der „Rasse“ von Hitlers Ideologie inspiriert war, 
ging es doch nicht so sehr um ein biopolitisches Verständnis rassischer Ho- 
mogenität, sondern um kulturelle Einheit (Jaffrelot 1996: 51-56). Eine Vernich- 
tungspolitik, in welcher der deutsche Antisemitismus gipfelte, vertrat er eben- 
falls nicht. Mit Stuart Hall (2001: 216) könnte zusammengefasst werden, dass 
Golwalkar sich nicht auf dem biologischen, sondern dem kulturalistischen 
„Register“ des Rassediskurses bewegte. 

Während für Aijaz Ahmad die faschistische Vergangenheit Europas als Schre- 
ckensbild einer möglichen Zukunft Indiens erscheint (Ahmad 1993: 32), he- 
ben andere Autoren hervor, dass die Rede vom Faschismus auf die aktuelle 
Hindutva-Bewegung nicht (mehr) zutrifft. Insbesondere das offensiv „unpoliti- 
sche“ Auftreten des RSS und seine vorgebliche Aversion gegen eine Übernah- 
me der Staatsmacht, machen ihn allenfalls zu einer „proto-faschistischen“ Or- 
ganisation (Bhatt 2001: 124). Während Vanaik (1994) von Fundamentalismus 
spricht, charakterisiert Hansen die „majoritarian call for Hindutva“ als „kon- 
servative Revolution“, „gegen eine weite demokratische Transformation im po- 
litischen Feld und in der öffentlichen Kultur im post-kolonialen Indien.“ Der 
Erfolg der neuen „Welle“ des Hindunationalismus in den 1990er Jahren (nach 
der Farbe ihrer Fahnen oft als „Safran-Welle“ bezeichnet) basiere auf einer 


RSS schon angenommen, bevor Kontakte zu den europäischen Faschisten geknüpft wurden. 
Auch Delfs‘ fundierte, komparativ und als Beziehungsgeschichte angelegte Studie zu Hindu- 
nationalismus und europäischen Faschismen betont die Selektivität, mit der „die wichtigsten 
Protagonisten des militanten Hindu-Nationalismus [...] in den 1920er und 1930er Jahren ... 
auf die als Erfolgsmodell wahrgenommenen Faschismen in Italien und Deutschland“ zu- 
rückgriffen (Delfs 2008: 143). 
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spezifischen Kombination von etablierten paternalistischen und fremdenfeind- 
lichen Diskursen mit einer Berufung auf demokratische Rechte (Hansen 1999: 
4-5). Der neue Hindunationalismus wäre demnach eher mit dem backlash des 
amerikanischen Neokonservatismus und dessen Kombination von ökonomi- 
schem Liberalismus und einer Neuerfindung „traditioneller Werte“ vergleich- 
bar als mit Faschismus. Nach Hansen (ebd.) funktioniert er einerseits hierar- 
chisch-inkorporativ - zwar gegen Dalit-empowerment und antifeministisch 
ausgerichtet, können doch alle „Hindus“ Teil der neudefinierten (Volks-)Ge- 
meinschaft sein - andererseits exklusiv - v.a. in Bezug auf Muslime, aber auch 
Christen. Er präsentiert sich selbst als indigene Alternative zum „nehruviani- 
schen“ Nations- und Entwicklungsmodell der Kongresspartei, deren Säkula- 
rismus und Universalismus als „verwestlichte* Fortsetzung kolonialer Herr- 
schaft kritisiert wird. 

In diesem Kontext findet ein „Kampf um die Geschichte“ (Losurdo 2007) 
statt, der sich in Indien auf komplizierte Art mit der postcolonial condition 
(vgl. Hall 2002) verschränkt. KritikerInnen der Hindutva-Bewegung werfen die- 
ser vor, eine „Safranisierung“ der Vergangenheit zu betreiben (Chakravarty 
1998). Die „muslim-freundlichen“, kosmopolitischen Interpretationen der 
kongressnahen älteren HistorikerInnen-Generation um Romila Thapar werden 
dabei zunehmend in Frage gestellt (Dalrymple 2005). Die Konstruktion (hin- 
du-)„nationaler Grösse“ in der Vergangenheit wird als radikale intellektuelle 
Dekolonisation präsentiert. Nicht zuletzt die daraus resultierende rhetorische 
Schnittmenge zu den postcolonial studies bzw. zur Eurozentrismuskritik der 
späten (d.h. „culturally turned“) subaltern studies zeigt, dass das Vokabular ei- 
nes in westlichen Kontexten dringend notwendigen theoretischen Korrektivs 
(die postcolonial studies funktionieren ja vor allem als radikale Kritik westli- 
cher Herrschaftsdiskurse), durchaus partiell in neokonservative Diskurse ein- 
fliessen kann. So argumentiert Sumit Sarkar, der zu Beginn der 1990er Jahre 
aus dem Projekt der subaltern studies ausgestiegen war, dass die postkoloniale 
Kritik am Rationalismus der Aufklärung, wie sie z.B. auch Dipesh Chakrabarty 
(vgl. 2000) prominent formulierte, sich auf problematische Weise mit dem In- 
digenismus der Hindu-Rechten bzw. sogar mit der anti-modernistischen, anti- 
positivistischen Rhetorik von Faschismus und NS verbinden lässt (Sarkar 
1993; vgl. 2002; auch Desai 1999). In gewisser Hinsicht würden also die Strö- 
mungen des kritischen postmodernen Radikalismus den intellektuellen Wider- 
stand gegen die „Safranisierung“ des Landes, seiner Identität und Geschichte 
schwächen und eine konsequente Gegenwehr gegen die hindunationalistische 
Gewalt untergraben, deren letzte Welle 2002 auch Delfs (2008: 18) als pog- 
romartig bezeichnet (für Chakrabartys Stellungnahme vgl. ders. 1995). 
Insgesamt ergibt sich eine postkoloniale Diskurskonstellation historisch- 
politischer Auseinandersetzungen um Faschismus in Indien, die das säkulare, 
republikanische Nationenmodell des Indian National Congress (INC) mit An- 
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tifaschismus, das Gegenkonzept der Hindutva mit Faschismus assoziiert. Phä- 
nomene, wie die von Markus Daechsel (2006) untersuchte indo-muslimische 
„Khaksar-Bewegung“ verdeutlichen, dass faschistische Tendenzen im Indien 
der 1930er Jahre nicht alleine dem Hindunationalismus zugeschrieben werden 
können. Dennoch kommen diese in den geschichtspolitischen Auseinander- 
setzungen kaum vor, was vielleicht auch mit der Wahrnehmung zu tun hat 
dass - wie eine „alte Warnung“ Nehrus es ausdrückte - „Muslim- 
Kommunalismus kann weder die indische Gesellschaft dominieren, noch Fa- 
schismus in dieser tragbar machen. Das kann nur Hindu-Kommunalismus.” 
(Sarkar 1993). Im Folgenden wird es nun darum gehen, die komplexen zeitge- 
nössischen Rezeptionen von und Reaktionen auf Faschismus und NS in In- 
dien genauer zu betrachten. 


4. Zeitgenössische Rezeptionen und Reaktionen: 
(Anti-)Faschismus in der antikolonialen Bewegung 


4.1 Antikolonialismus als Antifaschismus: die ‚Dimitroff-Doktin‘ in Indien 


In der Literatur gelten der INC, der die Unabhängigkeitsbewegung anführte, 
ebenso wie die in den 1930ern unter seinem Dach agierende Congress Socialist 
Party (CSP) gemeinhin als anti-faschistisch bzw. anti-nationalsozialistisch (Pra- 
sad 1960: 112 ff; Chandra 1989: 392 ff.; Sharma 1994: 2). Diese Einschätzung 
muss jedoch eingegrenzt werden. So ließe sich der INC-Politiker Subhas 
Chandra Bose, der während des Zweiten Weltkrieges mit dem nationalsozialis- 
tischen Deutschland und dem faschistischen Italien kollaborierte, wohl kaum 
als anti-faschistisch darstellen. Jedoch zeigt die Untersuchung der verschiedene 
Beschlüsse des INC und der CSP zur Außenpolitik Deutschlands und Italiens 
deutlich, dass die offiziellen Parteilinien Faschismus und NS ablehnten.: So er- 
ließ der INC auf seiner 52. Jahrestagung im März 1939 folgende Resolution: 


„Ihe Congress is opposed to imperialism and fascism alike and is convinced that world peace 
and progress required the ending of both of these. In the opinion of the Congress, it is urgently 
necessary for India to direct her own foreign policy as an independent nation, thereby keeping 
aloof from both Imperialism and fascism, and pursuing her path of peace and freedom.“ ® 


5 Vgl. Zum Italo-Abessinischen Krieges: o. A.: The All India Congress Socialist Party. Resolu- 
tions for the Subject Committee, in: A.L.C.C. Papers, NMML, File 25/1936; o. A. (1936): 
The Indian National Congress, 1934-36. Being the resolutions passed by the Congress, the 
All India Congress Committee and the Working Committee during the period between 
May, 1934 and April, 1936, Allahabad, S. 76-77; zum Spanischen Bürgerkrieg siehe: Kri- 
palanı, J.B. (o. J.): Indian National Congress 1936-1937. Being the resolutions passed by the 
Congress, the All-India Congress Committee and the Working Committee during the pe- 
riod between April 1936 to January 1938, Allahabad, S. 86; zur Sudetenkrise siehe: Office of 
the All India Congress Committee (26.09.1938): Congress Bulletin, (5), S.15; Office of the 
All India Congress Committee (28.03.1939): Congress Bulletin, (1), S. 7-8. 

6 Congress Bulletin, 28.03.1939, S. 8. 
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Der INC verband hier also Antifaschismus und Antiimperialismus sowohl 
miteinander als auch mit der Forderung nach einer eigenständigen Außenpoli- 
tik. Jawaharlal Nehru, der diese „Parteilinie“* entscheidend mitprägte, wies wie- 
derholt auf die Gemeinsamkeiten von Faschismus, NS und Imperialismus hin 
(Framke 2007). „Imperialismus und Faschismus haben, obgleich sie in vielen 
verschiedenen Ländern und Regierungen wirken, die gleiche Natur“, führte er 
1935 im Rahmen einer Solidaritätskundgebung für Abessinien aus. „Sie wer- 
den vom gleichen Drang angetrieben, sie bedienen sich dergleichen Metho- 
den, und sie sind zur dergleichen Ausbeutung unterworfener Menschen ent- 
schlossen.“” 

Diese Gleichung war kein von der indischen Nationalbewegung erdachtes No- 
vum. Die ab 1935 von der Komintern vertretenen ‚Dimitroff-Doktrin‘ identifi- 
zierte den „Faschismus als letztes Stadium des absterbenden Imperialismus“. 
Sie scheint über die unter dem Dach der CSP und damit des INC agierenden 
indischen Kommunisten Eingang in die Rhetorik der Parteien gefunden zu 
haben. Die Verwendung der Doktrin durch eine antikoloniale Bewegung, die 
trotz allem nur partielle Schnittmengen zu kommunistischen Strömungen 
aufwies, ist bemerkenswert, zog sie doch eine implizite Kennzeichnung der 
Kolonialmacht als faschistisch nach sich. 


4.2 Faschismus und Nationalsozialismus in der englischsprachigen 
Öffentlichkeit Indiens 


Ein reges Interesse an den Entwicklungen im faschistischen Italien und natio- 
nalsozialistischen Deutschland in der Zwischenkriegszeit zeigt sich in der eng- 
lischsprachigen, indischen Presse.’ Die Berichterstattung basierte einerseits auf 
externen Quellen, z.B. Pressemitteilungen von Nachrichtenagenturen. Auch 
Artikel aus ausländischen Zeitungen wurden übernommen. Andererseits ent- 
hielten die Zeitungen und Zeitschriften viele indische Beiträge, oftmals von in 
Europa stationierten Korrespondenten, die in Form von persönlichen Berich- 
ten, Artikeln, Editorialen und Leserbriefen Faschismus und Nationalsozialis- 


7  _Nehru, Jawaharlal (09.05.1936): The lessons of Abyssinia, in: Gopal, Sarvepalli (Hg.) (1975): 
Selected Works of Jawaharlal Nehru, Bd. 7, New Delhi, S. 569. 

8 Vgl. Nehru, Jawaharlal (06.01.1936): India and the World, in: Gopal, Selected Works, S. 54. 

9 Maria Framke hat im Rahmen ihres Dissertationsprojektes eine Reihe von Privat- und Par- 
teipapieren, englischsprachige Zeitungen und Zeitschriften, sowie zeitgenössische Monogra- 
phien ausgewertet. Die folgenden Ausführungen beruhen auf den Ergebnissen dieser Auswer- 
tung. Die hier verwendeten Zeitungen und Zeitschriften wurden von Indern herausgegeben 
bzw. standen der Nationalbewegung nahe. Ihre politischen Affiliationen reichten von hin- 
dunationalistisch (Hindu Outlook, Mahratta), über Kongress- (National Herald, Bombay 
Chronicle) bzw. Gandhi-nahe (Harıjan), bis hin zu sozialistisch/kommunistisch (Congress 
Socialist, National Front, New Age). Amrita Bazar Patrika, Forward/Liberty, Modern Review, 
Calcutta Review, India and the World und Prabuddha Bharata lassen sich nicht eindeutig 
einer Richtung zuordnen, unterstützten jedoch alle die Unabhängigkeitsbestrebungen. 
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mus diskutierten. Auffallend hierbei ist die thematische Breite der Beiträge. 
Zum Einen verfolgten sie die politischen Entwicklungen in Europa, wie den 
italienisch-abessinischen Krieg, die deutsche Besetzung des Saargebietes und 
des Rheinlandes, den „Anschluss“ Österreichs und des Sudetengebietes. Zum 
anderen verfolgten sie die Situation der Juden, die Jugendbewegung und die 
Wirtschaftspolitik mit grossem Interesse, diskutierten über die „Frauenfrage“, 
Disziplin, Körperkultur, Führerkult und Entwicklung. 

Die Presseveröffentlichungen der Zwischenkriegszeit standen dem nationalso- 
zialistischen Deutschland und dem faschistischen Italien oft unkritisch, sogar 
freundlich gegenüber. Gerade die Wirtschaftspolitik erschien nicht wenigen 
Autoren als nachahmenswert. Der bengalische Ökonom und Mitbegründer 
der indischen Soziologie, Benoy Kumar Sarkar bspw. fand, dass „niemand 
mehr Gewinn und Inspiration aus den wirtschaftlichen Methoden und Prinzi- 
pien Hitlers ziehen kann, als die Menschen Asiens.“'” Intellektuelle, Ökono- 
men, aber auch Politiker zeigten sich in Presse- und Buchpublikationen insbe- 
sondere von ökonomischen Modellen und wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men, von den Vier-Jahresplänen Deutschlands und dem korporativen System 
in Italien, beeindruckt. Für Sukumar Roy versprach der italienische Korporati- 
vismus das „fundamentale Problem der modernen Gesellschaft“, den Konflikt 
zwischen „Kapital und Arbeit“ zu lösen: „Liberalismus und Demokratie haben 
es nicht geschafft, den Menschen industriellen Frieden zu bringen. Faschismus 
bemüht sich, ihn zu bringen, und sollte nicht als inkompetent abgelehnt wer- 
den, nur weil er weder liberal noch demokratisch ist.“'' Auch Pramatha Nath 
Roy war der Ansicht, Italien hätte mit Hilfe des korporativen Systems die Ka- 
pital- und die Arbeiterseite rechtlich gleichgestellt, den Klassenkonflikt besei- 
tigt und die Nation geeinigt. Roy, der enge Verbindungen zum faschistischen 
Staat pflegte, sah daher in der korporativen Staatsidee auch ein Mittel, den 
Hindu-Muslim-Kommunalismus zu überwinden." 

Darüber hinaus fanden bspw. auch die von Deutschland und Italien durchge- 
führten Maßnahmen zum Ausbau der Infrastruktur (u. a. die Landurbarma- 
chung, die Errichtung von Wasserkraftwerken oder der Autobahnbau) sowie 
der nationalsozialistische Arbeitsdienst Anklang. Auch die Autarkiebestrebun- 
gen, die von Sarkar mit dem indischen Begriff „Swadeshi“ beschrieben wur- 
den, die Schritte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie die Verbesserun- 
gen landwirtschaftlicher Technologien und Wissensaustausch z.B. auf Land- 
wirtschaftsausstellungen, wurden anerkennend besprochen. 

Diese Überlegungen zur Übertragbarkeit wirtschafts- und infrastrukturpoliti- 


10 Sarkar, Benoy Kumar (17.09.1933): Economic Germany under Hitler Regime, in: Amrita Ba- 
zar Patrika, S. 39. 

11 Roy, Sukumar (1929): Fascism and the problem of Labour and Capital, in: Modern Review, 
46 (3), S. 283. 

12 Roy, Pramathanath (1930): Mussolini and the cult of youth, Calcutta, S. 69-72. 
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scher Ideen und Maßnahmen zeigen, dass bestimmte Aspekte von Faschismus 
und NS gewissermaßen als Muster für die Entwicklung Indiens und als Modell 
für ein post-koloniales „nation-building“ angesehen wurden. Dabei spielte 
durchaus eine wichtige Rolle, dass sich Italien erst spät zu einem Nationalstaat 
formiert hatte.” Das Land galt im indischen Kontext als realistisches Modell, 
gerade weil seine Industrialisierung und technische Entwicklung deutlich we- 
niger „fortgeschritten“ waren als das bei den europäischen Großmächten der 
Fall war. „Von allen europäischen Nationen“, meinte Benoy Kumar Sarkar, 
„ist Italien das Land, das hinsichtlich des Ausmaßes und der Intensität seiner 
modernen Entwicklungen am ehesten vergleichbar mit uns ist. Deshalb ist es 
das geeignetste Land, um das Junge Indien in seinen Modernisierungsversu- 
chen in punkto Technik, wirtschaftliche Institutionen und soziale Strukturen, 
anzuleiten.“ '* 

Im Zusammenhang mit der Frage nach der Wahrnehmung der nationalsoziali- 
tischen sowie der faschistischen Wirtschaftspolitik sollen zwei weitere Punkte 
hervorgehoben werden. Finerseits gab es neben diesen faschismusfreundlichen 
Stimmen in der Presse natürlich auch Berichte, die das italienische und/oder 
das deutsche Wirtschaftssystem kritisierten und deren Schwachstellen aufzeig- 
ten, wie z.B. vorhandene Lebensmittelkrisen, erhöhte Arbeitslosigkeit und die 
Einschränkung der Arbeiterrechte in Deutschland sowie fehlende Investitionen 
für Autarkiebestrebungen, die Unterdrückung von Gewerkschaften und die 
Beschränkung privater Initiativen durch die ausufernde staatliche Kontrolle in 
Italien. Diese Autoren sahen daher keineswegs eine Vorbildfunktion Italiens 
oder Deutschlands für Indiens Entwicklung. Andererseits waren positive Aus- 
sagen zum Modell wirtschaftlicher Planung nicht auf Italien und Deutschland 
beschränkt. Auch die Entwicklungen in der Sowjetunion, in Japan und der 
Türkei sowie der „new deal“ in den U.S.A. wurden als zu imitierende Muster 
diskutiert, wobei die höchst unterschiedlichen politischen Ausrichtungen die- 
ser Länder keine Rolle spielte. 

Viel diskutiert wurde auch die faschistische Außenpolitik. Im Rahmen dieses 
Textes soll v.a. ein Aspekt hervorgehoben werden, nämlich die Frage, wie sich 
indische colonial intellectuals zu Italiens kolonialem Expansionsdrang und 
dem Überfall auf Abessinien positionierten. Große Teile der öffentlichen Mei- 


13 Das, Taraknath (1926): The greater Italy and Signor Mussolini, in: Modern Review, 39 (6), S. 
642; Nehru, Jawaharlal (1965): Glimpses of World History, Bombay [u. a.], S. 523-527; 
Srivastava, Gita (1982): Mazzini and his impact on the Indian National Movement, Allaha- 
bad. 

14 Sarkar, Benoy Kumar (1932): Italo-Indian intercourse, Calcutta, S. 6. 

15 Allgemein muss konstatiert werden, dass die Idee wirtschaftlicher Planung in Indien in den 
1930ern intensiv debattiert wurde (vgl. Zachriah 2005). Für eine zeitgenössische Übersicht 
zur Idee wirtschaftlicher Planung in Indien siehe: Krishna, K. B. (1943): Plan for economic 
development,of India. A critical and historical survey, Bombay. 
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nung verdammten die Invasion; in mehreren Städten fand zur Solidaritätsbe- 
kundung ein „Abessinientag“ statt.'‘ In den Veröffentlichungen zum italo- 
abessinischen Krieg wurde auch auf die Gemeinsamkeit der indischen und der 
abessinischen Erfahrungen als kolonialisierte Länder, als Opfer imperialisti- 
scher Aggression verwiesen. Der damit implizierten Kritik an Großbritannien 
als Indiens „kolonialem Herrscher“ folgte eine explizite Verurteilung der briti- 
schen Haltung gegenüber der faschistischen Expansionspolitik, die vor dem 
Hintergrund der eigenen imperialistischen Zielsetzungen Italien nicht stoppte.” 
Kritik an Großbritannien erfolgte jedoch ebenfalls von den Stimmen, die Ita- 
liens Vorgehen gegen Abessinien für eine wirtschaftliche und soziale Notwen- 
digkeit hielten. So rechtfertigte der indische Nationalist und kosmopolitische 
Gelehrte Taraknath Das Mussolinis Expansionsdrang mit Blick auf die „Dop- 
pelstandards der internationalen Moral“: „Solange Großbritannien seine Herr- 
schaft und Dominanz über die Menschen im Sudan, Ägypten, Indien, Burma 
und in weiteren unterjochten Nationen aufrechterhält; ... kann man nicht 
problemlos Signor Mussolini allein für dessen Nachahmung der Politik ande- 
rer imperialistischer Nationen verdammen.“'® Monindra Mohan Moulik, der 
Korrespondent der bengalischen Tageszeitung Amrita Bazar Patrika (ABP) 
kontrastierte die italienische Kolonialpolitik positiv mit der britischen, womit 
er einerseits der faschistischen Propaganda Mussolinis aufsaß, andererseits aber 
auch Kritik an Großbritannien als Kolonialmacht formulierte: 


. Es kann mit ziemlicher Sicherheit davon ausgegangen werden, dass die italienische Kolonisa- 
tion Äthiopiens ganz anders sein wird, als die britische Kolonisation in Australien oder Indien. 
Bereits tausende Arbeiter und Bauern wurden von Italien nach Äthiopien gebracht, wo sie mit 
der einheimischen Bevölkerung Hand in Hand arbeiten werden, um ihr gemeinsames Schicksal 
zu bestimmen. Die Briten haben Kolonien, in denen sie als Händler, Bankiers und Herrscher 
usw. auftreten, niemals aber als Bauern [ryots] oder als Arbeiter [coolie].“'? 


Diese ersten Befunde zur indischen Wahrnehmung der faschistischen Koloni- 
alpolitik deuten darauf hin, dass man sich in Indien, trotz aller Unterschiede 
in der Bewertung der italienischen Außenpolitik, in der Kritik Großbritanniens 
einig war: Die britischen Politiker wurden von ihren indischen subjects für 


16 Vgl. zur Haltung der Parteien: o. A.: The All India Congress Socialist Party. Resolutions for 
the Subject Committee, in: A.I.C.C. Papers, NMML, File 25/1936; o. A., The Indian Na- 
tional Congress, S. 76-77, vgl. zur Haltung der Presse: Editorial (31.07.1935): An Abyssinia 
Day, in: Bombay Chronicle, S. 8. Siehe zum Abessinientag: o. A.: Congress Diary, Obituary, 
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den Abessinienkrieg und dessen Folgen mitverantwortlich gemacht. Das kann 
nur vor dem Hintergrund der kolonialen Erfahrung erklärt werden. Lange Zeit 
war dem liberalen Versprechen, dass die Kolonialmacht Indien tatsächlich die 
Freiheit „geben“ würde, sobald seine Einwohner ihre „politische Reife“ erlangt 
hätten (vgl. Macauley 1835), Glauben geschenkt worden. Selbst Gandhi war in 
jungen Jahren noch dieser Auffassung, die sich erst mit seinen eindrücklichen 
Begegnungen mit dem Kolonialrassismus in Südafrika verschob (Gandhi 1983: 
67-77). Diese Hoffnung versiegte in den ersten beiden Dekaden des 20. Jahr- 
hunderts, insbesondere nach dem Ende des 1. Weltkrieges. Beeinflusst durch 
die Erfahrungen mit den sehr begrenzten konstitutionellen Reformen in Bri- 
tisch-Indien 1919, verbreitete sich die Auffassung, dass Großbritannien als 
Imperialmacht alles Mögliche und Nötige tun würde, um seine Herrschaft 
beizubehalten. Die Diskussionen zur faschistischen Außenpolitik müssen auch 
im Zusammenhang dieser Desillusionierung gesehen werden. 


5. Zusammenfassung 


Wir haben in diesem Text versucht, zwei miteinander verbundene Fragen zu 
bearbeiten: Was kann eine durch die postcolonial studies inspirierte histori- 
sche und historiographische Untersuchung der Wahrnehmung von Faschis- 
mus und NS in Indien zu den Debatten zu „Faschismus außerhalb Europas“ 
beitragen? Und inwieweit ergeben sich Verschiebungen auch in den postcolo- 
nial studies, wenn sie neben den für die westlich-europäische Identität so zent- 
ralen Projekten des Liberalismus und der Aufklärung Faschismus und NS stär- 
ker mit berücksichtigen? 

Während in der Forschung zu Faschismus als globalem Phänomen oft nach 
Bewegungen gesucht wird, die Ähnlichkeiten zum europäischen „Idealtypus“ 
aufweisen oder mit diesen in Kontakt standen (wobei die Relevanz dieser For- 
schungen keineswegs in Abrede gestellt werden soll), haben wir hier eine Per- 
spektivenwechsel vorgenommen und gefragt, wie Faschismus und NS in anti- 
und postkolonialen Kontexten diskutiert bzw. auch strategisch eingesetzt wur- 
den. Auch wenn Larsens (2001b) Beobachtung, dass Faschismus in (nicht- 
italienischen) Kolonialgebieten kaum institutionalisiert werden konnte - was 
das Aufkommen vereinzelter Organisationen mit begrenztem Einfluss nicht 
ausschließt - zuzustimmen ist, geht aus den breitgefächerten Debatten in der 
indischen Öffentlichkeit und Parteienlandschaft hervor, dass Faschismus und 
NS äußerst aufmerksam beobachtet wurden. Während sich sowohl der RSS 
der 1920er und 30er Jahre wie auch die muslimische Khaksar-Bewegung fa- 
schistische Bewegungen teilweise zum Vorbild nahmen, war die Parteilinie des 
INC explizit antifaschistisch, da sie in Anlehnung an die „Dimitroff-Doktrin“ 
Faschismus und Imperialismus eng miteinander assoziierte. Eine Untersu- 
chung der englischsprachigen antikolonial orientierten Presse Indiens hat ge- 
zeigt, dass bestimmte Aspekte - weniger des NS als des italienischen Faschis- 
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mus - als modellhaft für ökonomische Entwicklung und „technischen Fort- 
schritt“ rezipiert wurden. Faschismus wurde also mit wirtschaftlicher Planung, 
„swadeshi“ und einer Versöhnung sozialer Spannungen assoziiert; das Bild, das 
sich indische Korrespondenten von ihm machten, wurde insofern keineswegs 
mit kommunalistischer oder identitärer Abschottung, sondern deren Über- 
windung verbunden. Gleichzeitig bot die Debatte um die italienische Invasion 
in Abessinien eine Folie, um die Kolonialmacht Großbritannien bzw. ihre 
„Doppelmoral“ (gegen den Imperialismus der anderen) anzugreifen. Positive 
Reaktionen auf Faschismus und NS lassen sich also nicht auf die „der Feind 
meines Feindes ist mein Freund“-Logik strategisch-politischen Handelns - für 
die im Kontext der antikolonialen Bewegung Indiens meist Subhash Chandra 
Bose herangezogen wird (vgl. Kuhlmann 2003) - reduzieren, sondern waren in 
einer komplexen Gemengelage von Antikolonialismus, der Suche nach Ent- 
wicklungsoptionen für das unabhängige Indien, Konflikten innerhalb der Un- 
abhängigkeitsbewegung wie natürlich auch eigenen autoritären, antiliberalen 
Tendenzen situiert. 

Was bedeutet ein solches Forschungsergebnis im Kontext der postcolonial 
studies? Die in postkolonialen Debatten oft zu findende Konzentration auf 
die Widersprüche des Liberalismus, seine herrschaftlichen Aspekte gegenüber 
den Kolonisierten, ‚weißen‘ und ‚nicht-weißen‘ Frauen, sowie europäischen 
Unterschichten reicht offensichtlich nicht aus. Einerseits gehören - wenn man 
nicht der These der „asiatischen Tat“ zustimmt - Faschismus und NS, trotz Ir- 
rationalität, Anti-Positivismus und teilweise antimodernistischer Rhetorik ge- 
nauso zur westlichen Moderne wie Humanismus oder Aufklärung. Wie Aijaz 
Ahmad betont, war „die Geschichte Europas .... nicht ein gerader Marsch von 
Freiheit und Demokratie, Rationalität und Liberalität.“ Zu ihrer „enormen 
Maschinerie an Massenirrationalität und extremer systemischer Gewalt“ gehö- 
ren Kolonialismus und Imperialismus genauso wie Faschismus und NS (Ah- 
mad 1993: 32). In diesem Spannungsfeld müssen sich auch kritische Ausei- 
nandersetzungen mit der (Kolonial-)Geschichte bzw. intellektuelle Dekolonisa- 
tionsprojekte verorten, wie z.B. die unterschiedlichen Positionen von Dipesh 
Chakrabarty und Sumit Sarkar zur Rationalitätskritik der postcolonial studies 
zeigen. Andererseits muss festgehalten werden, dass, auch wenn antikoloniale 
Bewegungen global betrachtet zu einem enormen Demokratisierungsschub ge- 
führt haben, sie keineswegs frei waren von autoritären und exklusiven Tenden- 
zen, wie eine Vielzahl von feministischen Studien oder auch die subaltern stu- 
dies gezeigt haben. Faschismus und NS können zwar in eine Linie mit Kolo- 
nialismus und Imperialismus gestellt bzw. als Reaktion auf antikoloniale 
Kämpfe interpretiert werden; genauso finden sich jedoch Verstrickungen anti- 
kolonialer Bewegungen mit der globalen Geschichte von Faschismus und NS. 
Das Bild, das sich aus einem nicht-europäischen Blick auf Faschismus und NS 
ergibt, ist also ein kompliziertes und ambivalentes, aus dem sich keine einfa- 
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chen politischen Schlüsse ziehen lassen. Klar ist, dass der Versuch, die Motiva- 
tionen und Wahrnehmungen antikolonialer Akteure, die partielle Faszination 
für Faschismus ernst zu nehmen und aus ihrem historischen Kontext, aus dem 
Überlagern verschiedener Konfliktlinien und Machtkonstellationen zu erklä- 
ren, kein Einverständnis bedeutet. Noch weniger bedeutet es, die historischen 
Verbrechen des NS oder Faschismus in irgendeiner Form zu relativieren. Ohne 
die konsequente Einbeziehung außereuropäischer Blickwinkel lassen sich je- 
doch die komplizierten politischen Folgen historischer Phänomene von globa- 
ler Wirkung, wie es Faschismus und NS zweifellos waren, nicht verstehen. 
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Petra Neuhold, Paul Scheibelhofer 


Provincialising Multiculturalism 
Postkoloniale Perspektiven auf 
Multikulturalismus, Diversität und Emanzipation 


Die Idee der Nation als kulturell homogene Gemeinschaft ist in Europa aus 
der Mode gekommen. In praktisch allen politischen Fraktionen wird die Reali- 
tät der Migration heute anerkannt! und nach neuen Lösungen für diese ver- 
meintlich „neue“ Situation gesucht. Während sich diese Lösungsversuche je 
nach ideologischer Ausrichtung der Sprecher_innen unterscheiden, finden sich 
hier auffällige - und, wie wir meinen, bedenkliche - Überlappungen. So wird 
allerorts „der Multikulturalismus“ kritisiert, weil er zur Bildung von archai- 
schen Enklaven bzw. „Parallelkulturen“ geführt haben soll und, weil ihm, wie 
von progressiveren Sprecher_innen hinzugefügt, Kulturaliimus und Rassismus 
gleichsam eingelagert sind. Andererseits wird, unter gebetsmühlenartig wieder- 
holtem Verweis auf das „kanadische Modell“, die Notwendigkeit der „Gestal- 
tung“ von Migration betont. In diesem Zusammenhang erscheinen Zugänge 
des Diversitätsmanagements als zeitgemäße Strategien im Umgang mit kultu- 
reller Vielfalt und gewinnen auch im deutschsprachigen Raum an Bedeutung - 
sei es auf Ebene von Bundespolitik, Stadtverwaltung oder des betrieblichen 
Personalmanagements. Die Tatsache, dass sich selbst kritische Wissenschaf- 
ter_innen zunehmend positiv auf solche Zugänge beziehen, erscheint uns aus 
anti-rassistischer Perspektive problematisch.’ 

Im Folgenden wollen wir aus postkolonialer Perspektive eine grundsätzliche 
antirassistische Kritik an dominanten Formen der Regulierung von Migration 
und Diversität formulieren, um schließlich auf Widerstandspotentiale im 
Kampf dagegen - um mit Foucault (1992) zu sprechen - dermaßen multikul- 
turell regiert zu werden zu verweisen. Zu dieser Perspektive gelangen wir über 


1 Womit wir freilich nicht konstatieren wollen, dass sich europäische Staaten durchwegs als 
„Einwanderungsländer“ verstehen und noch viel weniger, dass sich breite Fronten gegen den 
rassistischen Normalzustand formieren. 

2 So propagierte etwa Mark Terkessidis zuletzt in Vorträgen und Kommentaren das Diversity- 
Konzept als antirassistische Strategie, vgl. http://www.diversity-boell.de/web/integration/ 
47_769.asp 
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die Analyse der Zusammenhänge zwischen Rationalitäten des europäischen 
Kolonialismus und des aktuellen Umgangs mit Migration und Differenz in 
Wissenschaft und Politik. 


1. Sozialwissenschaft in der Moderne: 
Kolonialismus und seine Kontinuität 


Die eingangs erwähnte Anerkennung der Präsenz von Migrant_innen in west- 
lichen Staaten stellt Intellektuelle wie politische Eliten vor die Frage, wie Ge- 
sellschaften, die nunmehr als multikulturell wahrgenommen werden, national- 
staatlich regiert werden können. Die sozialwissenschaftliche Migrations- und 
Integrationsforschung erlebt ım Zuge dessen einen Bedeutungsaufschwung 
und verspricht Antworten. Wie im Rahmen dieses Aufsatzes gezeigt werden 
soll, schöpfen die dominanten gesellschaftspolitischen Fragestellungen, Theo- 
rien und Lösungsvorschläge dabei aus Wissensarchiven, deren gewaltförmige 
Entstehungszusammenhänge in kolonialen Regierungstechniken und Themati- 
sierung des „Anderen“ liegen.” Um Kontinuitäten solch kolonialen Herr- 
schaftswissens nachzuspüren, soll im Folgenden ein kurzer Blick zurück auf 
die Anfänge der Entwicklung der Sozialwissenschaften geworfen werden. Dabei 
zeigt sich, dass diese untrennbar mit der Moderne und dem Kolonialismus 
verknüpft sind. 

Mit den Erfolgen der Naturwissenschaften im 17. Jh. setzte sich ein Wissen- 
schaftsverständnis durch, dessen Basis das Messen, Sammeln und Ordnen von 
empirischen Daten darstellt. Um Anerkennung bemüht, übernahmen die So- 
zialwissenschaften dieses Selbstverständnis und propagierten den Glauben, u- 
niverselle Standards und Klassifikationssysteme auch auf Menschen und (nati- 
onale) Gesellschaften übertragen zu können (vgl. Habermann 2008: 201). Die- 
se Ordnungsvision war stets eng mit einem teleologischen Geschichtsver- 
ständnis verzahnt, das Geschichte als lineare Abfolge fortschreitender Stadien 
gesellschaftlicher Entwicklung begreift. Westliche Diskurse analysierend, durch 
die kolonialen Projekte legitimiert und rationalisiert wurden, entwickelte Anne 
McClintock (1995: 40) das Konzept des „anachronistic space“, um auf Über- 
schneidungen von Raum-Zeitvorstellungen hinzuweisen. So wurde imperialisti- 
sche, koloniale Eroberung und die damit einhergehende gewaltförmige Durch- 
setzung rassifizierter Ausbeutungsverhältnisse nicht nur als „Entdeckung“ von 
vorher unbekannten Raum vorgestellt, sondern auch als Zeitreise in die 
menschheitsgeschichtliche (und damit auch eigene Vergangenheit), wo Wild- 


3 Eine Anmerkung vorweg: Analysieren wir im Weiteren die Genese und Aktualität dominan- 
ter Fremdkonstruktionen, tun wir das im Übrigen nicht, um lediglich verzerrte Repräsentati- 
onen anzuprangern, sondern aufgrund der Überzeugung, dass diese Konstruktionen - in ih- 
rem historischen wie aktuellen Artikulationen - als eng verzahnt mit der Durchsetzung und 
Reproduktion von Ausbeutungsverhältnissen erkannt werden müssen. 
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heit, Kulturlosigkeit und Aberglaube regieren würden. In Abgrenzung gegen- 
über einem fetischisierten kolonialen „Anderen“, konnte sich ein industriali- 
siertes, vermeintlich rationales Europa nicht nur als Höhepunkt der menschli- 
chen Zivilisation imaginieren, sondern auch als geographisches Zentrum der 
Welt (vgl. Bhambra 2007). 

Globale Migrationsbewegungen haben sich heute umgekehrt und weisen in Rich- 
tung der „Metropolen“, wo sich westliche Nationalstaaten nunmehr die Frage 
der politischen Regierbarkeit und der Verwaltung (dem Management) der Mig- 
rant_innen stellen (Balibar 1992, Steyerl 2003). Das Aufkommen der „multi- 
kulturellen Frage“ in den 1970er Jahren, kann demnach nicht losgelöst von 
den postkolonialen globalen Machtverhältnissen verstanden werden (vgl. Hall 
2004). Im Folgenden wollen wir darum einen genaueren Blick auf die domi- 
nanten Argumentationslinien der liberalen Multikulturalismusdebatten werfen. 


2. Zur postkolonialen Kritik liberaler Multikulturalismustheorien 


Die Auseinandersetzungen innerhalb der liberalen Theorie der letzten Jahr- 
zehnte machen deutlich, dass die Dekolonialisierungprozesse, die politischen 
Forderungen von Minderheiten im globalen Norden und ökonomische Krisen 
das Modell der liberalen Demokratie wesentlich in Frage gestellt haben. Die 
sich global verändernden Lebensrealitäten erforderten eine Adaption der libe- 
ralen Theorie, um neue Regierungs- und Regulationsweisen entwickeln zu 
können. In den 80er Jahren leisteten die beiden Kanadier Charles Taylor und 
Will Kymlicka in Bezug auf die Entwicklung multikultureller Strategien einen 
avantgardistischen Vorstoß. Sie sind die Pioniere einer philosophietheoreti- 
schen Begründung kultureller Anerkennung in Form von Gruppenrechten bei 
gleichzeitiger Beibehaltung liberaler Grundrechte. Den Ausgangspunkt ihrer 
Multikulturalismustheorien bilden dabei nicht die Lebenswelten der Mig- 
rant_innen oder dezidiert anti-rassistische Bewegründe, sondern die Frage nach 
der Aufrechterhaltung des liberaldemokratischen Nationalstaates. 

Ihre Überlegungen und Konzepte beruhen auf der Auffassung, globale Migra- 
tionsbewegungen führen zu einer zunehmenden kulturellen Pluralisierung und 
damit einhergehenden „Kulturkonflikten“ innerhalb „westlicher“ Demokratien, 
die neue politische Lösungsstrategien erfordern. Kulturen werden von beiden 
Theoretikern als primordiale, homogene Gebilde gesehen, die eine essentielle 
Bedingung für die persönliche Entwicklung und die Entfaltungsmöglichkeiten 
individueller Identität bilden. Daraus leiten sie dann die Schutzwürdigkeit kul- 
tureller Minderheiten und die Notwendigkeit einer Adaption bzw. Reinterpre- 
tation des klassischen, atomistischen Liberalismus ab (vgl. Taylor 1993, 1995, 
Kymlicka 1989, 1995). Neben diesen zentralen Überschneidungen der Theo- 
rieansätze, bestehen jedoch auch wichtige Differenzen in ihrem Denken. 
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Taylor interpretiert den Liberalismus als eine „kämpferische Weltdeutung“ die 
mit „anderen“ kulturellen Werten - wie etwa den „Hauptströmungen des Is- 
lam“ - unvereinbar ist. Forderungen nach einer generellen rechtlichen Aner- 
kennung aller Kulturen, weist er deshalb vehement zurück (vgl. Taylor 1993: 
57). Die Ermittlung des „wahren“ Wertes einer „anderen“ Kultur - etwa durch 
vergleichende Kulturstudien - bildet seiner Meinung nach die Voraussetzung, 
um über das Zugestehen kultureller Rechte entscheiden zu können. Im besten 
Fall könne diese Beschäftigung in einer Relativierung der „eigenen“ Wertmaß- 
stäbe und Verschmelzung der Kulturen münden. In diesem Sinne argumentiert 
Taylor auch gegen die voreilige Einführung multikultureller Studienpläne an 
US-amerikanischen Universitäten, die eine maßgebliche Änderung des klassi- 
schen „weißen“ Lehrkanons vorsah. Gleichzeitig engagiert er sich im Fall 
Quebecs bedingungslos für eine substantielle Anerkennung frankokanadischer 
Minderheitenrechte (vgl. Taylor 1993: 68). Das eigentliche Ziel von Taylors’ 
Politik der Anerkennung kann dann auch darin erkannt werden, ein theore- 
tisch fundiertes Argument für die Begründung einer rechtlichen Sonderstel- 
lung Quebecs zu entwickeln. Die sich aus seiner Theorie notwendigerweise ab- 
leitenden rechtlichen Zugeständnisse an andere Minderheiten, verhindert er 
hingegen mit einer essentialistischen Unterscheidung zwischen jenen Kulturen, 
die „zivilisiert“ sind und solchen, die „multikulturell“ sind und darum erst nach 
eingehender Überprüfung für die Zuerkennung von Sonderrechten in Frage 
kämen. Taylor nimmt teilweise explizit den partikularen Standpunkt der „anglo- 
europäischen“ Kultur ein, wobei er gleichzeitig die damit verbundene macht- 
volle Position, über die (Nicht-)Anerkennung der „Anderen“ zu entscheiden, 
verschleiert. Seine philosophietheoretische, hegelianische Beteuerung der wech- 
selseitigen Anerkennung reduziert sich damit auf einen eurozentrischen Dialog 
zwischen Ungleichen. Nicht zuletzt durch die Ausblendung dieses Machtver- 
hältnisses gerät Taylors Politik der Anerkennung zu einer durch. christlich- 
bürgerlichen Humanismus gespeisten Politik, die politische Forderungen nach 
Gerechtigkeit und Anti-Rassismus substituiert (vgl. Bannerji 2000, Day 2002). 

Anders als Taylor, der sich in seinem Schreiben für einen kulturalistischen 
Kommunitarismus einsetzt, widmet sich Kymlicka der Ausarbeitung einer dif- 
ferenzierten politischen Theorie des liberalen Multikulturalismus. Ausgehend 
von der Annahme, dass Staaten kulturell nicht neutral sein können, strebt er 
die Vereinbarung individueller mit kollektiven Rechten an. Am Beispiel Kana- 
das versucht er die daraus sich ergebenden Konfliktstellungen erstens durch 
die Differenzierung von legitimen und illegitimen Gruppenrechten zu lösen. 
Hierfür kontrastiert er zwei Arten von kollektiven Rechten: den „externen 
Schutz“ und die „interne Restriktion“. Unter dem „externen Schutz“ versteht 
Kymlicka den zu verteidigenden Schutz einer Ungleichbehandlung kultureller 
Minderheiten gegenüber der Mehrheitskultur. Die „interne Restriktion“ be- 
zieht sich auf die Kontrolle, die eine Minderheitenkultur auf ihre Mitglieder 
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ausübt, um etwa über bestimmte Traditionen zu wachen. Gruppenrechte, die 
solch interne Restriktionen beförderten, lehnt er ab, da diese mit dem Prinzip 
der liberalen Autonomie unvereinbar seien (vgl. Kymlicka 1995: 35). 

Als zweite Lösungsstrategie für multikulturelle Fragen der liberalen Theorie 
nimmt er eine Kategorisierung in verschiedene Minderheitengruppen vor, de- 
nen er ungleiche Rechtsansprüche zuweist. Die rechtlich größeren Zugeständ- 
nisse, die er der frankokanadischen Minderheit zuspricht, legitimiert er mit 
dem höheren Grad ihrer Selbstverwaltung und Institutionalisierung, freilich 
ohne deren Entstehung in einen historischen und machtpolitischen Zusam- 
menhang zu stellen (vgl. Kymlicka 1995 26ff.).* 

Kymlicka blendet dabei die mit der kolonialen Vergangenheit verflochtenen 
Herrschaftszusammenhänge aus, die dazu führten, dass die kanadische Regie- 
rung bis Ende der 1960er Jahre eine offen rassistische Politik verfolgte und 
damit auf eine lange Vorgeschichte aufbaute. So beruhte die Gründung Kana- 
das auf der Kolonialisierung und Rassifizierung der indigenen Bevölkerung, die 
mit deren Ermordung, Enteignung, Vertreibung und Ausbeutung einherging. 
Bis heute dominiert jedoch der Mythos der britischen und französischen 
Gründungsnationen, um den Rechtsanspruch auf das Land Kanada rechtferti- 
gen zu können (vgl. Day 2002: 129). Sowohl Kymlicka wie Taylor stützen ihr 
Theoriegebäude auf diesen nationalen Mythos, der ihnen die Machtposition 
verleiht, über die Zuerkennung von Rechten zu entscheiden. 
Migrant_innengruppen werden in ihren Theorien zu „anachronistic spaces“ 
innerhalb Kanadas. Aufgrund ihres „Zuspätkommens“ und ihrer vermeintlich 
rückständigen Kultur, als deren unweigerliche Träger_innen sie erscheinen, 
tragen sie nichts mehr zur Entwicklung Kanadas bei, so die implizite Erzäh- 
lung. Vielmehr müssen Migrant_innengruppen demnach liberalisiert werden, 
um sie in die bestehenden Verhältnisse einpassen zu können. Hier verbinden 
sich verfestigte koloniale Bilder mit einer bekannten missionarischen Rechtfer- 
tigungsstrategie des Liberalismus. 

Sowohl Taylors Politik der Anerkennung (1993) als auch Kymlickas Multicul- 
tural Citizenship (1995) finden bis heute breite internationale Anerkennung. 
Ihre Arbeiten waren Auslöser einer regen Kontroverse innerhalb der liberalen 
Theorie. Einer der Hauptkritikpunkte richtete sich dabei gegen das essentialis- 
tische Kulturverständnis, auf dessen Basis Taylor und Kymlicka über Zuerken- 
nung von Gruppenrechten nachdenken (z.B. Benhabib 2002). Die elaborier- 
testen Versuche der kritischen Weiterentwicklung liberaler Multikultu- 
ralismustheorie werden heute von feministischen Theoretikerinnen wie Anne 
Phillips vorgelegt. 


4 _Immigrant_innengruppen in Kanada war es vor und während des I. Weltkrieges größtenteils 
verboten Schulen oder Zeitungen zu gründen. Institutionelle Strukturen zu entwickeln, war 
demzufolge für bestimmte Migrant_innen gar nicht möglich (vgl. Rao 1999: 6). 
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Die liberale Multikulturalismustheorie von Phillips steht dabei für eine diffe- 
renzierte Verknüpfung antı-essentialistischer, feministischer Positionen mit 
postkolonialen Elementen und einem Fokus auf individuelle Rechtsansprüche. 
Sie unternimmt den Versuch die verhärteten Fronten zwischen Multikultura- 
list_innen und liberalen Feministinnen aufzuweichen,’ in dem sie für einen 
„Multikulturalismus ohne Kulturen“ plädiert und gegen die Verankerung kul- 
tureller Gruppenrechte eintritt. Den wesentlichen Kern ihres Lösungsansatzes, 
um einer essentialistischen Kulturalisierung vorzubeugen, bildet der Vorschlag, 
die Handlungsfähigkeit der Individuen in Verbindung mit einer Analyse der 
spezifischen kulturellen Aushandlungsfelder und -strategien in den Blick zu 
nehmen (Phillips: 2007, 2008). Eine solche differenzierte Darstellung kann et- 
wa als politische Argumentation im Rahmen von Kopftuch-Debatten relevant 
sein. Letztlich beruht ihr Vorschlag jedoch auf dem Sammeln von möglichst 
vielen Informationen über die Herstellungs- und Aushandlungsprozesse „des 
Anderen“, um auf Grundlage des sich daraus ergebenden komplexen Bildes 
konkrete Lösungen im Umgang mit umstrittenen Praktiken innerhalb westli- 
cher Demokratien zu finden. Obwohl sie also etwa die restriktiven westlichen 
Einwanderungsgesetzgebungen mitunter als mitverantwortlich für patriarchale 
Abhängigkeitsverhältnisse von Migrantinnen identifiziert und problematisiert, 
übt sie keine fundamentale Kritik an Migrationsregulierungen. Ähnlich wie 
Kymlicka und Taylor presst sie die „multikulturelle Frage“ in einen national- 
staatlichen Rahmen und theoretisiert diese als von ökonomischen Entwick- 
lungen losgelöstes „Problem“ des globalen Nordens. So stimmt sie nicht nur 
in den Kanon der Fortschrittserzählung ein, in der die liberaldemokratische 
Gesellschaft mit ihren Grenzregimen als Endpunkt der Geschichte naturalisiert 
wird, sondern verschleiert auch das Ausbeutungs- und Bedingungsverhältnis 
zwischen dem globalen Norden und dem Süden. Es ist daher kein Zufall, dass 
sich ihre postkolonialen Theoriebezüge fast ausschließlich auf die Kritik der 
selektiven westlichen Repräsentationssysteme beschränken. Eine grundsätzli- 
chere postkoloniale Kritik würde dann wohl auch Phillips’ liberales Theorie- 
gebäude zum Einsturz bringen. 

So wie Taylor und Kymlicka kann auch Phillips die konkreten sozio- 
historischen, ökonomischen und politischen Entstehungsbedingungen des lı- 
beralen Multikulturalismus nicht in den Blick nehmen. Um auf das Beispiel 
Kanadas zurück zu kommen: Die Institutionalisierung des kanadischen Multi- 


5 Als prominenteste feministische Kritikerin kann wohl Susan Moller Okin gelten, die in ih- 
rem vielzitierten Aufsatz Is Multiculturalisim Bad for Women (1999) argumentierte, dass der 
Multikulturalismus durch die Verleihung von Rechten an patriarchale Migrant_innengrup- 
pen als frauenfeindlich angesehen werden muss. 

6 Eine derartig selektive und unradikale Lesart postkolonialer feministischer Kritik ist für die 
Überlegungen liberaler „multikultureller Feministinnen“ durchaus üblich, vgl. etwa Shachar 
2007. 
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kulturalismus erfolgte keineswegs aufgrund anti-rassistischer Neigungen der 
Regierung, sondern als Antwort auf soziale Kämpfe und ökonomische Krisen- 
erscheinungen. Die frankokanadische Autonomiebewegung, die Aufstände der 
indigenen Bevölkerung, anti-rassistische und soziopolitische Forderungen von 
Migrant_innen sowie die wirtschaftliche Krise der 70er Jahre, drohten Kanada 
zu spalten (vgl. Abu-Laban, Gabriel 2002: 105). Mit der Etablierung des Mul- 
tikulturalismus wurde die Vorstellung, dass kulturelle Differenzen das Problem 
gesellschaftlicher Spannungen sind, staatlich institutionalisiert. So wurde der 
Blick auf strukturellen Rassismus und die Zunahme sozialer Ungleichheiten 
infolge neoliberaler Restrukturierungsmaßnahmen verstellt und der nationale 
Zusammenhalt Kanadas gewährleistet. Wie Taylor und Kymlicka vermag daher 
auch Phillips diese spezifische ideologische und politische Rolle, die der Mul- 
tikulturalismus als Instrument der Befriedung von anti-rassistischen und sozia- 
len Widerständen, spielen kann, nicht zu erfassen. Auch Phillips versucht 
schlussendlich mit ihrer Theorie einen „Multikulturalismus von oben“ zu 
konzipieren, der nicht über die liberale Konzeption von Recht und Gesell- 
schaft und die damit verbundenen kolonialen Wurzeln hinausreicht. Das Un- 
sichtbarmachen des (neo)kolonialen Engagements Europas bildet dabei eine 
wesentliche Voraussetzung, um die Machtposition und Verantwortlichkeit des 
„Westens“ zu negieren und einen „Multikulturaliimus ohne Kulturen“ als 
Ausdruck der humanistischen Identität Europas zu (re)inszenieren. 


3. Von Multikulturalismus zu Diversitätsmanagement 
und Integrationsimperativ 


Während Multikulturalismus in Deutschland nie eine staatstragende Politik 
darstellte, wurden auch hier seit den 1980er Jahren Multikulturalismusdebat- 
ten geführt, die zuletzt zunehmend kritischen Charakter annahmen. Dabei 
herrschte die Meinung vor, dass „der Multikulturalismus“ weitgehend in „die 
Krise“ geraten sei. Zugänge des Diversitätsmanagements, die in diesem Zusam- 
menhang als zeitgemäße Reformulierungen multikultureller Politiken erscheinen, 
gewinnen dabei an Bedeutung. Wie wir im Folgenden zeigen möchten, bietet 
eine postkoloniale Lesart einen Ausgangspunkt für die Kritik an dominanten 
kulturalistischen Fremdkonstruktionen und Regierungsweisen, wie sie nicht 
nur in dezidiert als „Multikulturalismus“ titulierten Programmen, sondern 
auch den neuen Strategien des Managements von Diversität eingelagert sind. 

Während diese Kritik wichtig ist, erscheint es uns relevant zu betonen, dass 
der Fehler des „methodologischen Nationalismus“ nicht dahingehend wieder- 
holt werden darf, die „repressive Toleranz des Multikulturalismus“ (Zizek 
2001: 69) als losgelöst von der repressiven Selektion an den Nationalstaats- 
und EU-Außengrenzen zu betrachten. So führt die Zuweisung (bzw. Vorent- 
haltung) unterschiedlicher Aufenthalts- und Beschäftigungstitel zu einem diffe- 
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renzierten System der Entrechtung und der politischen Prekarisierung der 
Migrant_innen. Koloniales und rassistisches Wissen ist nicht nur in den ungleich 
verteilten Zugangsmöglichkeiten zu Rechtstiteln für Menschen aus unterschiedli- 
chen Teilen der Welt eingelassen, sondern auch in den Methoden der zuneh- 
mend automatisierten Personenidentifikation an den Grenzen (vgl. Knaut 2009: 
22). Die hochtechnisierte biometrische Vermessung von Menschen setzt dabei 
die lange Geschichte der wissenschaftlich sanktionierten, biopolitischen Identifi- 
kation und Klassifikation rassialisierter Körper fort (vgl. Steyerl 2003). 

Auch wenn es trotz Ausweitung von Kontrolltechniken und Militarisierung” 
der Grenzen nicht gelingt Migrationsbewegungen restlos zu steuern oder zu 
unterbinden,® bilden diese Praktiken der differenzierten Entrechtung der 
Migrant_innen die materielle und ideologische Basis für - wiederum differen- 
zierte und differenzierende - Diversitätspolitiken, wie sie im Folgenden mit 
Blick auf die Bundesrepublik näher behandelt werden sollen. 

An die Stelle der platten Rede über „die Ausländer“ tritt dabei ein abwägender 
Diskurs über bedürftige und bedrohliche, tüchtige und betrügerische, erfolgrei- 
che und unterstützenswerte Migrant_innen. Während weiterhin alle Migrant_in- 
nen, die in den Fokus dieses Diversitätsdiskurses geraten? als Träger_innen von 
Differenz erscheinen,’ fächert sich die Bewertung dieser Differenz auf. 

Vertreter innen unterschiedlichster Gruppierungen und Interessen müssen 
heute öffentlich - und mit durchaus selbstkritischem Gestus - „eingestehen“ 
Migrationsrealitäten zu lange missachtet zu haben und setzen sich nun für ei- 
ne umso „entschlossenere Gestaltung“ derselben ein (vgl. Amir-Moazami 
2009). Auffallend dabei ist eine spezifische - und durchaus widersprüchliche - 
Bezugnahme auf multikulturelle Politiken, wie sie von den Sprecher_innen et- 
wa in Kanada eingeschätzt werden. Das „Modell Kanada“ wird dabei einerseits 
als Vorbild für „vernünftiges“ Migrationsmanagement benannt, das es dem 
Staat ermöglichte hochqualifizierte und für die Volkswirtschaft gewinnbrin- 
gende Migrant_innen anzuziehen.'! Kritisch wird hingegen auf das vermeintli- 
che Scheitern multikulturalistischer Ideale und Politiken hingewiesen, da diese 
nicht zum gewünschten friedlichen Zusammenleben der Kulturen geführt hät- 
ten, sondern viel eher zu gesellschaftlicher Desintegration und kulturellen 


7 Etwa mit dem Ausbau der Tätigkeiten und Befugnisse der EU-Grenzschutzagentur 
FRONTEX (vgl. Informationsstelle Militarisierung 2009). 

8 Eine Tatsache, die das populäre Bild der „Festung Europas“ verschleiert (vgl. Bojadzijev/ Ka- 
rakayali 2007: 204). 

9 Und freilich geraten nicht alle Menschen, die nichtdeutsche Eltern haben, keinen EU-Pass 
besitzen, oder deren Muttersprache nicht Deutsch ist, in den Fokus dieses Diskurses. 

10 Ist es ja, laut Ideologie des Diversitätsdiskurses, erst die Präsenz der Migrant_innen, die „Di- 
versität“ ın die Gesellschaft bringt. 

11 Ha (2003) verweist nicht nur auf die kolonialen Bezüge, die sich im aktuellen Reden über 
den „Kampf um die besten Köpfe“ manifestiert, sondern auch auf die ökonomische Nutzen- 
logik dieses „positiven“ Bezugs auf Migration. 
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Spannungen (vgl. etwa Joppke 2004). Diese Form der Multikulturalismuskritik 
muss als verkürzt und problematisch angesehen werden, unterschlägt sie doch 
den Herrschaftscharakter staatlicher Multikulturalismen. Im deutschsprachigen 
Raum hat die populäre Multikulturalismuskritik jedenfalls ihre Wirkung ge- 
zeigt und so wird jenseits des Multikulturalismus nach Konzepten des Diversi- 
tymanagement gesucht, die die Präsenz von Migrant_innen zwar anerkennen, 
dabei aber nationale Kohäsion sicherstellen sollen. Diese Suche führte zu ei- 
nem Diskurs, der zwischen Anerkennung von Differenz und disziplinierendem 
„Integrationsimperativ“ (BojadZijev 2008: 228) oszilliert. 

So können ökonomisch oder anderswie erfolgreiche Migrant_innen als wichti- 
ge Bereicherung der sich liberal gebenden Stadt propagiert werden, während 
breite Bevölkerungsschichten „mit Migrationshintergrund“ aufgrund attestier- 
ter kulturell-religiöser Andersartigkeit und mangelnder Integration unter den 
Verdacht geraten, eine Gefahr für nationalen Wohlstand und Frieden darzu- 
stellen (vgl. Lanz 2007). 

Der Chiffre „Integration“ kommt in diesem Kontext ein zentraler Stellenwert 
zu. Sie dient nicht nur zur Legitimierung unterschiedlichster Maßnahmen, die 
Migrant_innen „fordern und fördern“ sollen, sondern stellt auch eine wissen- 
schaftliche Heuristik der Evaluierung dar. Unterschiedlichen Migrant_innen- 
gruppen wird dabei, mithilfe sozialwissenschaftlichem Analyseinstrumentari- 
ums, Integrationsfähigkeit und -willigkeit zu- oder abgesprochen. Während 
sozioökonomische Indikatoren dabei meist nur am Rande angesprochen wer- 
den,’ liegt der Hauptfokus dominanter Integrationsforschung und -politiken 
heute auf Fragen kultureller Differenz. Diese Praxis des Evaluierens von 
Migrant_innen greift dabei auf die eingangs beschriebene Tradition wissen- 
schaftlicher Messung, Beschreibung und Kartographisierung „Fremder Kultu- 
ren und Völker“ und den darin eingeschriebenen bzw. legitimierten Prozessen 
manifester und epistemischer Gewalt (Spivak 2008 [1988]) zurück. Weit davon 
entfernt, „unschuldige“ Darstellungen der Welt zu sein, bringen diese Beschrei- 
bungen erst die „Objekte“ von denen sie sprechen, sowie die Position des be- 
schreibenden Subjekts hervor und setzen sie in ein Machtverhältnis. Auf die 
Komplexität dieses Prozesses verweist etwa Sara Ahmed, wenn sie in ihrem Buch 
Strange Encounters die scheinbar simple Frage stellt: „How do you recognise a 
stranger?“ (2000: 21). Denn es ist der Prozess des „Erkennens“ der Fremden und 
das, in diesem Prozess eingelagerte Wissen um Fremdheit und Eigenheit, das be- 
stimmte Personen(-gruppen) als „fremd“ konstituiert und als solche fetischisiert. 
Die Tatsache, dass sich in diesem Verhältnis auch spezifische „eigene“ („nicht- 
fremde“) Sprecher_innenpositionen konstituieren, zeigt sich in aktuellen Dis- 


12 Ein Umstand, der freilich noch keine materialistische Analyse darstellt. So werden prekäre 
soziale Verhältnisse meist als Faktor der Verschärfung kultureller Spannungen ausgewiesen 
und fügen sich damit in kulturalistische Argumentationslogiken ein. 
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kursen über die (Grenzen der) „Tolerierbarkeit“ kultureller Differenzen (vgl. 
Brown 2006). Im objektivierten und objektivierenden Sprechen über kultu- 
relle Eigenheiten und Integrationsdefizite der Migrant_innen positionieren 
sich evaluierende Sprecher_innen als unbeeinträchtigt von etwaigen „kulturel- 
len Einflüssen“, die ihren Blick „verzerren“ könnten. 

Während die Diskursstrategie von dominanten liberalen Sprecher_innen, sich 
und ihre Ideologie als gleichsam „emanzipiert von Kultur“ zu positionieren, 
kritisch hinterfragt werden muss, müssen etwaige antirassistische Gegenstrate- 
gien ebenfalls als überaus problematisch angesehen werden, wenn auch diese 
einen Gestus der Kulturlosigkeit übernehmen, um ihre progressiven Anliegen 
zu legitimieren. 

Aktuelle Integrationsdiskurse sind dabei vor allem eines: Gefahrendiskurse. 
Evaluationen fremder Kulturen finden vor dem Hintergrund der Annahme 
statt, dass von ihnen potentiell Gefahr für die Bevölkerung, aber auch für die 
Mitglieder der Migrant_innencommunities, ausgehe. In diesem Zusammen- 
hang ist „die türkisch-muslimische Kultur“ in Deutschland zuletzt ins Kreuz- 
feuer der Aufmerksamkeit geraten. Aufbauend auf neokolonialen Bildern rück- 
ständiger Kulturen und Traditionen, werden dann disziplinierende und päda- 
gogisierende Integrationsprogramme entwickelt (Ha/Schmitz 2006). Diese 
greifen nicht zuletzt emanzipative Praktiken der Migrant_innen auf, kooptie- 
ren diese und nutzen sie, um migrantische Forderungen abzuwehren (vgl. Bo- 
jad2ijev 2008). So organisierten Migrant_innen in Deutschland seit Jahrzehn- 
ten eigenständig und von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt Deutsch- 
kurse. Diese Situation hat sich verändert, „Deutschkenntnisse“ werden mitt- 
lerweile als Voraussetzung für „Integration“ und für Ansprüche auf Rechte ge- 
handelt (vgl. zur Nieden 2009). Ähnliches passiert auch in Bezug auf feminis- 
tische Kämpfe der Migrantinnen. Globale Diskurse aufgreifend (vgl. Razack 
2004), wurde in Deutschland etwa das Bild des „türkisch-muslimischen Man- 
nes“ als gesteuert von archaischen patriarchalen Normen etabliert (vgl. Schei- 
belhofer 2008), das dann zur Legitimation rassistischer Maßnahmen dient, wie 
im Falle des Baden-Württembergischen Einbürgerungsverfahrens, in dem mus- 
limische Migranten gezielt auf ihre Toleranz gegenüber Homosexualität," 
Frauengleichstellung, etc. abgetestet werden (vgl. Erdem 2009). 


4. Kritik und Praktiken des „Multikulturalismus von Unten” 


In Anlehnung an Dipesh Chakrabartys (2002) Losung „Provincializing Euro- 
pe“, propagieren Julia Reuter und Paula-Irene Villa in ihrem kürzlich erschie- 
nen Sammelband Postkoloniale Soziologie die Strategie der „Provinzialisie- 


13 Zur problematischen Rolle, die Diskurse um „homophobe fremde Kulturen“ und manche 
deutsche Homosexuelleninitiativen in der Konstruktion der Bilder patriarchaler türkisch- 
muslimischer Männlichkeit spielen, vgl. Petzen 2004. 


Provincialising Multiculturalism 95 


rung“ als „ein Programm, das in die soziologische Geschichte der Moderne, 
aber auch in die moderne Geschichte der Soziologie die Ambivalenzen, die 
Widersprüche, die Gewaltanwendung, Tragödien und Ironien einzuschreiben 
vermag, die sie begleiten - und die eben nicht als Anachronismen, Rückfälle 
oder Marginalia verschleiert, sondern als konstitutiver Bestandteil europäischer 
Moderne verstanden werden.“ (Reuter/Villa 2010: 12) 

In diesem Sinne treten wir für eine Provinzialisierung des Multikulturalismus 
ein, der aktuelle Migrations- und Integrationstheorien und -diskurse in ihren 
gewaltvollen historischen und globalen Verstrickungen erkennt. Die vorange- 
gangenen Ausführungen haben gezeigt, dass diese Theorien und Diskurse auf 
kolonialen Konstruktionen von Tradition, Ethnizität, Kultur und vermeintli- 
cher Kulturkonflikten beruhen, die Migrant_innen biopolitisch regierbar ma- 
chen und so Voraussetzung und Folge der bestehenden politischen, kulturel- 
len und ökonomischen Dominanz des „Westens“ darstellen. 

Eine kritische Sozialwissenschaft, die diese Konstruktionen und damit verbunde- 
nen Macht- und Herrschaftsverhältnissse radikal in Frage stellen will, muss sich 
der kolonialen Verstrickungen historischer und aktueller Wissensproduktionen 
über „das Fremde“ gewahr werden. So eine (Selbst-)Kritik gängiger wissenschaftli- 
cher Praktiken der Messung, Evaluierung und (Wieder)Erkennung von Fremd- 
heit führt zur Notwendigkeit, alternative Fragestellungen zu entwickeln: Statt das 
vermeintliche Ausmaß kultureller Differenzen zu beforschen, gilt es die konkre- 
ten sozialen Verhältnisse, in denen bestimmte Differenzen kulturalisiert und poli- 
tisch aufgeladen werden, zu benennen (vgl. Stolcke 1995). 

In diesem Zusammenhang gilt es, biopolitische Regierungstechniken in ihren 
postkolonialen - und im deutschsprachigen Raum auch postnationalsozialisti- 
schen‘ - Kontinuitäten sichtbar zu machen, sowie die Zusammenhänge zwi- 
schen Integrations- und Multikulturalismuspolitiken mit Grenz- und Migrati- 
onsregimen aufzudecken. Im Gegensatz zu den vorherrschenden liberalen 
Multikulturalismustheorien, die auf einer starken Trennung von Kultur und 
Ökonomie beruhen, gilt es demnach auch die veränderten kapitalistischen 
Produktionsweisen in die Analyse multikultureller Politiken einzubeziehen. 
Somit kann, entgegen der vorherrschenden „Kulturalisierung des Sozialen“, die 
im Zuge des Neoliberalismus zu einer De-Thematisierung sozialer Ungleich- 
heiten und verstärkten Kommodifizierung von Differenz geführt haben, die 
Ausbeutung der migrantischen Arbeitskraft sowie die internationale Arbeitsei- 
lung verstärkt in den Blick genommen werden (Türkmen 2010: 295). 

Die kritische Analyse von explizit als „multikulturell“ ausgewiesenen Staatspo- 
litiken (wie sie etwa in Kanada oder Australien jahrzehntelang herrschten) 


14 Zur Adaption postkolonialer Ansätze im deutschsprachigen Raum und den Fragen, die sich 
dabei im Zusammenhang mit einer Geschichte von völkischem Rassismus, Antisemitismus 
und Nationalsozialismus ergeben, siehe Steyerl 2003. 


I6 Petra Neuhold, Paul Scheibelhofer 


zeigt, dass sich diese in ihren Ideologemen und sozialen Konsequenzen kaum 
von Zugängen des Diversitätsmanagements unterscheiden. Der populäre Ab- 
gesang auf „den alten Multikulturalismus“, mit seiner nunmehr problematisch 
erscheinenden Fokussierung auf die Community, und die Hinwendung zu Po- 
litiken des Diversitätsmanagements ermöglicht es aber, eine neue Migrati- 
onspolitik in neoliberale Strategien der individualisierenden Regierung von 
Differenz einzupassen (vgl. Engel 2009: 36). Diversitätsmanagement ruft die 
Migrant_ın als Akteur_in mit ihren spezifischen Interessen und Eigenarten an, 
um sie dazu zu bringen, das Beste aus sich zu machen. Während Differenz 
dabei selektiv affırmativ besetzt und anerkannt werden kann, kommt es zu ei- 
ner Normalisierung und Depolitisierung sozialer Widersprüche. Strukturelle 
Ausschlussmechanismen einer nationalstaatlich organisierten kapitalistischen, 
rassistischen, patriarchalen Gesellschaft bleiben von dieser Politik unangetas- 
tet. Gleichzeitig gelingt es den „westlichen“ liberaldemokratischen Gesellschaf- 
ten sich durch die vorherrschenden multikulturellen bzw. Diversitätspolitiken 
weiterhin als Zentrum der Toleranz und des Humanismus zu positionieren 
und zu zelebrieren. 

Wie wir zu zeigen versuchten, ermöglicht eine postkoloniale Perspektive einer- 
seits die Verzahnung von dominanten multikulturellen Diversitätspolitiken 
mit gesamtgesellschaftlichen Herrschaftsverhältnissen sichtbar zu machen und 
andererseits eine antirassistische Kritik an Multikulturaliimus und Diversität 
zu formulieren, die über gängige Positionen hinausgeht. Denn an Kritik an 
„dem Multikulturalismus“ mangelt es heute nicht. In öffentlichen Debatten 
wird „der Multikulturalismus“ weithin als „gescheitert“ angesehen, da er nicht 
die erwünschte soziale Kohäsion und Integration unterschiedlicher Kulturen 
herbeigeführt habe, sondern vielmehr zu deren Verfestigung in Parallelgesell- 
schaften beigetragen habe. Vor diesem Hintergrund wird eine vermeintlich 
grassierende naive „Toleranz“ gegenüber fremden, archaischen Traditionen 
problematisiert und auf die Notwendigkeit hingewiesen, selbstbewusst Integra- 
tionsanstrengungen von den Migrant_innen einzufordern. Während diese Ar- 
gumentation heute vor allem in liberalen und konservativen Kreisen stark ge- 
macht wird, wurden innerhalb der deutschen Linken bereits in den 1980er 
und 90er Jahren kritische Multikulturalismusdebatten geführt. Theoreti- 
ker_innen wie etwa Frank-Olaf Radtke thematisierten bereits damals die „nati- 
onal konnotierten Multikulturalismusdiskurse“ als Verschleierung globaler 
Herrschaftszusammenhänge (vgl. Radtke 1992). Während diese Kritik an kul- 
turalisierenden Tendenzen multikultureller Diskurse und Politiken wichtig ist, 
erscheint sie uns vor dem Hintergrund der hier entwickelten postkolonialen 
Perspektive verkürzt. 

In den vorherrschenden Debatten und Theorien wird Multikulturalismus zu- 
meist als ein „Ding an sich“ verstanden, wodurch dessen politischer Charakter 
in seinen historischen und lokalen Artikulationen ausgeblendet wird. So be- 
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trachten seine Befürworter innen Multikulturalismus häufig als ein aus den 
USA oder Kanada importierbares Konzept, das in adaptierter Form auf Be- 
triebe, Städte oder gar ganze Nationen übertragbar ist. Kritiker_innen wieder- 
um erscheint Multikulturalismus als inhärent rassistisch, als naive Utopie, oder 
zumindest als fehlerhaft bzw. verbesserungswürdig. Auf Basis postkolonialer 
Zugänge argumentieren wir demgegenüber für ein relationales Verständnis von 
Multikulturalismus. Damit kommen sowohl die Entstehungsbedingungen 
multikultureller Politiken als auch ihr stets umkämpfter (Herrschafts-)Charak- 
ter in den Blick. Die Formulierung der postkolonialen Feministin Himani 
Bannerji „We demanded some genuine reforms, some changes - some among 
us even demanded the end of racist capitalism - and instead we got multicul- 
turalism“ (Bannerji 2000: 89), verweist auf zwei wesentliche Aspekte: Der ka- 
nadische Multikulturalismus hat sich - erstens - nicht im luftleeren Raum, 
sondern als eine Antwort auf soziale Kämpfe entwickelt, die - zweitens - auf 
herrschaftsstabilisierende Weise vereinnahmt wurden. Dabei handelte es sich 
nicht um einen einseitigen Kooptionsprozess, sondern auch um ein Zusam- 
menspiel spezifischer politischer Forderungen „ethnischer“ Eliten mit multi- 
kulturellen Strategien des kanadischen Staates. 

Im Sinne einer relationalen Perspektive kritisieren etwa Hımanı Bannerji 
(2000) und Uma Narayan (2000) multikulturelle Regierungsweisen dafür, dass 
sie Migrant_innen politische Handlungsmacht lediglich über die Formierung 
von sich ethnisch-kulturell definierenden Gruppen zugesteht. Damit stützt 
diese Politik die konservativen (und maskulinistischen) Kräfte in den Mig- 
rant_innencommunities und schwächt die Position von Migrant_innen, deren 
politische Überzeugung, Lebensstil etc. nicht in das dominante Bild von „der 
Ausländerin“ oder „dem Ausländer“ passt. Projekte wie interreligiöse oder 
interkulturelle Dialoge müssen in so fern als Mittel der sozialen Befriedung bei 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung ethnisierender Grenzziehungen und Hierar- 
chisierung erkannt und kritisiert werden. 

Dennoch sind diese spezifischen Konfigurationen keineswegs stabil. Sie müs- 
sen eher als dynamische Aushandlungsprozesse betrachtet werden, in denen 
auch radikale Kräfte an Relevanz gewinnen können. Darin liegt mitunter auch 
das subversive Potential eines als gesellschaftliches Verhältnis gedachten Mul- 
tikulturalismus. Das Herausstreichen des umkämpften Charakters der “multi- 
kulturellen Frage” und damit auch von Kultur, soll darüber hinaus verdeutli- 
chen, dass „Kultur“ als Teil einer umfassenden - antirassistischen, feministi- 
schen und antikapitalistischen - Gesellschaftskritik als Befreiungsstrategie wir- 
ken kann. Bei der Formulierung so einer alternativen Perspektive darf „Kultur“ 
nicht als lediglich ideologisches Trugbild abgetan werden. Viel eher geht es 
um die Entwicklung alternativer Begriffe des Kulturellen, die Kultur als verwo- 
ben mit politischen und ökonomischen Auseinandersetzungen erkennt, die 
auch Teil einer unabgeschlossenen (neo)kolonialen Geschichte sind. 
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Kultur wird dabei nicht als homogenisierender „Kitt“ der Gemeinschaft begrif 
fen, sondern als umkämpft und inhärent widersprüchlich. So ein Verständnis 
kann schließlich das emanzipative Potential einer „Culture of Dissent“ (Mo- 
hanty 2003: 190) erörtern, die in (Alltags-JErfahrungen begründet ist und sich 
in politischen Identitäten und Praktiken, die sich der staatlich gemanagten 
Version des Multikulturalismus entgegenzusetzen vermögen, ausdrücken. 
Jenseits der Kritik am Multikulturalismus ermöglicht so eine Sicht die Frage 
nach alternativen, kritischen Multikulturalismuskonzepten aufzuwerfen und 
damit die multikulturelle Frage gleichsam mit Marx vom Kopf auf die Füße 
zu stellen. Sie also nicht vom liberaldemokratischen Nationalstaat aus zu den- 
ken, sondern von den Bedürfnissen und transnationalen Erfahrungswelten der 
Migrant_innen und damit auch die sozialen Kämpfe und widerspenstigen 
Praktiken der Migration, die staatlichen Politiken ihrer Regulation sowie die 
internationalen Ausbeutungsverhältnisse in den Blick zu bekommen. Dies 
führt einerseits zur Kritik an einem Verständnis von Integration als notwendi- 
ge Eingliederung der Migrant_innen in eine nationale „Containergemein- 
schaft“ (vgl. Hess/Moser 2009: 19) - selbst dann, wenn diese als multikulturell 
imaginiert wird. Andererseits eröffnet dieser Zugang die Möglichkeit einen 
„Multikulturalismus von unten“ (Bannerji 2000: 17) zu formulieren, der Se- 
xismus, Kapitalismus, Postkolonialismus und die damit in Verbindung stehen- 
den Konjunkturen des Rassismus transparent macht. 
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„Rumpf, Arm und Faust” 
Orientalismus im Verhältnis zwischen 
Südkorea und Japan 


Im November 2009 erschien in Südkorea das Lexikon der Kollaborateure 
(Komitee 2009) und sorgte für eine heftige öffentliche Debatte.' Vorgelegt 
wurde das Werk von einer mit namhaften koreanischen Historikern besetzten 
Kommission, die über 8 Jahre untersucht hat, inwiefern Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens mit der japanischen Kolonialmacht zusammengearbeitet 
haben und als Kollaborateure qualifiziert werden können. Das drei Bände um- 
fassende Nachschlagewerk listet 4389 Personen auf und beschreibt, auf welche 
Weise die einzelnen sich in den Dienst der japanischen Besatzer gestellt und 
wie sie an deren Projekt einer Japanisierung Chosons’ und an der Etablierung 
eines pan-asiatischen Raumes unter der Führung Japans mitgearbeitet haben. 
Unter den Genannten sind nicht wenige, die nach der Befreiung Koreas im 
Jahre 1945 eine bedeutende Rolle in Politik, Wirtschaft und Kultur des Landes 
einnehmen sollten. 

Aufgeführt wird der frühere Diktator Park Chung-Hee’ ebenso wie eine ganze 
Reihe von Schriftstellern, die zum Kanon der südkoreanischen Literatur gehö- 
ren und in den Schulbüchern noch heute selbstverständlich als die großen 
Autoren der modernen Literatur des Landes präsentiert werden. Park wurde 


1 Die Diskussionen drehten sich vor allem darum, ob es Sinn mache, sich nach der langen 
Zeit noch mit dem Thema zu befassen, und ob es überhaupt gerechtfertigt sei, bestimmte 
Persönlichkeiten in dem Nachschlagewerk aufzuführen. Konservative Vereinigungen hielten 
Pressekonferenzen und verdammten das Werk, und Nachfahren von Personen, die in dem 
Buch genannt werden, kündigten an, gerichtlich dagegen vorgehen zu wollen. So wollte Park 
Jı-Man, Sohn von Militärdiktator Park Chung-Hee, das Ansehen seines Vaters nicht be- 
schmutzt sehen, ist vor Gericht mit einer Klage gegen das Buch jedoch gescheitert (Bae 2009). 

2 Das Königreich Choson (1392-1910) ist der historische Vorläufer der beiden koreanischen 
Staaten. Auch während der Kolonialzeit wurde das Gebiet, das wir heute als Korea kennen, 
Choson genannt. Der Name Korea wurde erst nach der Befreiung Koreas eingeführt. 

3 Park Chung-Hee (1917-1979) war General der südkoreanischen Armee. Im Jahre 1961 war er 
an einem Staatsstreich beteiligt, in dessen Folge er den Vorsitz des Obersten Rates für Natı- 
onalen Wiederaufbau übernahm und im Jahre 1962 zunächst kommissarisch und im folgen- 
den Jahr durch Wahl das Amt des Staatspräsidenten übernahm, das er von da an über 16 
Jahre innehatte und das er zur Installation einer brutalen Militärdiktatur benutzte (vgl. Kin- 
dermann 2005: 140, 146f). 
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vom japanischen Militär zum Offizier ausgebildet und kämpfte für die Japaner 
im Zweiten Weltkrieg (vgl. Kwon 2009). Einige der Schriftsteller haben Propa- 
gandaschriften verfasst, in denen sie darlegten, dass Japan in seiner Entwick- 
lung Choson weit voraus sei, inwiefern beide Länder kulturell seit jeher eine 
Einheit bilden würden und weshalb eine Japanisierung Chosons dringend Not 
tue. An erster Stelle zu nennen ist hier Lee Kwang-su’ (1892-1950), der Be- 
gründer der modernen koreanischen Literatur, mit seinen politischen Essays, 
die vor allem in Zeitungen veröffentlicht wurden. Nachdem er zunächst der 
koreanischen Unabhängigkeitsbewegung anhing, trat er nach deren Scheitern 
im Jahre 1919 anfänglich in seinen Artikeln und später auch in seinen fiktio- 
nalen Arbeiten als starker Apologet für eine „Reform“ Chosons nach japani- 
schem bzw. westlichem Vorbild auf - was, wie zu zeigen ist, eigentlich dassel- 
be meinte: Modernisierung und eine Überwindung des feudalen Erbes der 
Choson-Dynastie, die mit der japanischen Annexion Koreas im Jahre 1910 
endete. 

Die personellen Kontinuitäten nach 1945 verweisen auf eine Fortdauer des ko- 
lonialen Projektes unter veränderten historischen und politischen Vorzeichen, 
nun mit den Vereinigten Staaten als neokolonialer Macht. Wie wir im Fort- 
gang des vorliegenden Textes darlegen werden, lassen sich die Kontinuitäten 
auch inhaltlich nachzeichnen. Anhand einer exemplarischen Auswahl literari- 
scher Arbeiten gehen wir der Frage nach, inwiefern die Kolonisierung Koreas 
durch Japan in der Literatur koreanischer und japanischer Autor_innen vor 
und nach 1945 ihren Niederschlag gefunden hat und wie diese Einflüsse zur 
kolonialen und postkolonialen Geschichte beider Staaten in Beziehung zu set- 
zen sind. Dabei konzentrieren wir uns darauf, welche „kolonialen Stereotype“ 
(vgl. Bhabha 1994: 66) in der Wahrnehmung Koreas durch Japan und im 
Blick der Koreaner_innen auf sich selbst während der Kolonialzeit entstanden 
sind und gehen der Frage nach, in welchem Maße diese Stereotype nach der 
Dekolonisierung noch bis heute wirksam sind. Dabei gehen wir mit Homi K. 
Bhabha davon aus, dass derartige Stereotype für die „ideologische Konstrukti- 
on von Andersheit“ (ebd.) im kolonisatorischen Bewusstsein konstitutiv sind. 
Postcolonial Studies begegnen in der Untersuchung des japanischen Imperia- 
lismus und der Kolonisierung Koreas durch Japan dem Problem, dass das be- 
griffliche Instrumentarium dieser Forschungsrichtung vorwiegend in der Aus- 
einandersetzung mit der Kolonialgeschichte europäischer Staaten und der 
durch sie kolonisierten Gebiete des Südens entwickelt wurde. Als asiatisches 
Land nimmt Japan unter den imperialistischen Mächten eine Ausnahmestel- 
lung ein. Begriffe wie Eurozentrismus und Critical Whiteness stoßen in der 
Anwendung auf Japan und Korea daher notwendig an ihre Grenzen. Japan 


4 Der Name ist je nach dem verwandten Romanisierungssystem in der Literatur auch als Yıi 
Kwangsu oder I Kwang-su zu finden. 
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nahm sich den europäischen Kolonialismus und Imperialismus zwar zum 
Vorbild, grenzte sich von diesen, begründet im Drang zur Selbstbehauptung 
gegenüber dem Westen, aber auch ab. Dennoch macht es Sinn, diese Begriffe 
auf das Verhältnis zwischen Japan und Korea anzuwenden, denn die japani- 
schen Besatzer_innen hatten zum Zeitpunkt der Annexion Koreas bereits eine 
Reihe europäischer Ideen und Wertvorstellungen aufgesogen. Ihr auf Europa 
zentriertes Denken brachten sie unter dem Banner „Zivilisation und Aufklä- 
rung“ nach Korea, dabei die Selbstrechtfertigung der Europäer_innen für de- 
ren Einnahme von Kolonien reproduzierend - mit dem Hinweis auf die höhe- 
re Stufe, die Japan im Prozess der Modernisierung bereits erreicht habe. Der 
Anspruch der Japaner_innen, die im Vergleich mit den Koreaner_innen prin- 
zipiell weiter fortgeschrittene Nation zu sein, hatte in der allgemeinen Form, 
in der er vorgebracht wurde und die Koreaner_innen pauschal herabsetzte, 
und in der Weise, in der er für die imperialistische Macht handlungslegitimie- 
rende Funktion hatte, unübersehbar auch rassistische Implikationen. Es ist ei- 
ne wichtige Erkenntnis, dass Orientalismus nicht beschränkt ist auf das Ver- 
hältnis europäischer Kolonialmächte zu ihren Kolonien im Süden, sondern 
auch im Verhältnis und in der Hierarchisierung zwischen Ländern des Orients 
eine Rolle spielen kann (Watson 2007: 177). Wo Orientalen andere Orientalen 
kolonisieren, basiert die Konstruktion von Superioritäts-/Inferioritätsverhält- 
nissen auf dem Grad an Modernisierung, den ein Land zu verzeichnen hat. Jı- 
ni Kim Watson zufolge, behält Whiteness selbst in diesem Falle seine Bedeu- 
tung für der Zuweisung des Platzes innerhalb einer Hierarchie; dabei würden 
die Unterschiede im Fortschritt, den ein Land im Modernisierungsprozess im 
Vergleich mit einem anderen gemacht habe, mit einem bestimmten - höheren 
oder niedrigeren - Grad an Whiteness identifiziert (ebd. 175). 

Paik Nak-chung weist darauf hin, dass der Eurozentrismus im Verhältnis Ja- 
pan-Korea komplexer gebaut ist als in den Beziehungen zwischen europäi- 
schen Staaten und ihren Kolonien und dass er daher der Analyse schwieriger 
zugänglich ist. In der Verschiebung auf einen asiatischen Kontext erfahre er, 
wie Paik (mit Verweis auf Wallersteins Weltsystemtheorie) meint, aber mitun- 
ter sogar eine Verstärkung: 

„Japans Erfolg darin, westliche Industrie- und Kolonialmächte nachzuahmen, stellte eine Herausfor- 
derung für die einfacheren Varianten des Eurozentrismus dar, in einem tieferen Sinne verstärkte er 
jedoch die ‚Universalität‘ des herrschenden Weltsystems und seiner Ideologien.“ (Paik 2000: 74f) 
Die Kolonisierung Koreas durch Japan war sehr stark von einem Eurozentris- 
mus geprägt, der sich nachhaltig auf die koreanische Kultur und Gesellschaft 
auswirkte und bis heute seine Effekte zeitigt. Der japanische Eurozentrismus 
war, wie Paik ausführt, in mancher Hinsicht wirkungsvoller und heimtücki- 
scher als seine europäische Vorlage. So waren es die Japaner, die in Korea das 
Tragen westlicher Kleidung propagierten (einer Kleidung, an die die Japaner 
sich selbst gerade erst gewöhnt hatten), was insbesondere bei koreanischen 
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Männern dazu führte, dass sie ihre traditionelle Kleidung fast ausnahmslos ge- 
gen Anzüge westlichen Stils tauschten und auch nach der Dekolonisierung an 
dieser Kleidungsform festhielten. Hätten die Japaner in Korea das Tragen ihrer 
traditionellen Kleidung propagiert, wäre diese dort nach der Befreiung wahr- 
scheinlich sofort geändert worden,’ wie alles Japanische nach 1945 grundsätz- 
lich abgelehnt wurde oder - wenn es um Kulturprodukte ging - über Jahr- 
zehnte verboten war* (ebd.: 75). In Japan fand der Eurozentrismus sein asiati- 
sches Vehikel und seinen Katalysator. 


1. Präventive Selbstkolonisierung Japans 


Um zu verstehen, wie eine Kolonisierung durch Japan in einem in Korea bis 
heute nachhaltig wirksamen Eurozentrismus resultieren konnte, müssen wir 
zunächst einmal zum Japan der Meiji-Zeit zurückblicken (1868-1912) und die 
historischen Umstände der dort nach europäischem Vorbild ablaufenden Mo- 
dernisierungsprozesse näher betrachten. 

Bis kurz vor Beginn der Meiji-Zeit hatten die Japaner über 200 Jahre nahezu 
vollständig von der Außenwelt abgeschlossen existiert. Während des Shogu- 
nats, der aristokratischen Herrschaft des Kriegeradels, zwischen 1630 und 1853 
war es den Japanern nicht gestattet, ins Ausland zu reisen, und die Möglich- 
keiten für Ausländer nach Japan zu kommen waren strikt begrenzt auf die 
Angehörigen weniger Nationen. Gleichzeitig duldeten die Japaner nur an we- 
nigen Orten das Einlaufen von Schiffen und die Ansiedlung von Ausländern. 
Ian Nish führt diese Abschottungspolitik auf das in Japan vorherrschende Be- 
wusstsein für die Bedrohung durch imperialistische Mächte und auf die be- 
rechtigte Furcht vor einer möglichen Besetzung und Kolonisierung zurück 
(Nish 2000: 82). Es war die amerikanische Kanonenbootpolitik, welche für ein 
Ende der selbstgewählten Isolation sorgte, als Commodore Matthew C. Perry 
im Jahre 1853 mit seiner Flotte in den Hafen von Ugara nahe dem heutigen 
Tokio einlief und damit eine allmähliche Öffnung Japans, insbesondere zu 
den westlichen Mächten hin, einleitete. Der japanische Kriegeradel konnte 
sich in der Folge dieses Vorfalls nicht darauf verständigen, wie mit der Situati- 
on umzugehen und was die richtige Antwort auf die amerikanische Provokati- 


5 Auch nach der Teilung Koreas blieb die Kleiderordnung im Norden Koreas von der Ver- 
westlichung beeinflusst - allerdings in deutlich geschlechtsspezifischer Weise. Während in 
Fernsehberichten und auf Fotos aus Nordkorea die Männer sehr häufig in Anzügen westli- 
chen Schnitts auftreten, sind die Frauen regelmäßig in traditionelle koreanische Gewänder 
gekleidet. Es hat diesbezüglich nach der Teilung in Nord- und Südkoreas eine stark unter- 
schiedliche Entwicklung gegeben. 

6 Japanische Kulturprodukte wie Filme, Schlager oder Comics waren nach der Befreiung 1945 
bis 1998 in Korea verboten. Erst im Vorfeld der Fußball-Weltmeisterschaft 2002, die Korea 
und Japan gemeinsam organisierten, fand eine schrittweise Öffnung für die Einfuhr solcher 
Produkte statt (Seelmann 2002). 
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on sei. Diese Uneinigkeit führte zu inneren Unruhen und im Jahre 1868 
schließlich zu einem kurzen Bürgerkrieg, an dessen Ende die Wiedereinsetzung 
des japanischen Kaisers, des Tenno, als unumschränkter Herrscher stand? 
(ebd.). Kaiser Mutsuhito blieb bis zum Jahre 1912 im Amt und hatte ent- 
scheidenden Einfluss auf die Öffnung, Modernisierung und Industrialisierung 
Japans. Erst in der Retrospektive wurde dem Kaiser der Name „Meiji” gege- 
ben, was ihn mit seiner Herrschaftsperiode, der Meiji-Zeit, identifiziert. Meiji 
bedeutet aufgeklärte Herrschaft. 

Mit Kaiser Meiji nahm die Öffnung zum Westen radikal an Fahrt auf, was 
sich auch in dem Bemühen niederschlug, soviel Wissen als möglich aus dem 
Westen nach Japan zu transferieren. „Schon bald nach dem Aufstieg des Kai- 
sers wurde eine große Zahl von talentierten jungen Japanern nach Übersee ge- 
schickt, um als Repräsentanten der neuen Regierung in die Lehre zu gehen. 
Dies entsprach der Verfügung des Charter Oath, einer Verordnung des Kaisers 
Mejji aus dem Jahre 1868, die forderte, dass die Bürger danach streben sollten, 
sich in der ganzen Welt Wissen anzueignen, das dazu angetan war, die imperi- 
ale Herrschaft zu stärken“ (ebd.). 

Derartige Missionen gab es Ende des 19. Jahrhunderts zuhauf aus Ländern, 
die von europäischen Mächten kolonisiert worden waren. Für die lokalen Eli- 
ten in den Kolonien hatten sie, wie Edward Said schreibt, in der Regel den 
Zweck, sich in westlichen Gepflogenheiten zu üben und von der vermeintlich 
weiter fortgeschrittenen westlichen Kultur zu lernen, um in der Kollaboration 
mit den Kolonisten reibungsloser zu funktionieren (Said 1993: 262). Für Japan 
waren solche Reisen in den Westen einerseits ein Mittel, Wissen über die po- 
tentiellen Kolonialmächte zu sammeln, um damit die Kolonisierung Japans 
durch die imperialistischen Mächte Europas effektiver verhindern zu können. 
Andererseits ging es darum, vom westlichen Modell für das eigene imperiale 
Projekt zu lernen - was in Japan bis zur Perfektion betrieben wurde, und von 
Jini Kim Watson in Anlehnung an Homi K. Bhabha mit dem Begriff der Mi- 
mikry beschrieben wird, einer Mimikry, die in der Adaption der imperialisti- 
schen Strukturen des Westens die koloniale Mimikry vorwegnahm, die sich 
später in den japanischen Kolonien Korea und Taiwan herausbilden sollten 
(Watson 2007: 174). Die Japaner haben sich dem potentiellen Aggressor so 
weit angeglichen, dass sie von diesem kaum noch zu unterscheiden waren, 
und dann begonnen, das eigene imperiale Projekt in die Tat umzusetzen. Was 
in den Kolonien Japans zu ähnlichen kolonialen Strukturen und Reaktionen 
auf diese führte wie in den Kolonien europäischer Mächte. Die japanische 
Mimikry ist eng verwandt mit der Anpassung des kolonialen Objekts an das 


7 Der Vorgang ist als Meiji-Restauration bekannt. Ins Amt des Kaisers eingesetzt wurde Mut- 
suhito eigentlich schon im Jahre 1867; im ersten Jahr seines Kaisertums besaß er aber längst 
nicht die Machtfülle, über die er später verfügte, da das Shogunat zunächst noch existierte. 
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kolonialistische Subjekt, wie Bhabha sie in seiner wegweisenden Studie The 
Location of Culture analysiert hat (Bhabha 1994: 85-92). Sie unterscheidet 
sich von dieser allerdings dadurch, dass Japan nicht von außen kolonisiert 
wurde, sondern sich, angetrieben von Kräften im Inneren, einem präventiven 
Akt der Selbstkolonisierung unterzogen hat. Die nach der Kolonisierung Ko- 
reas dort von Koreaner_innen vollführte Anpassungsleistung an Japan könnte 
man daher als Mimikry zweiten Grades bezeichnen. 

Als besonders folgenreich wird in der Literatur über die Meiji-Zeit die Iwakura 
Mission dargestellt, die aus fünf hochrangigen Regierungsvertretern bestand, 
die über zwei Jahre durch verschiedene westliche Länder reiste und nach Ideen 
und Technologien Ausschau hielt, die für die Modernisierung Japans nützlich 
sein könnten (Nish 2000: 82). Die auf Europa fokussierte, an Europa orien- 
tierte Modernisierung im Japan der Meiji-Zeit reicht von der Technifizierung 
und Industrialisierung über die Übernahme von westlichen Verhaltens- und 
Kleidungsformen bis hin zur Adaption eines westlichen Rechtssystems, genau- 
er: des preußischen Rechts. Was dazu führte, dass dieses Rechtssystem im Zu- 
ge der Kolonisierung Koreas auch dort eingeführt wurde und noch heute wei- 
te Grundzüge des koreanischen Rechts bestimmt (vgl. Han 2000), wenn auch 
in der aktuell gültigen Version der koreanischen Verfassung stärkere amerikani- 
sche Einflüsse zu verzeichnen sind.° 

Da die radikalen Veränderungen der japanischen Gesellschaft für die Bevölke- 
rung sehr abrupt kamen, sah sich die imperiale Führung vor die Aufgabe ge- 
stellt, für Zustimmung zum Projekt der Modernisierung zu werben. Einige Au- 
toren und Intellektuelle fanden sich bereit, sich in den Dienst dieser rhetori- 
schen und ideologischen Überzeugungsarbeit zu stellen. Yumiko Iida verweist 
in diesem Zusammenhang auf Fukuzawa Yukichi and seine Arbeit Einführung 
in die Theorie der Zivilisation (Bunmer-ron no Gairyaku) aus dem Jahre 1875, 
in der dieser ein krudes universalistischen und teleologisches Konzept vorge- 
stellt habe, nach welchem die menschliche Entwicklung schnurgerade vom 
Zustand der Barbarei hin zur Zivilisation verlaufe. Die Übernahme des impe- 
rialen Modells des Westens habe Fukuzawa nicht nur als unvermeidlich, son- 
dern auch als überaus wünschenswert dargestellt (lida 2002: 12). Damit hat er 
das neue fortschrittsorientierte Paradigma der Meiji-Zeit mit vorbereitet, das 
sehr bald die gesamte japanische Gesellschaft bestimmte: 


„In den Anfangsjahren der Meiji-Zeit wurde Japans Teilnahme an diesem ‚alien game‘ oft in Beg- 
riffen von zukunftsorientierten, hoffnungsvollen und optimistischen Visionen des Wandels be- 


8 Was beispielweise durch den pursuit of happiness zu belegen ist, der den Koreanern in der 
Verfassung von 1948 in der veränderten Fassung von 1980 garantiert wird. Seit 1987 ist der 
pursuit of happiness in Artikel 10 der Verfassung enthalten. Japan ist ironischerweise eines 
der wenigen Länder auf der Welt, das den pursuit of happiness ebenfalls zum unmittelbaren 
Bestandteil der Verfassung gemacht hat. Artikel 13 der japanischen Verfassung von 1947, die 
unter Aufsicht der amerikanischen Besatzer verfasst wurde, enthält eine entsprechende Garantie. 
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schrieben, und ziemlich viel Energie wurde darauf verwandt, die Bevölkerung für das ideologi- 
sche Projekt des Baus einer Nation zu gewinnen, wie die weitverbreiteten Slogans der damaligen 
Zeit belegen - bunmei kaika (‚werde zivilisiert‘), wakon yosai (‚erhalte den japanischen Geist 
durch die Übernahme westlicher Technologie‘), fukoku kyohei (‚baue an einer reichen Nation 
und einer starken Armee‘). Sich die Idee der Zivilisation zueigen zu machen, beinhaltete in der 
Verfolgung dieses Ziels auch, die universelle Erzählung der ‚Zivilisation‘ weiterzuführen, und be- 
deutete u.a. eine Identität zu akzeptieren, die innerhalb des internationalen politischen Repräsen- 
tationsschemas als nicht-weiße von einem niedrigeren Rang war.“ (Ebd.) 

Die Reformen des Systems waren mit einem starken Nationalismus unterlegt, 
der sich mit der Zeit immer stärker mit pan-asiatischen Ideen verband. Ge- 
nährt wurden dieser Nationalismus und die Idee, in Asien machtpolitisch eine 
führende Rolle zu spielen, von vier Kriegen, aus denen Japan siegreich hervor- 
ging bzw. in denen es auf der Seite der Sieger stand.’ Im Zentrum des japani- 
schen Nationalismus stand der Kaiser, dem offiziell der Status der Göttlichkeit 
zukam und der als Gottheit verehrt wurde, die in Menschengestalt erscheint. 
Den Anspruch auf Göttlichkeit hat die kaiserliche Familie erst nach der Kapi- 
tulation am Ende des Zweiten Weltkriegs aufgegeben (Nish 2000: 84). 


2. Choson und Japan in einem „Körper” 


In seinem Book of Tea kritisiert der japanische Kunsthistoriker Kakuzo Oka- 
kura'° mit bissiger Ironie die Einseitigkeit des Wissenstransfers vom Westen in 
den Osten, während die asiatische Jugend in großer Zahl an westliche Univer- 
sitäten ströme, sei das Interesse am reichen Wissen des Ostens im Westen nur 
sehr schwach ausgeprägt und beruhe in vielen Fällen auf recht dürftigen Über- 
setzungen oder schlicht nur auf Anekdoten, die Reisende im Vorübergehen 
aufschnappten (Okakura 1906). Von diesem Geist ist auch Okakuras zuerst 
auf Englisch erschienenes Buch The Ideals of the East geprägt, das für die pan- 
asiatische Ideologie des japanischen Imperialismus sehr wichtig werden sollte. 
„Asien ist eins“, schreibt er in der ersten Zeile dieses Buches, in dem er eine 
geistige Einheit Asiens idealisiert, die auf Jahrhunderte alter Kommunikation 
zwischen Regionen und Religionen beruhe, durch welche ein einziges mächtiges 
Netz der asiatischen Rassen geknüpft worden sei (Okakura 1903: 9f). Die Vor- 
stellung von der Einheit Asiens hatte bei Okakura durchaus noch einen kriti- 
schen Impetus, der Iida zufolge sowohl gegen die imperialen Bestrebungen des 
Westens als auch gegen die Japans gerichtet war. Doch wurden seine Ideen in 
Japan einseitig von der pan-asianistischen Ideologie vereinnahmt: 

„Durch seine Darstellung der ‚Einheit Asiens‘ in ästhetisch anregenden Begriffen inspirierte Oka- 


kura unbeabsichtigt die nachfolgenden japanischen Pan-Asianisten, die darauf abzielten, Japan als 
imperialistischen Staat mit den rhetorischen Neuerungen auszustatten, die gebraucht wurden im 


9 In den Jahren 1894-95 und 1900 gegen China, 1904-5 gegen Russland und schließlich im 
Ersten Weltkrieg, in dem Japan auf der Seite der Entente stand (Nish 2000: 84). 
10 Kakuzo Okakura ist auch unter dem Namen Tenshin Okakura bekannt. 
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Rahmen der Erzählung vom Widerstand gegen den westlichen Imperialismus. Tatsächlich wurde 
die Vorstellung von der ‚Einheit‘ verwendet, um die Annexion Koreas durch Japan im Jahre 1910 
zu begründen, und spätere Pan-Asianisten vollführten eine stillschweigende Entpolitisierung der 
japanischen Übergriffe in Asien durch die Fassung der Idee ‚asiatischer Einheit‘ in moralisch auf- 
geladenen Begriffen von idealisierter Brüderlichkeit.“ (lida 2002: 12) 

Die japanische pan-asiatische Ideologie besitzt einen merkwürdigen Doppel- 
charakter. Sie war einerseits gegen die westliche Hegemonie gerichtet, wobei 
sich Japan als asiatischer Vorkämpfer gegen westliche Dominanz stilisierte, 
und andererseits dazu angetan, eigene hegemoniale Ansprüche zu rechtferti- 
gen, indem man sich als koloniale Macht auf gleicher Augenhöhe mit dem 
Westen imaginierte (Watson 2007: 175). 

Die Erzählung der japanischen Rechtfertigungsideologie für die Besetzung Ko- 
reas geht so, dass Japaner und Koreaner die gleichen Ahnen hätten und zu ei- 
ner Familie gehörten. Die japanische Wurzel der unter der I-Dynastie im Kö- 
nigreich Choson 1392-1910 lebenden Menschen, des historischen Vorläufers 
des heutigen Koreas, meinte man bereits gegen Ende des 19. Jahrhunderts his- 
torisch belegt zu haben, wofür man in Japan aufwändige anthropologische, 
ethnologische und archäologische Forschungen betrieben hat (ebd. 178). Die 
Koreaner wurden als der zurückgebliebene, schwache und daher hilfsbedürftige 
Teil dieser Familie verstanden und die Japaner als der starke, Schutz gewäh- 
rende. Die Parallele zur geschlechtlichen Rollenverteilung in der traditionellen 
heterosexuellen Frau-Mann-Beziehung tritt hier überdeutlich zutage. Mit der 
Behauptung einer gemeinsamen Abkunft glaubte man einen gewaltsamen Zu- 
griff rechtfertigen zu können. 

Tatsächlich diente Korea im russisch-japanischen Krieg mit der Invasion von 
1904 vor allem als militärisches Aufmarschgebiet für die japanischen Truppen, 
von wo aus sie weiter in die Mandschurei vorstießen. Korea hatte damit eine 
handfeste geostrategische Bedeutung für Japan. Der Krieg zwischen Russland 
und Japan war einer um die imperiale Vorherrschaft in Ostasien und wurde 
von Japan gewonnen. Mit der Besatzung war Korea ein „De-facto-Protektorat“ 
Japans geworden (Kindermann 2005: 58), ein Zustand, der im darauf folgen- 
den Jahr durch den „Eulsa Vertrag“ befestigt wurde, mit welchem Korea jegli- 
che unabhängige Außenpolitik aufgab (ebd. sowie Lankov 2009) Die Funktion 
als militärisches Aufmarschgebiet behielt Korea auch danach; als Brückenkopf 
diente es Japan 1932 im Krieg gegen die Mandschurei und 1937 im Krieg ge- 
gen China. 

Wenn Japaner_innen und Koreaner_innen nun aber von der selben „Rasse“ 
waren, musste der höhere Rang der Japaner_innen im Verhältnis zwischen 
beiden irgendwie erklärt werden. Man bediente sich hier im Fundus der impe- 
rialistischen Ideologie der europäischen Mächte und verwies auf den höheren 
Grad an Aufklärung und Modernisierung, den man in Japan erreicht habe, 
und dass es damit die Aufgabe Japans sei, „die anderen herauszuführen aus ih- 
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rer orientalen Dunkelheit“. Die kolonialistische, rassistische Ideologie habe es 
gewollt, dass Japaner_innen und Koreaner_innen potentiell gleich gewesen sei- 
en und doch anders (Watson 2007: 177). Bhabha beschreibt koloniale Mimi- 
kry als Strategie, die es dem kolonialen Objekt erlaubt, Subjekt einer Differenz 
zu sein, das „beinahe gleich“ ist, „aber nicht ganz“ (Bhabha 1994: 86). Der 
verbleibende Unterschied wird an der Whiteness festgemacht, an der es dem 
kolonialen Objekt mangelt, so „weiß“ die von ihm angenommene Identität 
auch immer sein mag (ebd.: 89; 92). Im Falle Japans und Koreas wurde die 
Funktion, die das Kriterium der Whiteness in der ideologischen Konstruktion 
von Andersheit spielt, vom Kriterrum der Modernität übernommen, allerdings 
nicht von diesem ersetzt, sondern mit ihm synonymisiert. 

Von welcher Natur die Beziehung zwischen Kolonialisten und Kolonisierten 
tatsächlich war, zeigte sich schon in dem Titel, der dem japanischen General- 
gouverneur Koreas, als „Resident General“ gegeben wurde, womit die Japaner 
eine Anleihe bei den Engländern und der Titulierung des Aufsichtspersonals 
in deren Kolonien machten (Lankov 2009). Sie zeigte sich auch in der Be- 
zeichnung und den Aktivitäten einer der wichtigsten kolonialen Institutionen, 
der „Oriental Development Company“ (ODC), die größere Teile des koreani- 
schen Grundbesitzes, der in Korea ohnehin häufig auf unsicheren (mündlich 
verliehenen) Rechtstiteln beruhte, unter Japanern aufteilte und in dem damali- 
gen Agrarland Korea eine große Zahl der auf Basis von Subsistenzwirtschaft 
lebenden Bauern zu bloßen Landarbeitern degradierte.'' Als die Amerikaner 
die ODC im Jahre 1946 offiziell übernahmen und durch die New Korea 
Company ersetzten, verwaltete sie 24,1 Prozent des gesamten südkoreanischen 
Farmlands’’ (Cumings 2002: 205). Dass die Kolonisierung Chosons mit Brü- 
derlichkeit oder Geschwisterlichkeit nichts zu tun hatte, wird überdeutlich, 
wenn man an die 200.000 koreanischen Frauen erinnert, die als sogenannte 
„comfort women“ zwischen 1932 und 1945 von den Japanern in ein System 
sexueller Sklaverei gezwungen wurden. Als Zwangsprostituierte mussten sie ja- 
panische Soldaten hinter den über ganz Ostasien verteilten Frontlinien befrie- 
digen und wurden täglich bis zu 30 Mal vergewaltigt. Nur etwa ein Viertel der 
Frauen erlebte das Ende des Zweiten Weltkrieges. Bis heute ist ihnen jegliche 


11 In einer Erzählung des Schriftstellers Lee Kwang-su, auf den wir unten noch ausführlich zu 
sprechen kommen, wird ein japanischer Oberst geschildert, der Betrachtungen über die Fä- 
higkeiten der koreanischen Bauern anstellt: „Der Oberst sah erneut, dass der Lebensstandard 
der Bauern Chosons im Vergleich mit dem in den japanischen Dörfer niedriger war. Ob die- 
se Leute die Fähigkeit in sich tragen, das Land wie die Japaner zu bestellen?“ (Lee 1940: 24) 
Es klingt dies sehr nach einer Rechtfertigung für die großflächige Enteignung der koreani- 
schen Bauern. 

12 Der Grundbesitz, den Japaner sich in Korea angeeignet hatten, erstreckte sich über noch 
weit größere Bereiche. Zusätzlich zu dem von der ODC verwalteten Land kam noch das 
Land, das sich zum Zeitpunkt der Dekolonisierung im Besitz von über 102.000 japanischen 
Unternehmen und Einzelpersonen befand (Cumings 2002: 205). 
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Entschädigung von japanischer Seite vorenthalten worden (Buckel 2008: 54). 
Unterdessen arbeitete die imperialistische Rhetorik der Japaner daran, die Ein- 
heit von Japan und Korea zu beschwören und dabei immer auch den Unter- 
schied zu betonen, der zwischen beiden bestehe, um damit die Hierarchie zwi- 
schen ihnen zu befestigen. Eine metaphorische Formel, die zu diesem Zwecke 
gefunden wurde, war die Rede der „Einheit des inneren Landes (Japan) und 
Chosons (Korea) in einem Körper“ (Watson 2007: 178). Zur Hochform lief 
die japanische pan-asiatische Propaganda mit dem Krieg gegen China auf, in 
dem Japan das Projekt der Schaffung eines „großen ostasiatischen Raumes für 
den gemeinsamen Wohlstand“ ausrief (Nish 2000: 85). Bemerkenswert ist die 
Raummetapher, die nicht zufällig eine Gemeinsamkeit mit dem nationalsozia- 
listischen Lebensraum-Begriff der deutschen Verbündeten während des Zwei- 
ten Weltkrieges gehabt haben dürfte. In die Zeit des japanischen Überfalls auf 
China fällt auch das Bild, das Minami Giro, Generalgouverneur in Korea zwi- 
schen 1936 und 1942, für die Funktion und Position gebrauchte, welche Ja- 
pan, Korea und der Mandschurei als - in dieser Reihenfolge - „Rumpf, Arm 
und Faust“ im Kampf gegen China zukamen (Watson 2007: 178). Effektvoller 
sind Körpermetaphorik und Hierarchisierung rhetorisch kaum miteinander zu 
verbinden. 

Die propagandistische Phantasie von der ungleichen Verschmelzung von Ja- 
pan und Korea in einem Körper (Naesunilcheron) ist im Laufe der Kolonial- 
zeit in die Doktrin der Besatzer eingeflossen und wurde von der koreanischen 
und japanischen Literatur vielfach aufgenommen. In seiner Theorie eines Kör- 
pers von Japan und Korea aus dem Jahre 1939 vergleicht der japanische Autor 
Dassuo Mitarei die Engländer, die er als „Zusammensetzung von gemischtem 
Blut verschiedener Rassen“ versteht (Mitarei 1939: 107), mit den Unterschie- 
den, die es zwischen Japaner_innen und Koreaner_innen gebe, und kommt zu 
dem Schluss: 

„Die beiden Nationen von Japan und Choson sind eigentlich keine unterschiedlichen Rassen wie 
Kelten und Teutonen, Normannen und Sachsen. Wenn man Aussehen, Körperbau, Sprache, 
Gewohnheit usw. betrachtet, ist es klar, dass sie vielmehr zur selben Rasse gehört, also dass sie in 
einer unmittelbaren Verwandtschaft stehen. Es ist ein Ergebnis der sich über 2000 Jahre erstre- 
ckenden Teilung in Festland und Insel, dass sie als unterschiedliche Nationen erscheinen. Dahin- 
ter zurückzugehen und zur selben Wurzel zurückzukehren ist eine natürlichere und leichtere Sa- 
che, als eine bengalische Quitte in eine Mandarine zu verwandeln.“ (Ebd.) 

Das Motiv des Gleich-und-doch-anders tritt hier wiederum deutlich hervor. 
Die gemeinsame Rasse wird beschworen, aber auch der Unterschied herausge- 
stellt, der noch da sei und der durch Akkulturation der Koreaner_innen über- 
wunden werden soll. 

In gleich mehreren fiktionalen Texten hat der bereits mehrfach erwähnte Lee 
Kwang-su das Thema der körperlichen Einheit von Korea und Japan verarbei- 
tet. Eine seiner Erzählungen aus dem Jahre 1940 handelt von dem japanischen 
Studenten Takeo, der mit seiner Schwester in Korea lebt und dort Medizin 
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studiert. Takeo ist angewidert von den Koreaner_innen, von ihrem Benehmen 
ebenso wie von ihrer Sprache. 

„Wie andere japanische Studenten hatte auch Takeo fast keine Kontakte mit chosonischen Stu- 
denten. Es fiel ihm auf, dass er sich ganz unangenehm fühlte, jedesmal wenn er sah, dass sich die 
chosonischen Studenten im Seminarraum oder irgendwo unter sich auf Chosonisch unterhielten. 
Sie erschienen ihm als minderwertige Sklaven. Wenn er sie sah, ekelte es ihn.“ (Lee 1940: 17) 
Die Abneigung Takeos hat in Lees Erzählung die dramaturgische Funktion, 
dass sie überwunden werden muss, indem sich die Herzen eines Japaners und 
einer Koreanerin finden. Vor der Liebe steht allerdings noch die kulturelle As- 
similation der Koreanerin. Denn was Takeo, als ihm die Koreanerin Suk-Ran 
begegnet, an dieser vor allem begeistert, ist, dass sie ganz vorzüglich Japanisch 
spricht. Überhaupt stellt er verblüfft fest, dass so gar nichts Koreanisches an 
dieser Frau sei. 

„Weil das Japanisch von Suk-Ran so ausgezeichnet war, zweifelte Takeo daran, ob diese Frau 
wirklich eine junge Dame aus Choson war. Wie kann man den Unterschied erkennen? Takeo sah 
Suk-Ran und überlegte, woran man etwas Chosonisches bemerken könne. Der einzige Unter- 
schied, den er sah, bestand in der Kleidung, die sie anzog. Es gab keinen Unterschied in der 
Ausdrucksweise und in ihrem Anstand. [...] Takeo dachte, dass er die Herzen seines Vaters und 
seiner Mutter nicht verstehen konnte, die immer dasselbe sagten: dass Chosoner minderwertig 
sind.“ (Ebd. 15-16) 

Das kann doch kein schlechter Mensch sein, der sich so gut an Japan anzu- 
passen vermag. Lees Hymne auf die Assimilation gipfelt schließlich in der 
kruden Analogisierung der Annäherung zweier Partner in einer Paarbeziehung 
mit der angestrebten Symbiose Japans und Koreas im Zeichen der japanischen 
Nation. Seinen Protagonisten Takeo lässt er Suk-Ran gegenüber deklamieren: 
„Wir müssen mehr und mehr eins werden. Das gilt für Japan, aber auch für Choson und über- 
haupt den gesamten Osten ganz genau so. [...| Lass uns zu einer Einheit werden. Lass 70 Millio- 
nen und 20 Millionen Leute eins werden.“ (Ebd.) 

Das Propagandistische an diesem Text ist unverkennbar. Lee folgt damit ganz 
dem Konzept, das er in der Einleitung dazu formuliert, wo er sagt, dass er mit 
seiner Erzählung einen bescheidenen Beitrag „zum großen Werk der Vereini- 
gung von Japan und Korea in einem Körper leisten“ wolle (ebd.: 9f). Lee, ein 
Schriftsteller, der in Japan studiert und dort lange gelebt hat, identifiziert sich 
in seiner Erzählung Nur wenn die Herzen sich treffen total mit der Position 
Japans und mit der japanischen Kultur. Von einer eigenständigen Identität, die 
irgendetwas mit Korea zu tun hat, bleibt keine Spur, sie ist völlig ausgelöscht. 
Das wird dann zum Problem, wenn ein einzelner sich dafür entscheidet, die 
eigene Identität, wie auch immer sie aussehen mag, für eine andere einzutau- 
schen, indem er sich mit dem vermeintlich besseren, höher stehenden und 
weiter entwickelten Kollektiv identifiziert, und diesen Identitätswechsel ande- 
ren als leuchtendes Beispiel vorhält. Lee stellt sich mit seiner literarischen Ar- 
beit ganz in den Dienst der japanischen Propaganda. Wobei ihm abzunehmen 
ist, dass er wirklich von der Inferiorität der koreanischen Kultur überzeugt 
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war. Bereits in seiner Theorie der Reform der Nation (Minjokgaesoron) aus 
dem Jahre 1922 schrieb er von der „verdorbenen Nation“ Chosons, wobei er 
die von den japanischen Kolonisten geschaffene Realität implizit anerkennt, 
zu der u.a. das Verbot der koreanischen Sprache im öffentlichen Sprachver- 
kehr und sogar die Auslöschung der individuellen Namen gehörte, welche die 
Koreaner gegen japanische Namen tauschen mussten. 

„Die Nation Chosons war mindestens während der vergangenen 500 Jahre eine Nation der 
Träumerei und Realitätsferne. Den Beweis dafür kann man darin sehen, dass sie von ihrem 500 
jährigen Nationsleben gar nichts hinterließ. Sie hat keine Wissenschaft, keinen Reichtum, keine 
Philosophie, keine Literatur, keine Kunst, keine Architektur, und auch kein Territorium hinter- 
lassen.“ (Lee 1922: 140) 

Das Land sei in dem genannten langen Zeitraum völlig heruntergekommen 
und befinde sich noch immer in diesem Zustand. Lee überlegt, worin dieser 
Niedergang begründet sein mag, und kommt mittels einer Interpretation der 
Massenpsychologie Gustave Le Bons zu dem Schluss, dass es die schlechten 
Charaktereigenschaften der chosonischen Nation gewesen seien, die vorge- 
herrscht hätten, ein nationaler Charakter aber in Grenzen veränderbar und 
daher eine „Reform der Nationalität“ notwendig sei, um die guten Eigenschaf- 
ten Chosons hervorzuholen (ebd.: 124; 128-31). Die verlangte Reform der Na- 
tionalität läuft bei ihm auf eine Japanisierung hinaus. Denn es sei Japan - und 
die zivilisatorischen Segnungen, welche die japanischen Besatzer Choson ge- 
bracht hätten - und mit ihm der Westen, die als erstrebenswerte Modelle für 
ein modernes und zivilisiertes Land im Hintergrund stehen, wenn Lee fragt: 
„Was haben die Chosoner an elektrischem Licht, Wasserleitungen, Telegra- 
phen, Eisenbahnen, Dampfschiffen, Straßen, Schulen usw. überhaupt selbst 
gemacht?“ (Ebd. 140) Die Stereotypisierung Chosons als zurückgeblieben und 
degeneriert zieht sich durch weite Teile von Lees literarischer Arbeit, womit er 
sich einiger, für den kolonialistischen Diskurs konstitutiver Topoi bedient 
(vgl. Bhabha 1994: 66). 

Einen Entwicklungsprozess des Einswerdens mit Japan führt Lee mit der Er- 
zählung Ihre Liebe exemplarisch noch in einem weiteren fiktionalen Text vor. 
Seiner Figur Won-Gu, einem chosonischen Studenten, ist es vergönnt, im 
Haushalt einer in Choson lebenden japanischen Familie zu wohnen. Won-Gu 
wird beim Umgang mit der japanischen Familie als fleißig im Erlernen des 
Benehmens und der Etikette nach japanischer Art geschildert, was ihm das 
Zutrauen der Japaner einbringt. Der Student vergleicht die Gepflogenheiten 
der Chosoner mit denen der Japaner und kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Japaner einen weit höheren Anstand hätten als die Chosoner. Auch sei das 
Gespräch der Chosoner im Gegensatz zu dem der Japaner vorwiegend von 
„leerem Geschwätz“ erfüllt (Lee 1941: 142). Won-Gu beginnt Verständnis da- 
für zu entwickeln, dass die Japaner auf die Chosoner herabblicken, und teilt 
mit ihnen Urteile wie „Chosoner sind schmutzig“; „Chosoner sind treulos“; 
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„Chosoner haben einen niedrigeren Grad des moralischen Lebens“ (ebd.: 146) 
Die Reihe der Abwertungen der Chosoner ist noch weit länger, sie mündet 
schließlich in der Feststellung, Sitte und Menschennatur der Chosoner und 
Japaner wären so unterschiedlich, dass es den Chosonern nicht möglich sei, 
sich mit den Japanern zu verbinden. Chosoner werden in dieser Erzählung 
insbesondere wegen ihres „falschen Nationalgefühls“ angegriffen, das von Lee 
als rückständig dargestellt wird. Über die Studenten Kwangjus, einer Stadt im 
Südwesten Koreas, schreibt er hier: 

„Sie verstanden noch nicht das große Vorhaben seiner Majestät des Kaisers. Sie verstanden nicht, 
dass seine Majestät der Kaiser das Volk Chosons mit genau der gleichen Barmherzigkeit wie die 
japanische Nation behandelte, und sie erkannten nicht, dass die japanische Nation gegenüber 
den Chosonern aufrichtige Zuneigung empfand. Deshalb entwickelten sie kein Gefühl für Japan 
als ihr Land. Aus diesem Grund hielten sich die jungen Männer für Beherrschte und für Bewoh- 
ner einer Kolonie, und waren damit ungerecht. [...] Wenn die jungen Männer bereits damals das 
Selbstbewusstsein und eine Begeisterung dafür gehabt hätten, dass wir die Stammhalter des Kai- 
sers und Untertanen Japans sind, würden die Chosoner jetzt mehr Fortschritt genießen können 
und würden glücklicher sein.“ (Ebd.: 144f) 

Doch Won-Gu gehört nicht zu diesen unverständigen Studenten, die zum 
Nachteil ihres Landes die Wohltaten des japanischen Kaisers verkennen. Er 
entscheidet sich, beeinflusst durch seinen Kontakt mit seinen Hausherrn und 
zu japanischen Studenten, bedingungslos für die „Reform seiner Nationalität“: 
„Ich erkannte zuerst, dass Japan mein Vaterland ist. Ich werde mich völlig von 
dem bisherigen Leben mit zwei Herzen trennen und bin entschlossen, nur mit 
einem Herzen Japan treu zu sein.“ (Ebd.: 151) Dafür - hier schneidet Lee das 
auch für ihn persönlich interessante Thema Kollaboration und Verrat an - 
wird Won-Gu von seinen Mitstudenten heftig angefeindet. Als er mit einer 
Gruppe anderer Studenten in Seoul einen Ausflug auf den Berg Bukhan 
macht, nennen sie ihn einen Verräter, worauf er mit folgender Rede reagiert: 
„Ihr nennt mich einen Verräter, aber wenn ihr euer jetziges Verhalten nicht 
korrigiert, dann übt gerade ihr unverzeihbaren Verrat, ein Verbrechen. Und ihr 
seid diejenigen, die die Nation Chosons töten.“ (Ebd.: 152) Man darf das 
auch als Selbstrechtfertigung Lees für die permanente Arbeit an der Japanisie- 
rung Chosons lesen. 

Die Identifikation mit Japan hat der Schriftsteller Lee Kwang-su offensichtlich 
so weit verinnerlicht, dass sie zum Bestandteil seiner Persönlichkeitstruktur 
geworden ist. Der Begriff „falsches Bewusstsein“ trifft zur Charakterisierung 
dieser Verinnerlichung sicherlich zu. Strukturelle Beschaffenheit und ideologi- 
sche Funktion dieser Internalisierung können angemessen aber auch mit Ste- 
ven Lukes Analyse der verschiedenen Dimensionen der Macht beschrieben 
werden. Lukes zufolge tritt in den beiden ersten von ihm herausgearbeiteten 
Dimensionen die Macht entweder offen zutage, indem Konflikte über wichtige 
öffentliche Angelegenheiten offen ausgetragen werden und man die Möglich- 
keit hat, „konkret, beobachtbares Verhalten“ zu studieren (Lukes 2005: 17), 
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oder die Macht operiert verdeckt, was dazu führen kann, dass Konflikte auf 
nicht offen sichtbare Weise ausgetragen werden oder latent bleiben, wozu 
auch das Unterlassen des Treffens von Entscheidungen gehören kann. (ebd.: 
23; 44) Als dritte Dimension der Macht hat er Vorgänge beschrieben, in wel- 
chen die Macht durch die Beeinflussung und Formung von Einstellung und 
Präferenzen sicherstellt, dass Konflikte vollständig unterbleiben und die Macht 
auf uneingeschränkte Akzeptanz trifft (ebd.: 28f). Die literarische Arbeit Lee 
Kwang-sus in seiner späteren Phase bewegt sich in dieser dritten Dimension 
der Macht. Sein Schreiben ist von ıhr beeinflusst in dem Sinne, dass ihm das 
Bewusstsein dafür zu fehlen scheint, wie sehr er ein ungleiches Machtverhält- 
nis stützt, sich damit in den Dienst der Legitimation der imperialistischen 
Herrschaft Japans stellt und durch seine publizistische und literarische Arbeit 
entscheidend zur Produktion einer gesellschaftlich breiten, kritiklosen Akzep- 
tanz dieser Herrschaft beiträgt. 

Es trägt eine gewisse Ambivalenz in sich, einen Autor wie Lee Kwang-su für 
seinen Ansatz „Zivilisation und Aufklärung“ zu kritisieren, denn dies impli- 
ziert einem Orientalen vorzuschreiben, wie eine Aufklärung nach westlichem 
Vorbild gefälligst hätte aussehen sollen. Wenn man Lee Kwang-sus Aufklä- 
rungsbegriff näher betrachtet, sieht man jedoch, dass er sich damit fern jeder 
Aufklärung befindet, deren vornehmste Aufgabe es doch wäre, bestehende 
Herrschaftsverhältnisse und auch sich selber in Frage zu stellen. Bei aller Be- 
tonung von freiem Willen, Individualität und Unabhängigkeit, die bei ihm 
auch zu finden ist (vgl. Kim 2007), handelt es sich letztlich nur um rhetori- 
sche Formeln, mit der eine Apologie der hegemonialen Macht Japans maskiert 
wird. Seine Aufklärung ist eine radikale, ihres eigentlichen Charakters nicht 
bewusste, opportunistische Gegenaufklärung. 

Im Zusammenhang mit der Propagandaformel von der Einheit Japans und 
Koreas ın einem Körper ist auch ein Vorgang von Interesse, den man als Hei- 
ratspolitik bezeichnen könnte. Es gab eine japanische Zeitschrift mit dem Ti- 
tel Ein Körper von Japan und Choson, die im Januar 1940 zum ersten Mal 
erschien. Ihr Gründer, ein Koreaner namens Park Nam-Gyu, führte auch ein 
Unternehmen, das sich der „Schaffung eines Körpers von Japan und Choson“ 
widmete, was durch die praktische Verbindung der Herzen von Japaner_innen 
und Chosoner_innen realisiert werden sollte. Das Hauptgeschäft dieses Un- 
ternehmens und dieser Zeitschrift war Naesunkyeolhon, die Förderung und 
Anbahnungn von Heiraten zwischen Japaner_innen und Koreaner_innen. 
Vom Generalgouvernement wurden die Aktivitäten des Unternehmens tatkräf- 
tig unterstützt, was dazu führte, dass es sich rasant zu einer großen landeswei- 
ten Organisation mit 66 Zweigstellen entwickelte, die sich auf ganz Choson 
verteilten (Kim 2008: 96f). Wie die nähere Analyse des Vorgangs durch Kim 
ergibt, hatten die Heiraten für die Japaner eine wichtige Bedeutung bei der 
Rekrutierung von Chosonern für den Krieg gegen China. Es waren vor allem 
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Japaner_innen, die an chosonische Männer vermittelt wurden, die bereit wa- 
ren, für Japan in den Krieg zu ziehen. Wie sich statistisch nachweisen lässt, 
waren die weitaus meisten Verbindungen, die über die von den Kolonialbe- 
hörden geförderten Heiratsvermittler zustande kamen, solche zwischen einem 
chosonischen Mann und einer japanischen Frau (ebd.: 97; 100). Die Assimila- 
tionsbemühungen der Japaner konzentrierten sich demnach vor allem auf die 
Männer des kolonisierten Landes, was auch der männerdominierten Struktur 
beider Länder geschuldet sein dürfte. Die von Kim dargestellte Heiratspolitik 
hat in der Kolonialgeschichte eine einzigartige Stellung. Eheliche Verbindun- 
gen zwischen Kolonisten und Kolonisierten sind an sich zwar nichts Unge- 
wöhnliches, doch haben sie sich in der Regel auf Beziehungen zwischen Män- 
nern aus den Metropolen und Frauen aus der Peripherie beschränkt - Bezie- 
hungen, die häufig von Gewalt und von männlichen Phantasien über die sinn- 
liche schwarze Frau oder Orientalin bestimmt waren. Von der offiziellen För- 
derung der Heirat beispielsweise von Engländer_innen mit Nigerianern oder 
von Frauen aus Frankreich mit Senegalesen zu Kolonialzeiten hat man noch 
nichts gehört. Die Unterstützung der Eheschließung zwischen Chosonern und 
Japanerinnen dürfte vor allem dem Umstand geschuldet sein, dass die Her- 
kunft der Ehepartner hier nicht unmittelbar an der äußeren Erscheinung fest- 
gemacht werden konnte. 


3. Kontinuitäten kolonialen Bewusstseins 


Die durch die Kolonisierung Koreas gelegten Denk- und Wahrnehmungsstruk- 
turen blieben in Korea auch nach der offiziellen Dekolonisierung wirksam. 
Denn das vorherrschende Denken war bei aller antikolonialen Kritik nach 
1945 weiterhin der Vorstellung verhaftet, es sei zum Wohle der Nation not- 
wendig, einen Entwicklungsrückstand aufzuholen, nur war dieses Denken nun 
eng verknüpft mit einer sich unumschränkt bahnbrechenden kapitalistischen 
Ideologie (Schmid 2002: 267). Die Rhetorik der Entwicklungsstrategien von 
Diktator Park Chung-Hee konnte nahtlos an die von der Kolonialmacht über- 
nommenen und verinnerlichten westlichen Denkmuster und Hierarchisierun- 
gen anknüpfen, um das in den 60er und 70er Jahren des letzten Jahrhunderts 
vorangetriebene Projekt der Industrialisierung als weiteren Schritt auf dem 
Wege Koreas hin zum Telos des Erreichens neuer Höhen von Zivilisation und 
Aufklärung erscheinen zu lassen. Die diktatorische Gewalt hatte die imperialis- 
tische der Kolonisierung beerbt, sie teilweise ersetzt und teilweise fortgeführt. 
Im Mittelpunkt der Bestrebungen standen - fetischgleich - damals wie heute 
hohe Wachstumsraten: Hohes Wachstum sei eines der universellen Entwick- 
lungsziele gewesen, dessen Erreichung sich der Kolonialismus auf die Fahne 
geschrieben habe, das aber erst jetzt im Namen der souveränen Nation habe 
erreicht werden können (ebd.). Die westlichen Werte von Fortschritt und Mo- 
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dernität sind im zeitgenössischen Korea weitgehend als universell gültig akzep- 
tiert. Ein Problem des in Korea vorherrschenden nationalen Paradigmas sei, so 
Watson, dass es nicht vermocht habe, den vom europäischen Kolonialismus 
determinierten Horizont des Systems in Frage zu stellen (Watson 2007: 178). 
Watson als auch Paik führen einige aktuelle Entwicklungen und ihre allgemei- 
ne Akzeptanz in der koreanischen Gesellschaft auf die Kolonisierung durch 
Japan zurück. Watson nennt z.B. den extrem starken Drang der Koreaner zur 
Ausbildung im Ausland. War das Ideal (auch wenn es nur wenigen, wie Lee 
Kwang-su, möglich war) während der Kolonialzeit das Studium in Japan, ins- 
besondere in Tokio, so strömen die koreanischen Studierenden heute in 
sechsstelliger Zahl an amerikanische Universitäten (ebd.: 183). Mussten die 
Koreaner_innen während der japanischen Besatzung die Sprache der Kolonis- 
ten sprechen, so sehen sie sich heute auf sozialen Druck hin gezwungen, Eng- 
lisch zu lernen, mit englischen Sprachschulen an jeder Straßenecke, in einem 
Land mit den pro Kopf weltweit höchsten Ausgaben für private Bildung 
(OECD Factbook 2009), von denen ein großer Teil in Englischkurse investiert 
wird. 

Die Kolonisierung wirkt auch in der zwanghaften, in nahezu allen Bereichen 
der Gesellschaft vorzufindenden Vorstellung nach, Korea müsse sich weiter 
„reformieren“, d.h. modernisieren, um mit den „fortgeschrittenen“, westlichen 
Mächten Schritt zu halten oder sie gar zu überholen. Dieser Modernisierungs- 
drang trat im Jahre 2004 deutlich zutage, als die koreanische Öffentlichkeit 
mit großer Euphorie auf Meldungen reagierte, die besagten, dass es Hwang 
Woo-suk und seinem Forscherteam als weltweit Ersten gelungen sei, einen 
Menschen zu klonen. Die Enttäuschung und narzisstische Kränkung war für 
viele Koreaner_innen entsprechend groß als sich die Berichte der Forscher- 
gruppe ein Jahr später als Fake herausstellten. Doch hätten sich, wie der BBC 
am 13. Januar 2006 berichtete, als die Nachricht bekannt wurde, an die Tau- 
send Menschen zu einer Mahnwache mit Kerzen in Seoul versammelt, um ih- 
re Solidarität mit Klonforscher Hwang zu bekunden, den sie weiterhin als 
„pride of Korea“ bezeichneten (Scanlon 2006). Wie ein Kommentar von 
Hwang selbst zu den Freignissen nahelegt, war es mehr als nur persönlicher 
Ehrgeiz, was ihn bei seiner Fälschung angetrieben hat: „Das einzige, was mir 
vorschwebte, war die Hoffnung, Südkorea an der Weltspitze stehen zu sehen“ 
(ebd.). Ein solcher Satz weist in einem Land wie Korea weit über die bloße 
marktliberale Leistungsrhetorik hinaus und ist immer auch im Kontext kolo- 
nialer Vergangenheit zu lesen. 

Paik geht davon aus, dass die in Korea heute weitverbreitete Annahme der 
Existenz eines homogenen koreanischen Kollektivs ihre Wurzeln im japanı- 
schen Nationalismus der Kolonialzeit hat. Verstärkend und zu einem aggressi- 
ven Nationalismus führend, wirkt Paik zufolge das, was er das „Teilungssys- 
tem“ zwischen Nord- und Südkorea nennt. Im herabwürdigenden Blick auf 
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den potentiellen Feind würden beide Seiten - Norden und Süden - sich ihrer 
Homogenität rühmen, nun unter dem Aspekt der reinen Systemlehre (Paik 
2000: 77). So habe das Teilungssystem im Süden Koreas sowohl „die Funktion 
der Legitimation einer anhaltenden hegemonialen Rolle der USA als auch die 
der Reproduktion von Kolonialität in veränderter Form, dabei Ideologien wie 
Statismus, Nationalismus, Developmentalismus, Rassismus und Sexismus zu 
verstärken“ (ebd. 78). 

Wurde Korea im kolonialen Blick Japans der Logik der Modernisierungstheo- 
rie folgend einst als zurückgeblieben und auf moralisch niedrigerer Stufe ste- 
hend angesehen, so schauen heute nicht wenige Koreaner_innen gen Süden 
und nehmen ihrerseits eine hierarchisierende Einstufung vor, welche den er- 
reichten Stand im Prozess der Modernisierung als Kriterium heranzieht. Sie 
richtet sich heute auf Migrant_innen, die aus Südostasien und Südasien - von 
den Philippinen, aus Thailand oder Pakistan - als Arbeitskräfte nach Korea 
kommen und oft ohne nennenswerte soziale Absicherung und nicht selten un- 
ter Gefahren für Leib und Leben" arbeitend nur einen kärglichen Lohn erhal- 
ten. Diese Hierarchisierung ist ebenso in den von „nationalen Interessen“ ge- 
leiteten, zunehmend als neokolonial zu bezeichnenden Beziehungen Südkore- 
as zu Ländern des Südens zu finden. Und sie ist auch präsent in der von Ko- 
reaner_innen verfassten fiktionalen Literatur über Südasien. 

Lee Ok-Sun hat in ihrer Analyse der zeitgenössischen Romane von Kang Sok- 
Kyeung herausgearbeitet, wie die Autorin in ihrer Literatur den Orientalismus 
der Engländer reproduziert, den diese in der Kolonie Indien in der Beziehung 
zu den als subaltern aufgefassten Inder_innen entwickelten. Die Verfasserin 
dieser Werke hat längere Zeit in Indien gelebt und einige ihrer Sujets dort an- 
gesiedelt. Wie Lee darlegt, macht Kang in ihren Arbeiten die Inder auf die 
gleiche Weise, wie es früher die Engländer taten, zu bloßen Objekten ihrer 
Anschauung. In ihrem Roman Alle Sterne der Welt gehen in Lasa auf tritt die 
Hauptfigur Sung-Ja auf, eine Koreanerin, die in Indien lebt und hier aus- 
schließlich Kontakt mit Europäern pflegt. Inder_innen dienen der Autorin bei 
diesen Darstellungen bloß als Hintergrundkolorit (Lee 2002: 110f). Dem Sub- 
alternen gestattet sie nicht zu sprechen, es wird in einer, wie Spivak es nennt, 
„Position ohne Identität“ verortet. (Spivak 2005: 476). Die Protagonistin des 
Romans von Kang gefällt sich darin, den Europäern in Indien auf gleicher 
Augenhöhe zu begegnen, das heißt auch in dem gleichen hierarchischen Ver- 
hältnis den Einheimischen gegenüber. Interessant ist eine von Lee geschilderte 
Szene aus dem Roman, in der die Protagonistin Sung-ja, die eine Beziehung 
mit dem Engländer John begonnen hat, ein Foto ihrer Eltern mit einem von 


13 Die vergleichsweise hohe Zahl der tödlichen Unfälle im Baugewerbe ist darauf zurückzufüh- 
ren, dass man in Korea bevorzugt in die Höhe baut, mit der Sicherung bei der Arbeit in der 
Höhe aber eher lax umgeht, was zu vielen Abstürzen von Bauarbeitern führt. 
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Johns Eltern vergleicht. Während das englische Paar das Glück in persona zu 
verkörpern scheint, empfindet Sung-ja ein Ungenügen, als sie das Foto ihrer 
Eltern daneben legt. Sie werden als weder intelligent noch elegant beschrieben. 
Es sei auf den ersten Blick zu erkennen, dass es sich um ländliche Leute hand- 
le. Dennoch würden sie nicht das schlichte Gefühl vermitteln, das man von 
Leuten erwarten könne, die in der Natur leben (Lee 2002: 109). Was sie wahr- 
nimmt, ist eine Abwesenheit: „Sie schienen wie ein normales Porträt des 
leichtherzigen Zeitalters, das vom Materialismus verschlungen wurde“ (Kang 
zit. n. Lee 2002: 109). So wie Sung-ja den Indern eine eigen Identität ab- 
spricht, wiederholt sich das beim Anblick eines Fotos ihrer Eltern mit diesen. 
In dieser Negation der Identität ihrer Eltern erkennt Lee eine Selbstverleug- 
nung der Handelnden: „Sung-Ja, die Angst davor hat, mit dem unterlegenen 
Osten identifiziert zu werden oder mit diesem etwas gemein zu haben, sorgt 
sich um ihre Verschiedenheit mit dem Westen, in dem sie in Homogenität 
aufgehen möchte“ (Lee 2002: 110). Die Struktur, in welcher der Orientalismus 
von Sung-Ja mit seinen Ambivalenzen angelegt ist, tritt in ihrem Verhalten klar 
zutage, sie reproduziert ihn aus Furcht, selber zum Objekt einer Orientalisie- 
rung zu werden. Im Hintergrund stehen die koloniale und neokoloniale Erfah- 
rung der eigenen Familie und der Gesellschaft, aus der sie stammt. Die totale 
Negation von koreanischer Identität zugunsten einer japanischen bei den lite- 
rarischen Figuren Lee Kwang-sus während der Kolonialzeit findet heute bei 
Kang Sok-Kyeung ihre Fortsetzung in der Figur der Sung-ja, die ihre Eltern 
verleugnet, um ihre am Westen orientierte Identität zu stützen. 

Wer dieser Tage durch Seoul schlendert, kann noch ein weiteres Zeugnis für 
die andauernde Wirkung der kolonialistischen Ideologie wahrnehmen: Auf ei- 
nem Werbeplakat für eine Kaffeehauskette ist die koreanische Eiskunstläuferin 
Kim Yuna abgebildet. Beschriftet ist das Plakat in großen Lettern mit der im- 
perativischen Losung Be White! Als amtierende Weltmeisterin ist Kim sehr er- 
folgreich in einem Sport, der bis zum Ende des 20. Jahrhunderts die unange- 
fochtene Domäne von Sportler_innen aus dem Westen und dem Ostblock 
war. Sie hat sich also in einem, nicht nur der weißen Lauffläche wegen, als 
weiß zu bezeichnenden Sport an die Spitze vorgekämpft. Die Cafewerbung 
kokettiert mit der schillernden Vielschichtigkeit, die Weißheit im gegebenen 
Zusammenhang hat: Kaffee als Getränk, das zuerst in Europa populär wurde; 
ein Getränk, das man geweißt trinken kann; eine Pflanze die als cash crop eine 
bedeutende Rolle in den kolonialen und neokolonialen Beziehungen zwischen 
Zentrum und Peripherie spielte und noch spielt; eine weiße Eisfläche, auf der 
man Schlittschuh laufen kann; eine nicht-weiße Sportlerin, die in einer weißen 
Sportart erfolgreich ist und dadurch - der Slogan behauptet es - weiß wird. 
Was von der Botschaft des Plakats vor allem haften bleiben wird, ist die Ver- 
bindung von Whiteness und Erfolg: Sei weiß und du wirst erfolgreich sein. 
Die in Korea auf die Kolonisierung durch Japan zurückgehende Vorstellung, 
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man könne durch die Teilnahme am Prozess der Modernisierung einen höhe- 
ren Grad an Whiteness erlangen, spiegelt sich hierin deutlich wider. 

Wie die zuletzt aufgeführten Beispiele belegen, ist das kolonialistische Be- 
wusstsein in Südkorea auch lange nach der Dekolonisierung weiterhin viru- 
lent. Es äußert sich vor allem in einer Unsicherheit hinsichtlich dessen, was 
Identität in Südkorea bedeuten kann. Sie wird durch die entfremdenden Pro- 
zesse der rasant fortschreitenden Durchkapitalisierung der südkoreanischen 
Gesellschaft verstärkt, einer Durchkapitalisierung, die noch teilweise auf den 
durch die Kolonialisierung etablierten Strukturen fußt. 

Das Paradoxe am großen wirtschaftlichen Erfolg Südkoreas ist, dass er sich zu 
nicht geringen Teilen der weitverbreiteten, auf die Kolonialzeit zurückzufüh- 
renden, internalisierten Vorstellung von einem minderen Selbst verdankt. Ein 
Selbstbild, von dem wenig Widerstand gegenüber den im Namen der Moder- 
nisierung vorangetriebenen Entwicklungen auszugehen vermag und das im 
Gegenteil ständig zum Erklimmen neuer Höhen anspornt. 

Die Ideale von Fortschritt und Modernisierung, einst von der Kolonialmacht 
Japan propagiert und mit einer Japanisierung verbunden, sind weiterhin do- 
minierend für das Bewusstsein der meisten Menschen in Südkorea, nun nicht 
mehr vermittelt über die Instanz der einstigen Kolonialmacht, sondern direkt 
am Westen orientiert, insbesondere an den Vereinigten Staaten, die Japan in 
vielerlei Hinsicht beerbt haben. 

Diese strukturell sich auswirkenden Kontinuitäten postkolonialen Bewusst- 
seins/Unbewusstseins spielen einer Aufrechterhaltung des Teilungssystems zwi- 
schen Nord- und Südkorea in die Hände, denn die scharfe Abgrenzung ge- 
genüber dem Norden ist neben der Fokussierung auf Modernisierung und 
Wachstum und der vom Konfuzianismus geprägten patriarchalischen Werte- 
ordnung eines der wenigen Elemente, die für die Mehrheit der Südkorea- 
ner_innen eine sichere Orientierung bieten. 
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Stefanie Kron 


Grenzen im Transit 
Zur Konstitution politischer Subjektivitäten 
in transmigrantischen Räumen 


1. Einleitung 


Die Migrationsforschung in und zu den Amerikas hat in den vergangenen 
beiden Jahrzehnten eine transnationale Wende vollzogen. Dabei ist der me- 
thodologische Nationalismus der Integrationsforschung in Frage gestellt wor- 
den und grenzüberschreitend wandernde Migranten/-innen sind als Akteure 
und Subjekte transnationaler Prozesse in den Mittelpunkt des Interesses ge- 
rückt (vgl. Levitt und Sorensen 2004; Schiller und Wimmer 2003). Dies zeigt 
sich unter anderem in zahlreichen Studien über Formen der politischen Orga- 
nisation, Loyalität und Partizipation in transmigrantischen Kontexten (vgl. et- 
wa Guarnizo u.a. 2003; Pessar 2001; Portes u.a. 2007; Schütze 2007; Vertovec 
2009). Der Bedeutung von politischen Grenzen und ihrer Überschreitung für 
die Konstitution politischer Subjektivitäten hat diese akteurszentrierte For- 
schung zur transnationalen Migration indessen bislang wenig Aufmerksamkeit 
gewidmet. Dies liegt meiner Meinung nach darin begründet, dass der Beitrag 
postkolonialer Theorie-Ansätze „zur Diskussion zwischen Subjekt und Diffe- 
renz“, d.h. zu einer „Mikrosoziologie kultureller Artikulationen“ (Costa 2005: 
242) in der auf die Amerikas bezogenen empirischen sozialwissenschaftlichen 
Migrationsforschung nach wie vor kaum berücksichtigt wird. 

In diesem Text möchte ich daher zum einen aufzeigen wie Grenzüberschrei- 
tungen in der Migrationsforschung mit Hilfe postkolonialer Ansätze theoreti- 
siert werden können, um einen Rahmen für die empirische Analyse politischer 
Subjektivitäten in transmigrantischen Kontexten zu entwickeln. Zum zweiten 
möchte ich den vorgeschlagenen Analyserahmen anhand des Fallbeispiels der 
Konstitution politischer Subjektivitäten im Kontext der Rückkehrbewegung 
guatemaltekischer Kriegsflüchtlinge aus dem mexikanischen Exil anwenden. 
Diese Bewegung, auch als el retorno (die Rückkehr) bekannt, kann im latein- 
amerikanischen Kontext als ein paradigmatischer Fall für die Debatte um poli- 


1 Ich danke Maria Lidola für ihre Anmerkungen und Kommentare zur Diskussion um das In- 
tersektionalitäts-Konzept. 
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tische Bewusstseinsbildung in der grenzüberschreitenden Migration gelten (vgl. 
u.a. Pessar 2001). Zum Hintergrund: Die große Mehrheit der rund 23.000 
Rückkehrer/-innen von Kriegsflüchtlingen gehören Familien von indigenen 
Kleinbauern (campesinos) und Tagelöhnern an, die in den frühen 1980er Jah- 
ren aus Guatemala in den Süden des Nachbarlandes Mexiko vertrieben wor- 
den waren und dort in Flüchtlingscamps lebten, die v.a. vom Flüchtlings- 
hochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) verwaltet wurden. Ins- 
besondere die indigenen Frauen wurden von der guatemaltekischen Armee zur 
‚nationalen Bedrohung‘ stilisiert und besonders hart verfolgt. In den 1990er 
Jahren kehrten die Flüchtlinge schließlich nach Guatemala zurück und siedel- 
ten sich in neu erbauten ländlichen Siedlungen an, die von dem Modell 
kommunaler sozialer Organisation der indigenen Gemeinde (comunidad in- 
digena) beeinflusst waren. Der Rückkehr und Wiederansiedlung war ein jahre- 
langer und schließlich erfolgreicher Prozess der politischen Mobilisierung der 
Flüchtlinge und der Verhandlungen mit den guatemaltekischen Regierungen 
über die Bedingungen für eine selbstbestimmte Rückkehr vorausgegangen. 
Hierzu zählten das Recht auf eine selbstorganisierte und kollektive Rückkehr, 
der Zugang zu Land, physische Integrität, Demilitarisierung sowie lokale kul- 
turelle und politische Autonomie. 

Friedens- und entwicklungspolitische Akteure, Sozialwissenschaftler/-innen 
und Experten/-innen internationaler Organisationen sahen in den Rückkeh- 
rern (retornados) und insbesondere in den Rückkehrerinnen (retornadas) auf- 
grund ihres hohen Grades der Politisierung eine wichtige pressure group für 
den Friedens- und Demokratisierungsprozess in Guatemala (vgl. u.a. Garbers 
2002: 165).? Dabei fällt auf, dass nahezu alle Publikationen, die sich mit der 
Frage der politischen Mobilisierung der Flüchtlinge für ihre Rückkehr befas- 
sen, zu dem Schluss kommen, diese sei v.a. durch eine Art ‚Suche nach einem 
Platz in der Nation‘ beeinflusst worden. 

Darüber hinaus können drei Interpretationsmuster unterschieden werden: So 
wird el retorno entweder vorrangig als Prozess der Selbsterkenntnis der Flücht- 
linge analysiert, Teil der historisch diskriminierten indigenen Maya-Bevöl- 
kerung Guatemalas zu sein (vgl. etwa Stepputat 1994, Warren 1998, Crosby 
1999, Nolin Hanlon 1999). Oder aber e/ retorno wird als Prozess gesehen, der 
vor allem die Bildung einer Klassenidentität als Kleinbauern und Tagelöhner 
unter den Flüchtlingen beförderte (vgl. z.B. Manz 1988, Avancso 1992, Falla 
1992). Ein drittes Muster der Interpretation bewertet die Rückkehrbewegung 
hingegen als Prozess, der ein ungewöhnlich politisiertes Gender-Bewusstsein 


2 Meine eigene Feldforschung zur Rückkehrbewegung el retorno führte ich im Jahr 2002 in 
drei der insgesamt rund 50 Rückkehrgemeinden comunidades retornadas dieser Gruppe e- 
hemaliger Kriegsflüchtlinge durch. Sie beinhaltete ethnographische und biographische Erhe- 
bungsmethoden (vgl. Kron 2005, 2007, 2008). 
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unter den Frauenflüchtlingen hervorgebracht habe (vgl. u.a. Arbour 1994, 
Maquin und CIAM 1994, Pessar 2001). 

Die genannten Studien heben zwar die Bedeutung von Erfahrungen der 
Grenzüberschreitungen - die Vertreibung nach Mexiko und die Rückkehr 
nach Guatemala - als zentral für die politische Bewusstseinsbildung der 
Kriegsflüchtlinge hervor. Dennoch wird, neben der Annahme, die Vertrei- 
bungserfahrungen und der Kampf um Rückkehr hätten die Bildung bzw. Stär- 
kung einer nationalen Identität zur Folge gehabt, jeweils nur eine der gängigen 
sozialen Kategorien von Identität und Ungleichheit, d.h. entweder race, Klasse 
oder gender, als Motor für die politische Artikulation der Flüchtlinge festge- 
schrieben.’ 

Ich vertrete dagegen die These, dass die Flüchtlinge im Kontext von el retorno 
‚diasporische Subjektivitäten‘ als Motor ihres politischen Handelns konstitu- 
ierten, welche weniger von der Suche nach eindeutigen Verortungen in be- 
stimmten nationalen Kontexten und sozialen Kategorien geformt wurden. 
Konstitutive Momente waren vielmehr die Erfahrungen der Überschreitung 
politischer Grenzen sowie die damit verbundenen Verschiebungen symboli- 
scher Grenzen etwa von race, gender und Klasse. 

Ich gehe deshalb zunächst der Frage nach, inwieweit die Konzepte der Inter- 
sektionalität und des so genannten border feminism (Feminismus der Gren- 
zen) geeignet sind, diese These zu stützen und wo ihre Begrenzungen liegen. 
Im Anschluss daran diskutiere ich methodische Fragen, welche bei der empiri- 
schen Umsetzung der theoretischen Überlegungen auftauchen. Der vierte Teil 
des Textes beinhaltet Thesen zur Anwendung des Analyserahmens auf das 
Fallbeispiel der Rückkehrbewegung el retorno. 


2. Theoretische Überlegungen: 
Intersektionalität und/oder Border Feminism? 


Kimberle Crenshaw führte Mitte der 1980er Jahre den Begriff der Intersektio- 
nalität als ein Konzept in die Debatte um Identitätspolitiken ein, das zur 
„Vermittlung in Bezug auf die Spannungen zwischen der Behauptung multip- 
ler Identitäten) und der Notwendigkeit von Gruppenpolitiken“ fähig sein 
sollte (Crenshaw 1991: 1242). Seither kreisen die Debatten vor allem um zwei 
methodologische Probleme der Idee von Intersektionalität. Kontrovers disku- 
tiert wird zum einen, welche und wie viele Kategorien von sozialer Ungleich- 
heit und Identität - wie etwa Klasse, race und gender, aber auch Religion oder 
Region - in ein Konzept von Intersektionalität aufgenommen werden sollten 
(vgl. zu dieser Diskussion u.a. McCall 2005 und Knapp 2005). Eine zweite 


3 Mit Ausnahme der Begriffe race und gender, für die es im Deutschen keine adäquate Über- 
setzung gibt, wurden alle englisch- und spanischsprachigen Zitate, Begriffe und Konzepte 
von der Autorin dieses Beitrags ins Deutsche übersetzt. 
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Debatte problematisiert das analytische Grundprinzip von Intersektionalität: 
Gemeint ist die analytische Kategorie sozialer Kategorien. Postkoloniale Theo- 
retikerinnen wie etwa Avtar Brah (1996) kritisieren die wissenschaftliche Kate- 
gorie der Kategorie, indem sie ihre Kontingenz sowie ihre Machtbeziehungen 
produzierende und strukturierende Wirkung herausstellen. Diese wissen- 
schaftskritische Hinterfragung bzw. Dekonstruktion analytischer Kategorien 
des Sozialen wird auch als Ansatz der antikategorialen Komplexität bezeich- 
net. „Soziales Leben“, schreibt Leslie McCall (2005: 1773) hierzu, „wird als 
nicht reduzierbare Komplexität gesehen, das von multiplen und fließenden 
Determinierungen von Subjekten und Strukturen geprägt ist.“ Der antikatego- 
riale Komplexitätsansatz kommt dem border feminism (Feminismus der Gren- 
zen) am nächsten, der ebenso wie das Intersektionalitäts-Konzept in den 
1980er Jahren in den USA auftauchte. Anders jedoch als die afroamerikani- 
sche Prägung der frühen Debatten um Intersektionalität, war der border femi- 
nism von der chicana Bewegung beeinflusst. Theoretisiert wurde er v.a. von 
Gloria Anzaldüa (siehe auch Garcia 1989).* In ihrem Buch Borderlands/la 
frontera: The New Mestiza (1987) definiert Anzaldüa den für den border fe- 
minism zentralen Begriff des borderland (etwa: Grenzlandschaft). Sie schreibt: 
„Ein borderland ist ein unbestimmter Ort, geschaffen durch die emotionalen 
Rückstände unnatürlicher Grenzziehungen. Es ist ein permanenter Zustand 
des Übergangs. Das Untersagte und das Verbotene sind seine Bewohner“ (An- 
zaldua 1987: 3). Dieses Verständnis der Grenze als einer Zone des Übergangs 
beinhaltet bei Anzaldüa auch das Potenzial „radikaler politischer Subjektivi- 
tät“, die, Nancy Naples (2008: 7) zufolge, das analytische Markenzeichen von 
Borderlands/la frontera ist: „Anzaldua [...] sieht borderlands als Orte, welche 
jene, die sie bewohnen, dazu befähigen, die Widersprüche und Spannungen 
diverser Settings zu verhandeln.“ Laut Chela Sandoval (1998: 360) betont An- 
zaldüas Konzeption politischer Subjektivität die Aneignung von Handlungs- 
macht (agency) und zwar durch Grenzgänge, d.h. durch Verhandlungen und 
Bewegungen „zwischen races, genders, Sexualitäten, Kulturen, Sprachen und 
akademischen Disziplinen“. Diese Strategie der Differenz bezeichnet Sandoval 
auch als „diasporische Strategie des Bewusstseins und der Politik“. Die ur- 
sprünglich eher von den Literatur- und Kulturwissenschaften aufgenommenen 
Konzepte des borderland und der diasporischen Subjektivitäten werden inzwi- 
schen auch in den Sozialwissenschaften diskutiert (vgl. u.a. Naples 2008). In 
diesem Kontext kritisieren Soziologen wie Pablo Vila die Tendenz, „Grenzgän- 
ger oder das Hybride [...] als neues privilegiertes Subjekt der Geschichte zu 
konstruieren“ (2003: 307). Daher sollten, wie auch Mechana Nayak und Jenni- 
fer Suchland (2006: 480) betonen, die von Exklusion und Gewalt geprägten 
Erfahrungen von Migranten/-innen an und mit politischen Grenzen ebenfalls 


4  Chicano oder chicana ist eine Selbstbezeichnung der Mexican Americans. 
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in die Analyse mit einbezogen werden, denn auch diese Erfahrungen formen 
die Subjektivitäten von Grenzgänger/-innen mit. 


3. Border Feminism, Intersektionalität und empirische Praxis 


Der border feminism radikalisiert also das Verständnis politischer Subjektivitä- 
ten, indem er, anders als die Intersektionalitäts-Ansätze, die Bewegungen und 
(Ver-)Handlungen in Grenzbereichen sozialer Kategorien in den Mittelpunkt 
politischer Bewusstseinsbildung und Handlungsmacht rückt. Wie jedoch lässt 
sich dieser theoretische Input mit der empirischen Forschungspraxis verbin- 
den? Denn die empirische Umsetzung einer Theorie der borderlands und der 
‚diasporischen Subjektivitäten‘ erscheint ohne den Rückgriff auf die analyti- 
sche Kategorie sozialer Kategorien zunächst schwierig. Avtar Brah versucht 
dieses Problem zu lösen, indem sie soziale Kategorien als kontingent, d.h. als 
Markierer eines „umkämpften Feldes“ konzeptualisiert (1996: 110). Dies be- 
deutet, dass soziale Kategorien abhängig von den jeweils spezifischen histori- 
schen, politischen, sozialen, kulturellen und akademischen Kontexten unter- 
schiedliche Bedeutungen annehmen können. Diese Erwägungen wiederum las- 
sen weitere Fragen aufkommen, etwa welche methodischen Instrumente geeig- 
net sind, um die Idee zu berücksichtigen, dass Kategorien verschiedene Bedeu- 
tungen annehmen können? Oder: Wie verschiebt sich die Bedeutung dieser 
Kategorien, wenn das Individuum auch in anderen Kategorien verortet ist? 
Und welche sozialen Kategorien sollten vom/von der Wissenschaftler/-in her- 
vorgehoben werden, in anderen Worten, wie können die jeweils relevanten Ka- 
tegorien für die Konstitution politischer Subjektivität identifiziert werden? 

In Anlehnung an Brah schlage ich daher einen mehrdimensionalen Analysean- 
satz vor: Auf der Makroebene geht es dabei um eine Rekonstruktion des poli- 
tischen, soziokulturellen und historischen Kontextes, in den die fokussierte 
Gruppe von Migranten/-innen eingebettet ist. Ziel ist hier, deren kulturelles 
Bedeutungssystem - und damit die zweite Ebene der Analyse - zu identifizie- 
ren, also das, was Stuart Hall (1997) ein „System der kulturellen Repräsentati- 
on“ und Homi Bhabha (1990) „Narrativ“ nennt. Diese Begriffe sind von Be- 
nedict Andersons (1983) Idee der Nation als einer imaginierten politischen 
Gemeinschaft (imagined community) beeinflusst, die auf kollektiven histori- 
schen Erzählungen (Narrativen) basiert und durch diese reproduziert wird. 
Wie Bhabha (ebd.), Hall (1990) oder auch Paul Gilroy (1993) betonen, schaf- 
fen jedoch nicht nur nationale Mehrheitsgesellschaften und Nationen ohne 
Staaten, sondern auch ethnische und kulturelle Minderheiten sowie migran- 
tische- oder Flüchtlingsgruppen ihre eigenen historischen Narrative als Ele- 
ment der politischen Bewusstseinsbildung. Diese Narrative sind Systeme der 
kulturellen Repräsentation politischer Gemeinschaften, die ebenso imaginiert 
sind wie die Nation, die aber über die Grenzen gegebener Nationalstaaten hi- 
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nausgehen, indem sie historisch marginalisierte Erfahrungen von Flucht, Ver- 
treibung, Emigration und Exil hervorheben. Sie werden daher von Gilroy als 
„diasporische Narrative* und von Bhabha als „Gegenerzählungen“ (counter 
narratives) zur Nation bezeichnet. Was die Mikroebene des mehrdimensiona- 
len Analyseansatzes betrifft, sieht Brah „das Erzählen des Selbst und des Rests“ 
(1996: 138) als zentralen Ansatz. Hier bieten sich biographische Methoden 
(vgl. Schütze 1983) an, um zu rekonstruieren, was Hall ähnlich wie Brah „Er- 
zählung unseres Ichs“ (1994: 183) nennt. Hall zufolge stellen wir die Wahr- 
nehmung individueller Identität über eine biographische Ich-Erzählung her: 
„Wenn wir meinen, eine einheitliche Identität von der Geburt bis zum Tod zu 
haben, dann bloß, weil wir eine tröstliche Geschichte oder ‚Erzählung unseres 
Ichs’ über uns selbst konstruieren“ (ebd.). Wie die Biographieforscherin Marie- 
Francoise Chanfrault-Duchet (1991: 81) betont, enthält die Ich-Erzählung 
auch verschiedene „Mythen des Ich“, die den partikularen Erfahrungen einer 
Person Sinn und Kohärenz verleihen. Eine Ich-Erzählung kann indessen nur 
entstehen, wenn auf symbolische Orte für Subjektpositionierungen und damit 
für die Artikulation des Ich zugegriffen werden kann. Das bedeutet, dass eine 
Ich-Erzählung immer eingebettet ist in ein kollektives Bedeutungssystem, also 
in ein System der kulturellen Repräsentation, welches seinerseits kollektive 
Mythen sowie u.a. vergeschlechtlichte soziale Modelle und -Konstruktionen 
beinhaltet. Subjektpositionierungen sind jedoch, wie Brah und Hall betonen, 
immer momentan und flüchtig, d.h. sie sind abhängig von Zeit und Ort der 
Erzählung sowie vom Gegenüber der oder des Erzählenden. Hall prägte hier- 
für den Begriff des „dezentrierten Subjekts“ (Hall 1994: 183). 


4. El Retorno, Grenzüberschreitungen und politische Subjektivitäten 


Wie der skizzierte methodologische Rahmen zur Analyse politischer Subjekti- 
vitäten in transmigrantischen Kontexten angewendet werden kann, möchte ich 
nun anhand einiger Thesen zur Rückkehrbewegung e/ retorno zeigen. 


4.1 Den Kontext rekonstruieren: 
Rassismus und Gemeinschaftsbildung in Guatemala 


Die Retorno-Bewegung war von einer kollektiven Gegenerzählung zur Nation 
begleitet, die ich das ‚dominante Narrativ der Rückkehr‘ nenne. Dieses Narra- 
tiv, aber auch die damit verbundenen Ich-Erzählungen und politischen Sub- 


5 Brahs und Halls Analyse des momenthaften Charakters der Subjektkonstitution beleuchtet 
auch die Probleme der kulturellen Übersetzung und der Machtbeziehungen, die das Ver- 
hältnis zwischen Wissenschaftler/-in bzw. Interviewer/-in und subalternen Gruppen im Kon- 
text biographischer und ethnographischer Forschungsmethoden prägen und die ein hohes 
Maß der kritischen Reflexion der eigenen kulturellen und sozialen Position als Wissenschaft- 
ler/-in erfordern (vgl. hierzu u.a. Behar 1993, Radcliffe/Westwood 1993). 
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jektivitäten, werden der/dem Europäer/-in indessen nur durch die Rekonstruk- 
tion des gesellschaftlichen Kontextes, d.h. vor dem Hintergrund der spezifi- 
schen Geschichte und Form des postkolonialen Nationalstaates in Guatemala, 
verständlich. Dieser basiert auf der Konstruktion, Abwertung und Exklusion 
der indigenen Bevölkerungsmehrheit. Die Segregation und ethnisch bestimmte 
Fragmentierung des nationalstaatlichen Raumes wurde zum zentralen Prinzip 
der Herrschaft, eine Machtgeographie, die der Anthropologe Yvon Le Bot 
(1995: 309) als „Apartheidsregime“ bezeichnet. Dieses Konzept der so genann- 
ten ladinischen Nation (naciön ladina) markierte als diskursive Formation alle 
nationalstaatlichen Modernisierungsprojekte in Guatemala, angefangen von 
der Etablierung des liberalen Agrarexportstaates in den 1870er Jahren, bis hin 
zum Aufstandsbekämpfungs- und Entwicklungsprogramm, dem ‚Nationalen 
Plan für Sicherheit und Entwicklung‘ (Plan Nacional de Seguridad y Desarrol- 
lo - PNSD) der Militärregierungen Anfang der 1980er Jahre. Die Konstruktion 
der ethnischen Differenz wirkte im Rahmen dieser Projekte als dynamischer 
Mechanismus der sozialen Grenzziehung. So haben sich die konkreten Bedeu- 
tungen ethnischer Zuschreibungen wie indio, ladino und criollo und die da- 
mit verbundenen sozialen Positionierungen über die Zeit hinweg verschoben 
(Smith 1990: 3).* Vor diesem Hintergrund kann die - aus den von der katholi- 
schen Kirche während der Kolonialzeit angelegten und verwalteten Siedlungen 
für die indigene Bevölkerung (reducciones oder pueblos de indios) hervorge- 
gangene - comunidad indigena als flexibles Konzept der kommunalen Verge- 
meinschaftung und kulturellen Identifikation der indigenen Gruppen in Gua- 
temala gesehen werden. Und obgleich sich die comunidad indigena den jewei- 
ligen politischen Kräfteverhältnissen entsprechend mehr oder weniger gegen- 
über dem (National-)Staat und der herrschenden Gesellschaft öffnete (Garbers 
2002: 26-35), war und ist die Beziehung zwischen der ‚Welt der comunidades‘ 
und der nationalen Gesellschaft in Guatemala von einem „antagonistischen 
Verhältnis“ (Smith 1990: 13) geprägt. 

Der 1982 unter der Militärregierung von General Efrain Rios Montt in Gang 
gesetzte ‚Nationale Plan für Sicherheit und Entwicklung‘ radikalisierte die ge- 
nannten Kennzeichen nationaler Vergemeinschaftung. Er zielte auf die Zerstö- 


6 Der Begriff ladino bezeichnet in Guatemala Menschen, die eine auf deskriptiven Kriterien 
beruhende ‚indigene Lebensweise’ abgelegt haben und daher mestizisch (geworden) sind (vgl. 
Le Bot 1995: 20). Mit den liberalen Reformen 1871 in Guatemala wurde der ladino in Ab- 
grenzung zum criollo (Nachfahre der spanischen Eroberer oder europäischer Einwanderer) 
wie auch zum indio als imaginäres nationales Subjekt des neuen postkolonialen National- 
staats definiert. Der Begriff ladino markiert daher sowohl die Differenz zu Europa als auch 
zu den indigenen Gruppen Guatemalas. So basiert die dominante nationale Gründungser- 
zählung des postkolonialen Guatemala nicht auf dem ‚Mix der Kulturen‘, der mestizaje wie 
etwa in Mexiko, sondern auf einem erfolgreich von criollos und ladinos, die gegen die spa- 
nische Krone aufbegehrten, niedergeschlagenen indigenen Aufstand von 1820, ein Jahr vor 
der Unabhängigkeitserklärung (ebd.: 88). 
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rung der comunidad indigena als eine zum Nationalstaat verschiedene und 
damit bedrohliche Form sozialer Organisation und kultureller Identifikation. 
So gehörten zu den wichtigsten Elementen des ‚Nationalen Planes‘ erstens die 
Ermordung oder Vertreibung der zur ‚kommunistischen Gefahr‘ erklärten in- 
digenen Gruppen und zweitens die konsequente Einbindung der ‚besiegten‘ 
indigenen Männer in paramilitärische Strukturen (Stepputat 1999: 224). Das 
dritte zentrale Element bestand in der Ausübung systematischer sexueller Ge- 
walt gegen indigene Frauen, insbesondere Mütter und Schwangere, die als bio- 
logische und kulturelle Reproduzentinnen der comunidad indigena wahrge- 
nommen und zur ‚Gefahr für die nationale Sicherheit‘ erklärt wurden (CEH 
1999). Aus einer grenzüberschreitenden Perspektive, lässt sich der historische 
und politische Kontext von e/ retorno wie folgt zusammenfassend beschrei- 
ben: Die mit dem Nationalstaat in Guatemala verbundenen Herrschaftsprinzi- 
pien der Segregation und der Exklusion der indigenen Gruppen haben zu ei- 
nem Auseinanderfallen von geographischem Raum und Kultur (Nation versus 
comunidad) innerhalb der staatlichen Grenzen, d.h. zu einer ‚Nation kurzer 
Reichweite‘ geführt, aus der die indigenen Gruppen weitgehend ausgeschlossen 
waren und mit der sie sich deshalb kaum identifizierten. Flucht und Exil ma- 
nifestierten dieses Auseinanderfallen jenseits der staatlichen Grenzen in den 
mexikanischen Flüchtlingscamps. ‚Exil‘ bedeutete für die Flüchtlinge deshalb 
zwar Zerstörung und Verlust, aber nicht Heimatlosigkeit im Sinne ‚nationaler 
Entwurzelung‘. EI retorno als Form der politischen Artikulation machte viel- 
mehr ihre eng an die comunidad indigena geknüpften sozialen und kulturellen 
Praktiken sichtbar, welche sich nicht in die Nationalkultur einschreiben. 


4.2 Kulturelle Repräsentation: Die Rückkehr 
als Gegenerzählung zur Nation 


EI retorno beinhaltete also das Sichtbar-Werden sozialer und kultureller Prak- 
tiken der vertriebenen indigenen Gruppen oder - mit anderen Worten - ein 
spezifisches System der kulturellen Repräsentation, das durch ein (dominantes) 
Narrativ der Rückkehr artikuliert wurde. Dieses Narrativ basierte auf einer 
starken Abgrenzung zur naciön ladina und zum guatemaltekischen National- 
staat. So vollzogen die politischen Vertretungen der Flüchtlinge in Mexiko, 
wie Finn Stepputat (1994) hervorhebt, mit der Bezeichnung e/ retorno (die 
Rückkehr), die sie ihrem Rückkehrprojekt gaben, eine bewusste sprachliche 
Abgrenzung zu den staatlichen Rückführungsprogrammen, die von der ersten 
auf die Militärs folgenden, aber von diesen kontrollierten, formaldemokrati- 
schen Regierung Guatemalas ab 1986/1987 in den Flüchtlingscamps in Mexi- 
ko gestartet und repatriacıön (Repatriierung) genannt wurden. Sie sahen die 
Eingliederung der aus Mexiko zurückgeführten Flüchtlinge in eine militarisier- 
te soziale Ordnung sowie die Rekrutierung der Männer in paramilitärische 
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Verbände vor. Vor diesem Hintergrund erhielt die Unterscheidung zwischen 
retorno und repatriacıiön eine politisch aufgeladene Bedeutung: Die Flücht- 
lingsvertretungen grenzten sich vom Paramilitarismus und von der nationalen 
Gemeinschaft der ‚bewaffneten Patrioten‘ ab. Sie formulierten stattdessen mit 
dem Begriff retorno ein eigenes politisches Projekt. 

Zugleich verbanden die Flüchtlinge, wie Stepputat weiter ausführt, mit e/ re- 
torno ein normatives Konzept des sozialen Seins. In Abgrenzung zur Figur des 
paramilitärischen Kämpfers wurde das (männliche) Subjekt des so genannten 
‚echten Flüchtlings‘ konstruiert. Gemeint ist eine diskursive Figur, die Normen 
des sozialen Handelns und moralische Standards innerhalb der Flüchtlingsge- 
meinschaft verkörperte: Hierzu gehörten die Erfahrungen des Wanderns und 
des Leidens - wie Gewalt, Vertreibung und Enteignung - und insbesondere die 
Wahrnehmung des Exils als einem Zeit-Raum des Übergangs. Dies bringt der 
religiös aufgeladene Begriff der posada (etwa: Herberge für Durchreisende) 
zum Ausdruck, der von vielen Flüchtlingen zur Bezeichnung ihres Aufenthal- 
tes in Mexiko verwendet wurde. Die Bestimmung der Figur des ‚echten 
Flüchtlings‘ lag also im Kampf für die Rückkehr. Nicht zuletzt etablierten die 
Flüchtlingsvertretungen auch eine eigene historische Erzählung, welche die 
Geschichte des Kampfes der Armen für materielle Verbesserungen, Autonomie 
und Würde sowie den Widerstand gegen die ‚Reichen und ihr Militär‘, die 
Krieg gegen die Armen führten und sich deren Land aneigneten, hervorhob. 
Auch eine gemeinsame Zukunft wurde anvisiert, in der die Flüchtlinge ge- 
meinsam zurückkehren, ihren von der Armee enteigneten Landbesitz zurück- 
erobern und autonome comunidades gründen. 

Die historische Erzählung und das System der kulturellen Repräsentation der 
Rückkehrbewegung e/ retorno hingen also eng mit der Organisation einer kol- 
lektiven und kommunal orientierten Rückkehr in die comunidades zusammen. 
In diesem Kontext ist die Bedeutung von Gruppen und Akteuren aus dem 
Umfeld der befreiungstheologisch orientierten und ebenfalls von den Militär- 
regierungen verfolgten ‚Katholischen Aktion‘ (acciön catölica) hervorzuheben. 
Eine Gruppe von Aktivisten/-innen der acciön catölica gründete in Mexiko 
die ‚Guatemaltekische Kirche im Exil‘ (Iglesia Guatemalteca en el Exilio - 
IGE). Diese Gruppe unterhielt enge Beziehungen zu den Vertriebenen und 
publizierte ab Ende der 1980er Jahre die ersten Texte über deren Schicksal, die 
auch in den Flüchtlingscamps kursierten. Es war jedoch insbesondere der Kul- 
turanthropologe und Jesuit Ricardo Falla, der jahrelang Vertriebene begleitete, 
die Erfahrungen und Lebensgeschichten unzähliger Flüchtlinge aufzeichnete, 
sie in eine kohärente kollektive Erzählung ‚übersetzte‘ und mehrere Beiträge 
zum Thema veröffentlichte (u.a. Falla 1992 und 1995). Falla deutete Vertrei- 
bung, Exil und Rückkehr als kollektiven und individuellen Ritus des Über- 
gangs - als rite de passage (vgl. van Gennep 1986, Turner 1989). Die Bewe- 
gung im Zeit-Raum der Vertreibung und Flucht beschreibt er als „tiempos de 
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suehos“ (etwa: ‚Traum-Zeiten‘), als Grenzerfahrung, in der eine Gruppe oder 
Person nicht mehr ist, was sie war, und noch nicht das ist, was sie sein wird: 
„Wir befanden uns jenseits, in einem Niemandsland, in der Liminalität“ (Falla 
1995: 24). Die Erfahrungen der Vertriebenen „komponierte“ Falla, wie er 
selbst schreibt, zu einem „Evangelium“, zum „religiösen Epos“ und zur „Tri- 
logie“ aus Vertreibung (Exodus), Exil (Herberge) und Rückkehr (Erlösung) 
(ebd.: 33-38, 40ff., 56). Ähnlich wie bei Falla steht auch in den Texten der 
IGE (1987) der Passageritus im Zentrum. Erzählt wird in verschiedenen Varia- 
tionen die männliche ‚Subjektwerdung‘ durch Erfahrungen der Migration, der 
Flucht und des Exils, mit anderen Worten die durch Grenzüberschreitungen 
verlaufende Verwandlung des recht- und besitzlosen Wanderarbeiters, Tage- 
löhners oder vertriebenen Siedlers in einen autonomen, Land besitzenden 
campesino. 

Diese hier nur thesenartig rekonstruierte Gegenerzählung zur Nation war also 
stark von den grenzüberschreitenden Diskursen der Befreiungstheologie beein- 
flusst. Im Gegensatz zu den nationalen Erzählungen konnten sich die Flücht- 
linge mit dieser Erzählung identifizieren und sie legitimierte das Recht auf 
Rückkehr, indem sie die Flüchtlinge als historische politische Gemeinschaft 
von vertriebenen comunidades indigenas repräsentierte, in deren Zentrum die 
Figur des ‚echten Flüchtlings‘ und damit das (männliche) Subjekt des enteig- 
neten campesino im Kampf gegen die Vertreter der Nation, die ‚Reichen und 
ihr Militär‘ stand. Dieses dominante Narrativ der Rückkehr beinhaltete aller- 
dings auch weibliche Bilder, die v.a. auf katholische Marienfiguren rekurrier- 
ten. Im erwähnten Text von IGE (1987) beispielsweise finden sich weibliche 
Repräsentationen wie die der passiven und unter dem Verlust ihrer Familie 
leidenden Mutter, die als Opfer-Metapher für die Massaker und Vertreibungen 
der Armee auftaucht. Dennoch: Obgleich als passiv und leidend konstruiert, 
boten diese religiösen Mutterbilder den Frauenflüchtlingen in der Exil- 
Situation einen möglichen Ort für eine Positionierung als historische Subjekte 
und damit für die politische Artikulation. Diese Positionierung beinhaltete das 
Potenzial radikaler politischer Subjektivität. Denn die Frauenflüchtlinge waren 
als indigene Frauen von der guatemaltekischen Nationalkultur nicht nur aus- 
geschlossen, sondern die indigene Frau wurde während des Krieges in beson- 
derer Weise verfolgt, sie erhielt, anders als die indigenen Männer, nicht einmal 
das Angebot auf bewaffneten Patriotismus (Paramilitarismus). Sie galt vielmehr 
als Kriegsziel und bedeutete damit eine verbotene Positionierung. 

Diese These bekommt mehr Gehalt, wenn man die Mikroebene des vorge- 
schlagenen Analyserahmens, d.h. die Ebene der Ich-Erzählungen hinzuzieht. 
Daher möchte ich nun einen Ausschnitt aus einem biographischen Interviews 
mit der Rückkehrerin Gabriela Garcia analysieren, indem ich ihre Ich- 
Erzählung mit der Kontext- und Repräsentationsebene verknüpfe. Dabei wird 
deutlich, wie eine Ich-Erzählung politische Subjektivität konstituiert, wie und 
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warum dabei auf welche Elemente des dominanten Narrativs der Rückkehr 
zugegriffen wird und warum die Positionierung als Mutter in der Rückkehrbe- 
wegung das Potenzial radikaler politischer Subjektivität beinhaltete.’ 


4.3 Ich-Erzählung und politische Subjektivitäten 


Gabriela Garcia wurde 1942 in einer comunidad im westlichen Hochland der 
Provinz Huehuetenango nahe der mexikanischen Grenze geboren. 1982 flüch- 
ten sie, ihr Partner und drei ihrer Kinder über die Grenze nach Mexiko, nach- 
dem die Armee in den umliegenden Orten mehrere Massaker verübt hatte. In 
den ersten Wochen der Flucht bekommt Gabriela ihr fünftes Kind, eine Toch- 
ter. Die folgenden 16 Jahre verbringt sie in verschiedenen Flüchtlingscamps im 
südmexikanischen Bundesstaat Chiapas. Anfang der 1990er Jahre wird sie für 
die Rückkehr politisch aktiv. Schnell gehört Gabriela zu den Protagonistinnen 
ihrer Rückkehrgruppe, die als eines der wenigen weiblichen Mitglieder der 
Landkommission mit der guatemaltekischen Regierung über die Landrechte 
ihrer Gruppe verhandelt und in dieser Funktion mehrmals von Mexiko nach 
Guatemala reist. 1998 schließlich kehren Gabriela, ihre Familie und weitere 
150 Familien nach Guatemala zurück. Doch nicht ihre politischen Aktivitäten 
ın der Landkommission, sondern die Umstände der Geburt ihrer Tochter auf 
der Flucht nach Mexiko stehen im Zentrum ihrer Ausführungen zu Flucht 
und Exil. Hier heißt es: 

„Und ich sagte zu meinem Mann, wenn wir hier [in einem Auffanglager für Flüchtlinge kurz 
hinter der mexikanischen Grenze] blieben, würde ich es nicht ertragen. Ich fürchtete, dass mir 
etwas zustoßen könnte. Ich schlug vor, eine andere posada zu suchen. Also ging er mit mir wei- 
ter nach Mexiko hinein. [...] Dort suchte er eine posada. Ich wurde ruhiger und dachte, dass ich 
bleiben und mein Kind zur Welt bringen könne. Aber so war es nicht, denn bald kam die 
Migrationspolizei und sagte, |...] dass [wir uns] auf der anderen Seite der Landstraße sammeln 
sollten, die weiter [von der Grenze] entfernt war. So verließen wir den Ort und gingen dorthin, 
wo bereits eine Gruppe von Genossen in einem einzelnen Haus campierte. Dort sagte ich zu 
meinem Mann - ich war schon kurz vor der Niederkunft - ich sagte zu ihm: ‚Vielleicht werde 
ich mich hier einrichten, Du, ich möchte mit meiner Last nicht mehr weiter gehen.‘ Aber es kam 
nicht so, wir verließen den Ort wieder und gingen nach Guadalupe Victoria. [...] Aber wir blie- 
ben auch nicht in Guadalupe, wir gingen zu einem rancho [ein Stall oder eine kleine Farm], er 
hieß Coyugual. Und zwei Wochen nachdem wir dort angekommen waren, brachte ich meine 
Tochter zur Welt. Diese Nacht verbrachte ich schlecht, ich litt, keine Hebamme war da. Allein 
sitze ich dort mit dem Rücken zum Feuer, nur mein Mann begleitet mich, nur die Tierchen, die 
nachts unterwegs sind, kommen herein und singen in der Nacht. Sie kommen kurz herein, um 
ein Ründchen zu drehen und gehen wieder. Morgens [...] stand [ich] auf, setzte mich nah an die 


Feuerstelle und machte Feuer. Ich fühlte mich schwach. Nach zwei Tagen stand ich wieder auf. 
Mein Mann mahlte das Maismehl in der Mühle und ich machte daraus tortillas [Maisfladen].“ 


Die Anthropologin Mary Louise Pratt (2004) beschreibt die Wiederkehr neu- 
testamentarischer Repräsentationen als häufig anzutreffendes Muster, um Er- 
fahrungen der Migration bzw. der Vertreibung in Sinn stiftende Erzählformate 


7  _Vor- und Zuname der interviewten Person wurden geändert. Die Interviews wurden am 20. 
Mai und am 20. Juni 2002 in der Rückkehrgemeinde La Trinidad geführt. 
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zu bringen. Auch Gabriela ‚formatiert‘ ihre Erfahrungen der Flucht nach Me- 
xiko, das ständige Umherziehen und die bevorstehende Niederkunft mit Hilfe 
eines religiösen Erzählmusters. Sie repräsentiert die bevorstehende Geburt ih- 
res Kindes während der Flucht als eine Variation der Geburt Jesu‘. Der von ihr 
verwendete Ausdruck posada hat hier die gleiche Bedeutung und beinhaltet 
ähnliche Bilder wie in der neutestamentarischen Erzählung: Ihr Partner und sie 
ziehen umher und suchen eine posada, wo sie ihr Kind zur Welt bringen 
kann. Sie finden sie schließlich in einem rancho, einem Stall. Gabrielas Ich- 
Gestaltung bezieht sich dabei auf die katholische Figur der Marien gleichen 
‚Mutter‘, die sich auch im dominanten Narrativ der Rückkehr findet. Aller- 
dings steht im Mittelpunkt ihrer Geschichte nicht der enteignete campesino, 
sondern die (werdende) Mutter. Gabriela aktiviert damit die Marien-Figur und 
verschiebt so ihre Bedeutung. Die Erzählung der Geburt ihrer Tochter be- 
gründet deshalb, so meine These, Gabrielas ‚Mythos des Ich‘. Mit der narrati- 
ven Anordnung ihrer Erfahrungen als religiösen rite de passage bringt sie sich 
selbst als politisches Subjekt eines entstehenden Kollektivs von Flüchtlingen 
hervor. Um diese Mutter-Positionierung als eine politische zu verstehen, muss 
sie allerdings weitergehend kontextualisiert werden: Wie Enakshi Dua über in- 
digene Frauen in Kanada schreibt, können diese nicht den symbolischen Ort 
der Reproduzentin der Nation (‚Mutter der Nation‘) einnehmen. Sie können 
jedoch eine Positionierung als ‚Mutter’ einer imaginierten indigenen Gemein- 
schaft vollziehen. Diese Subjektposition nennt Dua „mother of community“ 
(Dua 1999: 12). In diesem Sinne geriert sich Gabriela in ihrer Ich-Erzählung 
als eine Art ‚Mutter der imaginierten Rückkehrgemeinschaft‘? Zum zweiten 
hat dieser ‚Mythos des Ich‘ auch eine ganz konkrete politische Bedeutung: So 
weisen Soziologinnen wie Elizabeth Jelin (1990) und Maxine Molyneux (2001) 
in ihren Arbeiten über Geschlechterpolitiken und Frauenbewegungen in der 
postkolonialen Geschichte Lateinamerikas immer wieder auf die Bedeutung 
der (Selbst-)Repräsentation als Mutter als politische Positionierung und Aner- 
kennungsstrategie von Frauen in ihren Kämpfen um Staatsbürgerrechte und 
Aktivitäten gegen autoritäre Regime hin. Das bekannteste Beispiel sind hier 
wohl die „Madres de Plaza de Mayo“ in Argentinien. Auch Sarah Radcliffe 
und Sallie Westwood (1993) analysieren verschiedene Strategien der Aneig- 
nung, Umdeutung und Politisierung der Mutterschaft in Lateinamerika, insbe- 
sondere durch sozial marginalisierte und indigene Frauen, die zumeist auf die 
Marienbilder der katholischen Kirche rekurrieren. Diese konkurrieren mit dem 
ethnisch privilegierten Bild der ‚Mutter der Nation‘, aus dem arme und indi- 
gene Frauen ausgeschlossen sind. Im Rahmen der Operationen der guatemal- 


8 Der Begriff der imaginierten Rückkehrgemeinschaft (imagined returned community) ist 
Stepputat (1994) entlehnt, der damit das System der kulturellen Repräsentation von el retor- 
no zu bezeichnet. 
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tekischen Militärregierungen wurden, wie oben gezeigt, indigene Mütter sogar 
zur nationalen Bedrohung und damit zum militärischen Angriffsziel erklärt 
(vgl. Radcliffe und Westwood 1993: 14). Gabrielas Hervorhebung der Schwan- 
gerschaft und Geburt ist daher auch als ein politisches Statement für das 
Recht auf Mutterschaft der indigenen Frau, auf die Integrität ihrer Familie und 
ihres Körpers zu interpretieren. Der diasporische Charakter von Gabrielas 
‚Mythos des Ich‘ wird indessen deutlich, wenn der Erzählabschnitt über die 
Geburt mit dem nachfolgenden verknüpft wird: 


„So war unser Leben und so wuchs mein Töchterchen heran. Wir verließen Guadalupe, gingen in 
ein Flüchtlingscamp, unser Häuschen wurde gebaut. Wir strengten uns an für den retorno. Dann 
wurden die Friedensverträge unterzeichnet. Das war, als sie uns sagten, dass es für diejenigen, die 
zurückkehren wollten, eine Möglichkeit gäbe, um ein Stück Land zu erhalten. Fünf Jahre kämpf- 
ten wir für die Rückkehr. Mein Töchterchen war schon 17, als wir nach Guatemala zurückka- 
men. 17 Jahre waren wir in Mexiko, das Alter, das sie hat. Zwei Wochen vor ihrer Geburt kam 
ich nach Coyugual und sie war schon eine junge Frau, als sie zurück kam ... und so haben wir 
die Zeit verbracht“. 

Die Geburt und die Kindheit der jüngsten Tochter erhalten in Gabrielas Er- 
zählung auch eine wichtige Funktion zur Konstruktion von Zeit und Raum 
des Exils. Sie erzählt die 17 Jahre in Mexiko sowie den Kampf um Rückkehr 
in stark geraffter Form und in Begriffen des Heranwachsens ihrer Tochter. 
Dies und die Verwendung der posada-Metapher zeigt, dass Gabriela Mexiko 
als borderland, als liminalen Zeit-Raum des Übergangs zu etwas Neuem kon- 
zeptualisiert. Diese Form der narrativen Herstellung von Zeit und Raum dient 
aber nicht nur der diasporischen Subjekt-Positionierung als Mutter, sondern 
Geburt und Heranwachsen der Tochter sind auch Metaphern für eine kollek- 
tive Zukunft der Flüchtlinge - auf der anderen Seite der Grenze. 


5. Fazit 


Der border feminism geht im Gegensatz zu Intersektionalitäts-Ansätzen davon 
aus, dass nicht die Suche von Individuen und Gruppen nach (wenn auch mul- 
tiplen) Verortungen in sozialen Kategorien, sondern vielmehr individuelle und 
kollektive Erfahrungen der Überschreitung, Verhandlung und Verschiebung 
politischer, symbolischer und diskursiver Grenzen (d.h. auch kategorialer 
Grenzen) ‚radikale politische Subjektivitäten‘ formen. Diese werden als ‚di- 
asporisch‘ bezeichnet (Sandoval 1998). Damit geht der border feminism mit 
seinem zentralen Konzept der borderlands über das Intersektionalitäts- 
Paradigma hinaus und beinhaltet insbesondere für die Migrationsforschung 
eine wichtige methodologische Erweiterung: Sie besteht darin, dass die Konsti- 
tution politischer Subjektivitäten und die Aneignung von politischer Hand- 
lungsmacht von der Grenzüberschreitung als einer zentralen sozialen und kul- 
turellen Erfahrung her gedacht und das (ver-)handelnde Subjekt in den Mittel- 
punkt der Analyse gestellt werden. Und obgleich die Idee der borderlands für 
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die Tendenz zur Idealisierung des hybriden und diasporischen Subjekts kriti- 
siert wird, beinhaltet sie nicht nur das Potenzial radikaler politischer Subjekti- 
vität, sondern auch das Potenzial einer radikalen Methodologie, welche die 
Macht der analytischen Kategorien dekonstruiert, aber in der empirischen 
Forschungspraxis schwer umzusetzen ist. 

Der in diesem Beitrag vorgeschlagene methodologische Rahmen zur Analyse 
politischer Subjektivitäten in transmigrantischen Räumen basiert daher auf ei- 
ner Kombination der borderland-Konzeption von Gloria Anzaldüa mit Brahs 
Idee der kontingenten Kategorien und ihren Vorschläge für ein methodisches 
Vorgehen. In der Anwendung dieses Rahmens auf die Rückkehrbewegung el 
retorno ist deutlich geworden, dass das dominante Narrativ der Rückkehr, die 
Ich-Erzählungen der Rückkehrer/-innen und die politischen Subjektivitäten, 
die mit e/ retorno verbunden waren, vor allem von Grenzüberschreitungen auf 
verschiedenen Ebenen geprägt sind. Auf der materiellen Ebene gehören hierzu 
die Vertreibung nach Mexiko und die Rückkehr nach Guatemala. Auf der 
symbolischen und diskursiven Ebene fällt der Einfluss religiöser Erzählmuster 
der Befreiungstheologie auf. Die Flüchtlinge und Rückkehrer/-innen ordnen 
daher ihre Erfahrungen der Grenzüberschreitungen narrativ als rite de passage 
an. Hier erscheint Mexiko als borderland, als Zeit-Raum des Übergangs, der 
mit dem Begriff posada bezeichnet wird. Die männlichen Rückkehrer jedoch 
können im Prozess der Subjektpositionierung auf real existierende und aktive 
soziale Modelle für Männer zugreifen, beispielsweise auf die soziale Figur des 
selbstbestimmten campesino. Für Frauenflüchtlinge und Rückkehrerinnen wie 
Gabriela stehen entsprechende weibliche Figuren nicht bereit. Eine Möglich- 
keit ist es deshalb, die Mutterschaft hervorzuheben, um das passive katholi- 
sche Bild der Maria oder ‚verbotene‘ Subjektpositionen wie die der indigenen 
Mutter anzueignen, zu verschieben und zu politisieren. Die politische Dimen- 
sion der Positionierung als indigene Frau bleibt in Gabrielas Ich-Erzählung je- 
doch ohne eine Rekonstruktion des Kontextes auf der Makroebene unsicht- 
bar: Dieser Kontext ist die guatemaltekische Gesellschaft, deren Herrschaftsba- 
sis Rassismus ist und Mutterschaft daher ein „umkämpftes Feld“ (Brah) bildet. 
Im spezifischen Kontext, in dem el retorno zu verorten ist, beinhaltet die Sub- 
jektposition ‚Mutter‘ also das Potenzial radikaler Subjektivität. Durch diese 
Position wurden einerseits Subversion und Widerstand gegen den rassistischen 
ladinischen Nationalstaat sowie Forderungen auf das Recht der physischen In- 
tegrität von Körper und Familie artikuliert. Andererseits symbolisierte Mutter- 
schaft im borderland des posada-Setting die Entstehung und Reproduktion ei- 
ner Gemeinschaft zukünftiger Rückkehrer/-innen sowie eine gemeinsame Zu- 
kunft auf der anderen Seite der Grenze, die, als sie Gegenwart wurde, wieder 
neue Subjektpositionierungen erforderte. 
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Sabine Nuss 


Ich möchte kein Eisbär sein 


Warum der UN-Klimagipfel in Kopenhagen die Welt 


nicht gerettet hat 


„Kopenhagen-Fiasko“, „Desaster Kopen- 
hagen“, „Land unter in Kopenhagen“ - 
das waren die Schlagzeilen nach dem 
UN-Klimagipfel in Kopenhagen. Zwei 
Wochen lang verhandelten in der däni- 
schen Hauptstadt im Dezember letzten 
Jahres 193 Vertragsstaaten darüber, wie 
ein neues völkerrechtlich bindendes Klı- 
maschutz-Abkommen aussehen soll. Das 
alte, das sogenannte Kyoto-Protokoll, 
läuft 2012 aus. Unter anderem verpflich- 
ten sich die Industriestaaten darin, nur 
noch begrenzt klimaschädliches Treib- 
hausgas in die Luft zu pusten (verglichen 
mit 1990 etwa fünf Prozent weniger). Das 
über allem stehende Ziel: Die Erderwär- 
mung darf nicht mehr als zwei Grad über 
die Temperatur der vorindustriellen Zeit 
steigen. 

Das neue Abkommen, welches die Dele- 
gierten in Kopenhagen aushandeln woll- 
ten, sollte nicht einfach nur eine Fort- 
schreibung des alten Kyoto-Protokolls 
sein, sondern es sollte auch weitergehen- 
de Maßnahmen und Verpflichtungen 
enthalten. Die Gründe dafür sind be- 
kannt: Der Klimawandel schreitet schnel- 
ler voran, als bisher angenommen. Auch 
die Folgen sind mittlerweile hinreichend 
apokalyptisch beschrieben: Abschmelzen 
der Polkappen, Steigen des Meeresspie- 
gels, Dürren, Unwetter, Hungersnöte, 
Flüchtlingsströme, Kriege, etc. 

Der Klimawandel, so heißt es immer, 
komme als Problem nicht wirklich an bei 


den Menschen. Das Thema sei so „abs- 
trakt“, so weit weg vom Alltag. Das mag 
vielleicht für den Bewohner von Halle, 
Heidelberg oder Hoffenheim gelten, für 
die Bewohner der Pazifikinsel Tuvalu ist 
„das Problem“ zum Greifen nah: Schrei- 
tet der Klimawandel voran, wird die Insel 
in einigen Jahren untergehen. Bereits in 
der ersten Woche der Konferenz probte 
Tuvalu einen aufsehenerregenden Auf- 
stand. Der Inselstaat forderte, den An- 
stieg der globalen Durchschnittstempera- 
tur nicht auf maximal 2 Grad Celsius zu 
begrenzen, sondern auf 1,5 Grad. Unter 
Tränen appellierte der Insel-Delegierte im 
Plenarsaal an die versammelten Delegier- 
ten: „Unser Schicksal liegt in Ihren Hän- 
den“. 

Trotz alledem: Zwei Jahrzehnte interna- 
tionale Klimaverhandlungen konnten 
den CO2-Ausstoß bislang nicht verhin- 
dern, nicht mal verlangsamen - im Ge- 
genteil: Der globale Ausstoß an Klimaga- 
sen ist seit Verabschiedung des Proto- 
kolls im Jahr 1997 nicht etwa zurückge- 
gangen, sondern weiter angewachsen. 
Und das Tempo dieses Anstiegs nimmt 
zu. Waren in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre beispielsweise im Durch- 
schnitt jährlich knapp 1,5 Prozent mehr 
Kohlendioxid-Emissionen zu verzeich- 
nen, so stieg der Ausstoß seit der Jahr- 
tausendwende im jährlichen Mittel um 
mehr als drei Prozent. Die Emissions- 
entwicklung bewegt sich damit gegenwär- 
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tig auf dem Pfad des „worst case“- 
Szenarios des UN-Klimarats IPCC. 

Es ist kein Wunder, dass die sogenannte 
Zivilgesellschaft im Vorfeld von und in 
Kopenhagen alles und vor allem sich 
selbst in Bewegung gesetzt hat, um die 
immer wieder als „Leader“ angerufenen 
Staatschefs zum Handeln zu bewegen. 
Über 100.000 Menschen wurden auf der 
Demonstration am Wochenende zwi- 
schen den beiden Konferenzwochen auf 
den Straßen gezählt. Buntscheckig, als 
Eis- oder Pandabären verkleidet und in 
blauen Plastikplanen (Wasserflut!) ge- 
hüllt, selbst gebastelte Erdkugeln balan- 
cierend und überall der Slogan „Act 
Now!“ - so lief die Demonstration zum 
Kongressgebäude, dem in diesen Tagen 
oft zitierten „Bella Center“, am Rande 
der Stadt. Fast unbemerkt von der Öf- 
fentlichkeit und schlimmer noch, von 
dem Gros der Demonstrationsteilneh- 
mer, konnte die dänische Polizei einen 
ganzen Block aus dem Zug „rausschnei- 
den“, abtrennen, einkesseln und die zu- 
meist jungen Leute in Reih und Glied 
mit Kabelbindern gefesselt auf dem eis- 
kalten Asphalt sitzen lassen. Stundenlang 
warteten die Festgenommenen bis zum 
Abtransport ins sogenannte Klimage- 
fängnis mit den berühmten Käfigen, die 
Deutschland eigens zu diesem Zweck 
ausgeliehen hat. Derweil marschierte die 
Demonstration fröhlich weiter. Die Bi- 
lanz des Tages: rund 900 Verhaftete. 
Vorbeugend, so die dänische Polizei. 
Über 45.000 Teilnehmer zählte der Gip- 
fel, nicht nur delegierte Staatsvertreter 
waren akkreditiert, sondern ebenso Lob- 
byisten. Nichtregierungsorganisationen 
wie der BUND waren genauso zugegen 
wie Unternehmensverbände, die für ihre 
grünen Produkte werben wollten und 
sich im Greenwashing überboten, 
daneben die üblichen Pressevertreter. 
Dass die sogenannte Zivilgesellschaft bei 
den UN-Klimagipfeln traditionell Beob- 
achterstatus hat, wird gerne als Ausweis 
der demokratischen Verfassung der UN- 


Treffen genannt, ebenso der Umstand, 
dass hier alle Länder mit einer Stimme 
Gewicht gleichberechtigt vertreten sind. 
Im Gegensatz zu den G8-Gipfeln, bei 
denen die Staatschefs ganz unter sich 
bleiben und niemand irgendeinen Beob- 
achterstatus inne hat. 

In den vielen konfliktiven Situationen 
bei den Verhandlungen in Kopenhagen 
hat sich diese vermeintlich größere De- 
mokratie allerdings recht schnell entlarvt: 
Zwar haben die Länder jeweils nur eine 
Stimme, aber je nach Wirtschaftskraft des 
Landes kommen sie mit einer entspre- 
chend größeren Anzahl an Delegierten 
und üben einen ungleich größeren Ein- 
fluss auf die Verhandlungen aus. Und die 
berühmt berüchtigte Zivilgesellschaft ist 
nur so lange recht herzlich eingeladen, 
wie sie sich wohl verhält. Das hat diesmal 
nicht so gut geklappt. Zum einen übten 
im Konferenzgebäude einige Entwick- 
lungsländer oder vom Klimawandel be- 
sonders betroffene Staaten mit Unter- 
stützung von NGOs kleinere Aufstände 
und störten das gediegene diplomatische 
Parkett mit Sprechchören. Im Verlauf der 
Verhandlungen wurde die Teilnahme der 
NGOs zunehmend restriktiv gestaltet, in 
den Schlusstagen durften nur noch ein 
paar Dutzend Vertreter rein. Zum ande- 
ren aber wartete draußen - erstmalig in 
der Geschichte der UN-Klimagipfel - ei- 
ne Menge protestierender Menschen, die 
zum Bella Center wollte, um dort mit 
dem Slogan „Reclaim Power“ eine alter- 
native People’s Assembly on Climate 
Justice abzuhalten. Von den akkreditier- 
ten NGO-Teilnehmern hatten sich meh- 
rere hundert entschlossen, das Konfe- 
renzzentrum zu verlassen, um die Protes- 
tierenden zu treffen. Die Polizei verstand 
wenig Spaß: mit Knüppeln wurden die 
Akkreditierten von der People’s As- 
sembly ferngehalten, die Protestierenden 
draußen brachte sie in bewährter Manier 
gefesselt zu Boden, während Pressespre- 
cher des Netzwerks Climate Justice Ac- 
tion, welches zur People’s Assembly auf 
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gerufen hatte, verhaftet wurden. Sie ka- 
men gleich mehrere Tage in Untersu- 
chungshaft. This is what democracy 
looks like. 

Ebenso wenig „demokratisch“ verliefen 
schließlich die letzten zwei Tage des 
Klimagipfels. Wo die Delegierten, die 
Unterhändler, die Ministerialbeamten und 
Mitarbeiter von Umweltministerien nicht 
mehr weitergekommen waren und die 
Vertreter von NGOs ausgeschlossen, da 
sollten jetzt die eingeflogenen Staatschef 
ran und hinter verschlossenen Türen Nä- 
gel mit Köpfen machen. „Politicians talk, 
leaders act!“ - so die im Greenpeace- 
Slogan ausgedrückte naive und herr- 
schafts-affirmative Hoffnung, die ganz da 
oben, die müssten es jetzt richten. Ha- 
ben sie aber nicht. Das endgültige Papier, 
der sogenannte „Copenhagen Accord“, 
beinhaltet weder ein gemeinsames kon- 
kretes Ziel der Industrieländer zur CO>- 
Reduktion noch einen Modus darüber, 
wer die ab 2020 versprochenen Finanz- 
hilfen an die Entwicklungsländer in Hö- 
he von 100 Mrd. US-Dollar pro Jahr be- 
zahlt. Einzig das Ziel, dass die Erder- 
wärmung keine zwei Grad Celsius über- 
steigen darf, wurde festgehalten. Doch 
auch dies ist kaum als Erfolg zu werten. 
Denn erstens ist mittlerweile klar, dass 
auch eine globale Erwärmung von zwei 
Grad Celsius für viele - insbesondere 
arme - Regionen der Welt desaströs 
wirkt. Zweitens: Wie das Zwei-Grad-Ziel 
erreicht werden soll, weiß der Himmel, 
nicht aber die Kopenhagen Vereinba- 
rung. Konkrete Minderungsziele für den 
Klimagasausstoß wurden ja nicht verein- 
bart. Und selbst wenn sie es wüsste, wär’s 
egal: Das Abkommen ist nicht rechtlich 
bindend. Die Delegiertenversammlung 
stimmte dem Papier am nächsten Tag 
nicht zu, es wurde unter teilweise wüten- 
dem Protest lediglich „zur Kenntnis“ ge- 
nommen. Zur Kenntnis wurde damit 
auch genommen, dass die Staaten we- 
nigstens ihre selbst gesteckten Ziele bis 
zum 31. Januar 2010 an das Klimasekre- 


tariat melden sollen - freiwillig natürlich. 
Nur 55 von 192 Ländern haben diesen 
Termin allerdings eingehalten. Die an- 
gemeldeten Verpflichtungen zur Minde- 
rung der Emissionen im Vergleich zu 
1990, die bis 2020 erreicht werden sollen, 
waren dabei alles andere als ehrgeizig: 
Die USA will den Ausstoß um rund 4 
Prozent absenken, China will die Zu- 
nahme des CO32-Ausstoßes bremsen, aber 
nicht reduzieren. Die EU verspricht, 20 
Prozent zu reduzieren, auf 30 Prozent 
wollen die europäischen Staaten nur 
dann hochgehen, wenn auch die anderen 
Industriestaaten mitmachen. Insgesamt 
wird die Reduktions-Forderung der UN- 
Klimaforscher an die Industriestaaten in 
Höhe von 25 - 40 Prozent klar verfehlt. 
Kopenhagen ist grandios gescheitert, man 
kann es nicht anders sagen und über die 
Ursache wird seither viel geredet. 

Wie so häufig ist mal wieder der Chinese 
schuld, wahlweise auch die USA, oder 
aber eben alle auf einmal: Dann ist es der 
„politische Wille“, der den Staatenlen- 
kern gleichermaßen gefehlt habe oder 
aber „nationale Egoismen“, die eine Ei- 
nigung verhindert hätten, mitunter wird 
auch die Anthropologie bemüht („der 
Mensch lernt nicht“) und wenn einem 
gar nichts mehr einfällt, wird die schiere 
Anzahl der Staaten als Ursache ange- 
führt: einfach zu viele Staaten, das kann 
ja nıchts werden. Doch weder die Natur 
des Menschen, noch der fehlende politi- 
sche Wille, noch die Anzahl der Staaten 
können erklären, wıeso sich 193 Staaten- 
vertreter nicht darauf einigen wollen, bei 
der Produktion ihrer Güter weniger CO2 
auszustoßen. 

Das angestrebte Kopenhagener Abkom- 
men steckte von vorneherein voller 
Zündstoff. Soll der Temperaturanstieg 
der Erde gestoppt werden, müssen die 
Industrieländer ihre Emissionen drasti- 
scher reduzieren und auch die Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer müssen 
diesmal ran - im Kyoto-Protokoll waren 
sie noch davon ausgenommen. Im Ge- 


142 


Sabine Nuss 


genzug sollen die reichen Länder den 
armen Ländern jährliche Milliardenhilfen 
für Anpassungsmaßnahmen gewähren, 
damit diese sich auf den Klimawandel 
einstellen können. Neben den Minde- 
rungszielen und den Finanzhilfen war 
auch die Überwachung von CO32-Aus- 
stoß und -Minderung ein Streitpunkt: 
China beispielsweise wollte sich partout 
nicht in die Karten gucken lassen. Der 
Frontenverlauf entlang dieser Streitpunk- 
te zwischen den Staaten ist komplex: Die 
USA und China, die weltweit größten 
Emittenten, stehen sich gegenüber wie 
im Zweikampf: Keiner will den ersten 
Schritt machen, was die Zusage an Min- 
derungszielen betrifft. Auch die EU als 
drittgrößter Emittent wollte nicht ein- 
fach im Alleingang 30 Prozent einsparen 
- aus vermeintlich strategischen Grün- 
den, weil die anderen schließlich mitzie- 
hen sollten. Die Entwicklungsländer wie- 
derum verlangten Finanzzusagen, bevor 
sie sich auf eine verbindliche Begrenzung 
ihres Klimagasausstoßes einlassen. Die 
Industrieländer aber konnten sich nicht 
einigen, wer wann und wie viel Geld ü- 
berweisen soll. Und so drehten sich die 
entsprechend spannungsgeladenen Ver- 
handlungen im Kreis, kamen immer wie- 
der ins Stocken und scheiterten am Ende 
ganz. 

Die Gründe für den in den letzten Jahr- 
zehnten unverminderten CO2-Anstieg 
erhellen, worum es bei Klimagipfeln tat- 
sächlich geht: Der CO2-Ausstoß wächst 
mit dem Wirtschaftswachstum - zumin- 
dest, wenn das Wachstum vorwiegend 
auf Basis fossiler Energieträger wie Öl, 
Kohle oder Gas von statten geht. Unter 
diesen Umständen ist „CO2-Ausstoß“ 
gleichbedeutend mit „Wirtschaftswachs- 
tum“, und das steht noch immer für 
steigende Profite, Wohlstand und hohe 
Beschäftigung, „CO2-Minderung“ mit 
Stagnation oder Krise. Der Klimagipfel 
ist kein Umweltgipfel, sondern ein knall- 
harter Weltwirtschaftsgipfel. Weil kein 
Land auf Wirtschaftswachstum verzich- 


ten will und es innerhalb der Konkurrenz 
mit anderen Staaten auch kaum kann 
und Länder sowie Konzerne (noch) von 
den billigen Energieträgern Kohle, Gas 
und Öl profitieren, sind die Fronten so 
verhärtet. Der sogenannte „Grüne Kapi- 
talismus“, in dem mancher im Gewande 
des Green New Deal so viel Potenzial 
sieht, steckt in den Kinderschuhen. Es ist 
völlig offen, ob ein Grüner Kapitalismus, 
der ja unverändert ebenfalls endloses 
Wachstum voraussetzt, überhaupt mög- 
lich wäre, bzw. auf welche Kosten. Die 
Entwicklungspfade hin zu erneuerbaren 
Energien werden zu allem Überdruss 
auch noch durch wiederum konkurrie- 
rende Machtinteressen mitunter eher 
blockiert als betreten. Beispielhaft und 
aktuell ist in Deutschland die Aufkündi- 
gung des Atomausstiegs durch die 
schwarz-gelbe Koalition. 

Betrachtet man den Klimagipfel also als 
das, was er ist, nämlich ein Wirtschafts- 
gipfel von miteinander in Konkurrenz 
stehender Nationalstaaten unterschiedli- 
cher Wirtschaftskraft, erscheint einiges in 
anderem Licht. Zum Beispiel der Vor- 
wurf der Entwicklungs- und Schwellen- 
länder an die Industrieländer, jahrelang 
auf Kosten globaler Umweltzerstörung 
Wirtschaftswachstum, Wohlstand und 
Reichtum generiert zu haben. Die In- 
dustrieländer, so die Argumentation, 
könnten jetzt schlecht verlangen, dass die 
ärmeren Länder ihrerseits darauf verzich- 
ten, um die Umwelt zu schützen. Dieser 
Vorwurf kommt zwar höchst moralisch 
daher, ist es aber gar nicht. Die Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer wollen 
im Allgemeinen schlicht das haben, was 
die Industrieländer seit je schon immer 
verfolgen: Wachstum - koste es, was es 
wolle. Auch ihnen ist das kapitalistische 
Wirtschaftswachstum alternativloses Mit- 
tel zum ersehnten Wohlstand - für zu- 
mindest einige Teile der Bevölkerung. 
Genau dies aber ist die Grundlage für die 
ganz unterschiedlich konfigurierten Inte- 
ressengegensätze der Verhandlungsstaa- 
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ten: Einerseits konkurrieren beispielswei- 
se China und die USA darum, wer das 
höhere Wirtschaftswachstum auf sich 
zieht, sei es als Grundlage der Verteidi- 
gung einer dominanten Weltmachtstel- 
lung oder eines Interesses an binnenori- 
entierter „aufholender Entwicklung“, an- 
dererseits sind China und die USA wie- 
derum darauf angewiesen, dass der je an- 
dere wirtschaftlich floriert: China ver- 
kauft einen Großteil seiner Güter in die 
USA und braucht das Land als Absatz- 
markt, während die USA bei China Kre- 
dit nımmt, um weiter in aller Welt ein- 
kaufen zu können. Die USA ist daher 
daran interessiert, dass China flüssig 
bleibt, das heißt mit Export Einnahmen 
generiert. Beide Länder sind wechselseitig 
darauf angewiesen, dass das andere Land 
immer weiter wächst, dabei wird sich aber 
gegenseitig argwöhnisch beäugt, dass der 
andere dabei nicht zu wirtschaftsmächtig 
wird. Auch wenn statt der vielen Klima- 
verhandler in Kopenhagen nur einige 
Wenige zusammen gekommen wären, 
beispielsweise - wie jetzt häufig vorge- 
schlagen - die Vertreter der G20, die den 
Hauptausstoß® von CO2 im globalen 
Maßstab auf sich vereinen, hätte das die 
herrschenden Interessensgegensätze nicht 
einfach in Harmonie aufgelöst. Und tat- 
sächlich war es ja in Kopenhagen so, dass 
in den letzten Verhandlungstagen ein 
kleiner Exklusivklub der Weltmächte und 
Großemittenten zusammensaß und ge- 
nauso wenig zu einer Lösung kam, wie 
die 193 Vertragsstaaten der Kopenhagen- 
Konferenz. 


Im Nachgang der gescheiterten Klima- 
konferenz ın Dänemark werden jetzt 
überall Strategiediskussionen geführt, wie 
es angesichts der kommenden Klimagip- 
fel - im Juni in Bonn und im Dezember 
in Mexiko - weitergehen soll mit Protest 
und öffentlichem Druck. Die im Entste- 
hen begriffene linke Klimabewegung dis- 
kutiert, ob es nicht sinnvoller wäre, sich 
auf lokale Auseinandersetzungen zu kon- 
zentrieren, wie etwa das Verhindern von 
Kohlekraftwerken, die Demokratisierung 
der Energieversorgung oder den Kampf 
für kostenlosen öffentlichen Nahverkehr. 
Die NGO-Landschaft ist gespalten. Wäh- 
rend Oxfam oder WWF trotz aller Er- 
gebnislosigkeit am internationalen UN- 
Prozess festhalten und an „die Führer der 
Welt“ appellieren wollen, orientieren an- 
dere ihre Lobbyaktivitäten verstärkt auf 
nationale Politik: Bundesverkehrswege- 
plan und Energieeffizienzgesetz statt 
Gipfelhopping. Das sei die Lehre aus 
Kopenhagen und 15 Jahren UN-Klima- 
verhandlungen. 

Eine internationale Klimabewegung, will 
sie im Anschluss an Kopenhagen an Kraft 
gewinnen, muss jedoch die herrschende 
profitorientierte Produktions- und Kon- 
sumtionsweise ins Zentrum ihrer Kritik 
rücken. Ganz ebenso muss sie die politi- 
schen Formen, in denen diese Logik ver- 
waltet wird, in Frage stellen. Solange die 
Zivilgesellschaft an den guten Willen ih- 
rer dieser Logik folgenden „Leader“ ap- 
pelliert, wird sie früher oder später unter- 
gehen. Zumindest die Eisbären unter ih- 
nen. 


